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Einleitung 

Dkfm. Dr. Heinz Kienzl 

Generaldirektor der Oesterreichischen Nationalbank 

Im Jahr 1953 hatten wir in Österreich eine durchschnittliche 
Arbeitslosigkeit von 184.000 bei 19 Millionen Beschäftigten. Unse-
re Währungsreserven beliefen sich auf 9 Mrd S. Österreich war von 
vier Besatzungsmächten besetzt, vor allem die Überwindung der 
Zonengrenze von der sowjetischen zu den anderen Besatzungszo-
nen war noch immer ein schweres Hindernis für den wirtschaftli-
chen Verkehr. Der Eiserne Vorhang trennte Österreich von traditio-
nellen Handelspartnern. 

Die österreichische Industrie hatte den Wiederaufbau einiger-
maßen beendet. Die Marshallplanhilfe war für die Deckung unseres 
Leistungsbilanzdefizits von überragender Bedeutung. Die Nach-
kriegsinflation war gerade zum Stillstand gebracht worden. 

Noch immer kamen Männer aus der Kriegsgefangenschaft 
heim, wir hatten 165.000 Kriegsversehrte zu versorgen. Die Infra-
struktur der österreichischen Wirtschaft war erst halbwegs in Ord-
nung gebracht, doch gab es noch Zusammenbrüche des Bundes-
lastverteilers, d. h. die so wichtige Stromversorgung war noch nicht 
gesichert. In der Landwirtschaft waren noch 15 Millionen Men-
schen beschäftigt gegenüber 626.000 heute, und die Rationalisie-
rung setzte ein. 

Vor allem aber war es unklar, ob Österreich in absehbarer Zu-
kunft die vier Besatzungsmächte loswerden und den Staatsvertrag 
erhalten könnte. Zu diesem Zeitpunkt beschloß der Österreichische 
Gewerkschaftsbund die Erreichung der Vollbeschäftigung zu sei-
nem vorrangigen Ziel zu machen. 

7 



1974 gab es eine Kontroverse zwischen dem damaligen Bun-
deskanzler Dr. Kreisky und unserem Generalrat Ausch darüber, ob 
nicht bereits Überbeschäftigung im Lande herrsche. 11 Jahre spä-
ter (1985) hatten wir um noch 100.000 Beschäftigte mehr zu ver-
zeichnen. Wir haben heute offizielle Währungsreserven in der Höhe 
von rund 120 Mrd 5, der Eiserne Vorhang konnte wenigstens in 
wirtschaftlicher Hinsicht weitgehend überwunden werden, die Infra-
struktur der österreichischen Wirtschaft befindet sich in einem ta-
dellosen Zustand, die österreichische Industrie ist trotz mancher 
Strukturschwächen höchst leistungsfähig. In all den vergangenen 
Jahren konnte Österreich, wenn auch nur in einem geringfügigen 
Ausmaß, ein höheres Wirtschaftswachstum erreichen als vergleich-
bare Industriestaaten. Das Leistungsbilanzdefizit, das uns der erste 
und der zweite Ölschock eingewirtschaftet hatten, ist überwunden. 
Hinsichtlich der Kreditwürdigkeit steht Österreich im internationalen 
Vergleich unter 186 Staaten an zehnter Stelle. 

Die Reallohnzuwächse der letzten Jahre waren zwar nur mehr 
bescheiden: Sie betrugen etwa ein Drittel - im Durchschnitt der 
letzten fünf Jahre - von dem, was in den Hochkonjunkturjahren, 
Ende der sechziger und Anfang der siebziger Jahre, vom Präsiden-
ten des Gewerkschaftsbundes als Ziel der Lebensstandard-Verbes-
serungsbestrebungen des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
bezeichnet und im übrigen in der Realität noch fast um die Hälfte 
übertroffen wurde. Gegenüber einer Sparkapitalbildung nach dem 
Krieg von praktisch Null verzeichnen wir heute eine solche (im wei-
teren Sinn des Wortes) von rund 1.300 Mrd S. 

Wie viele andere Indikatoren beweist auch die überdurch-
schnittliche Zuwachsrate der Exporte Österreichs, daß unsere inter-
nationale Konkurrenzfähigkeit noch immer zunimmt. Bekanntlich 
übertrifft nur Japan Österreich an Exportzuwachsraten und Marktan-
teilsgewinnen, wobei aber die japanischen Erfolge zu einem guten 
Teil auf protektionistische Methoden zurückgehen. 

In diesem Zeitraum eines ausgezeichneten Abschneidens der 
österreichischen Wirtschaft, sowohl im internationalen als auch im 
Zeitvergleich,wagen es politische Funktionäre und sogar Gewerk-
schaftsfunktionäre nicht mehr, von der Vollbeschäftigung zu spre- 
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chen. Die Zukunft wird in düstersten Farben gemalt; einzelne 
Strukturschwächen und Firmenzusammenbrüche werden zu einer 
allgemeinen Wirtschaftsmalaise hochstilisiert. Als es uns katastro-
phal schlecht ging und die Zukunft sehr verdüstert war, hatte die 
Gewerkschaftsbewegung den Mut, sich hochgesteckte Ziele zu 
setzen. Heute, unter unvergleichlich günstigeren Bedingungen, 
spricht man statt von der Wiedererreichung der Vollbeschäftigung 
von der Erreichung eines möglichst hohen Beschäftigungsgrades. 
Bei den politischen Parteien und im Unternehmerlager sind aller-
dings verständlicherweise auch keine Hochstimmung und kein 
überragender Mut hinsichtlich der Zukunftsbewältigung anzutreffen. 

Wenn wir daher die diesjährige Volkswirtschaftliche Tagung un-
ter das Motto „Wiedererreichung der Vollbeschäftigung" gestellt 
haben, so wollen wir damit natürlich nicht den tollkühnen Mut natio-
nalökonomischer Träumer unter Beweis stellen, sondern wollen 
herausfinden, mit welchen Methoden Vollbeschäftigung wiederer-
reicht werden kann. 

Zu diesem Zweck wollen wir zunächst einen Blick in die Ver-
gangenheit werfen, um zu sehen, mit welchen Methoden man De-
pression und Konjunktur, Massenarbeitslosigkeit und Vollbeschäfti-
gung seinerzeit herbeigeführt hat. Vielleicht können wir aus der 
Vergangenheit lernen, vielleicht aber, und da soll ein weiteres Refe-
rat uns helfen, überlegen, ob die Nationalökonomie, also die Theo-
rie, uns Wege zur Wiedererreichung der Vollbeschäftigung weiSn 
kann. Schließlich wollen wir herausfinden, wie das internationale 
Klima hinsichtlich Vollbeschäftigung beschaffen ist, ob sie noch als 
ein Ziel gilt, und wenn nein, warum nicht? Da man am besten aus 
Beispielen lernen kann, soll uns ein Referat zeigen, wie in wirt-
schaftlich aufstrebenden Räumen Erfolge erzielt wurden, auf wel-
che Faktoren sie zurückgehen. Schließlich wird uns am ersten 
Abend der Finanzminister die nötigen Strukturveränderungen, die 
auch im finanziellen Sektor eintreten müssen, vor Augen führen. 
Am zweiten Tag aber wollen wir uns mit der Frage beschäftigen, 
welche Strukturveränderungen am Arbeitsmarkt nötig sind, welche 
im industriellen Bereich der österreichischen Wirtschaft und welche 
im budgetären Bereich, um beschäftigungspolitische Erfolge zu er- 



zielen. Schließlich wird uns, wie ich glaube, eine Betrachtung über 
die demografische Entwicklung der österreichischen Bevölkerung 
oder, klarer ausgedrückt, die Zunahme der Pensionisten im Verhält-
nis zur Zahl der Berufstätigen zeigen, daß Vollbeschäftigung nicht 
nur ein Fundament für das Wohlergehen der Aktiven, sondern auch 
für die Erhaltung des Lebensstandards der im Ruhestand Befindli-
chen darstellt. 
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Beschäftigung und Beschäftigungspolitik 
in der Ersten und Zweiten Republik 
(Wirtschaftshistorischer Abriß) 

Mäg. Dr. Johann Kernbauer 

Mitarbeiter des Volkswiitschaftlichen Büros 
der Oesterreichischen Nationalbank 

Die Erreichung eines möglichst hohen Beschäftigungsgrades 
zählt heute zu den wichtigsten Aufgabenbereichen der staatlichen 
Wirtschaftspolitik, wenn sich auch in den letzten Jahren die Zahl der 
Ökonomen und Politiker vermehrt hat, die einen Rückzug des Staa-
tes aus dem Wirtschaftsleben, eine Verringerung der Staatsquote, 
fordern. Mitte April 1986 hat eine OECD-Ministerkonferenz die Mit-
gliedstaaten aufgefordert, die durch den Rückgang der Ölpreise 
und der Zinssätze entstandene günstige Situation zu nutzen, um 
mittelfristig mehr Wirtschaftswachstum ohne Wiederbelebung der 
Inflation zu erreichen. Dadurch könnte auch ein Beitrag zur Lösung 
der „gegenwärtigen Hauptaufgabe", nämlich die Verringerung der 
Arbeitslosigkeit, geleistet werden. Angesichts von 19 Millionen Ar-
beitslosen in den europäischen OECD-Staaten, das sind mehr als 
11% des gesamten Arbeitskräfteangebots, bzw. rund 32 Millionen 
Arbeitslosen in allen OECD-Staaten muß eine Erhöhung des Be-
schäftigungsvolumens zweifellos die Hauptaufgabe der Wirtschafts-
politik sein. Strittig sollte allenfalls der Weg sein, auf dem man die-
ses Ziel erreichen kann. 

Beschäftigung und Arbeitslosigkeit stehen in einem engen Ab-
hängigkeitsverhältnis zueinander, doch kann man nicht im allgemei- 
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nen davon ausgehen, daß eine Zunahme der Beschäftigung auch 
zu einer Abnahme der Zahl an Arbeitslosen führt. So wird, um ein 
Beispiel anzuführen, in Österreich im heurigen Jahr die Zahl der 
unselbständig Beschäftigten voraussichtlich um 45.000 Personen 
höher sein als im Jahr 1983. Dennoch werden wir im Jahresdurch-
schnitt 1986 nach der letzten WIFO-Prognose mit rund 143.000 um 
fast 15.000 Arbeitslose mehr haben als 1983. Die Ursache der stei-
genden Arbeitslosigkeit trotz steigender Beschäftigung ist natürlich 
die Zunahme des Arbeitskräfteangebots. Es wird 1986 um etwa 
60.000 Personen größer sein als 1983. Die Entwicklung des Ar-
beitskräfteangebots muß bei einer Analyse der Arbeitsmarktdyna-
mik mit berücksichtigt werden. Nur dann erhält man einen umfas-
senden Überblick über die Zusammenhänge zwischen Beschäfti-
gung und Arbeitslosigkeit. 

Der Zusammenhang zwischen Arbeitskräfteangebot, Beschäfti-
gung und Arbeitslosigkeit kann durch zwei Grafiken veranschaulicht 
werden. Grafik 1 zeigt, daß das Arbeitskräfteangebot in den USA 
viel stärker zunahm als in Europa. In der Schweiz lag es 1984 um 

Employment and the labour force 
Indexes, 1973 = 100 	 Grafik 1 
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über 5% unter dem Niveau von 1973. Obwohl die Beschäftigung im 
Jahr 1984 in der Schweiz weit unter dem Stand von 1973 lag, gab 
es 1984 praktisch keine Arbeitslosigkeit, da auch das Arbeitskräfte-
angebot etwa im gleichen Maß zurückging. 

Grafik 2 zeigt die unterschiedliche Entwicklung des Arbeitskräf-
teangebots und der Beschäftigung in Österreich und in der Bun-
desrepublik Deutschland. In Österreich konnte in der Mitte der 
siebziger Jahre das Entstehen von Arbeitslosigkeit verhindert wer-
den, weil im Gegensatz zur Bundesrepublik die Beschäftigung auch 
in den Jahren 1976 und 1977 zunahm. In Deutschland stieg schon 
in diesen Jahren die Arbeitslosigkeit kräftig an, weil trotz eines sin-
kenden Arbeitskräfteangebots die Beschäftigung noch stärker ab- 

Employment, labour force in Austria and Germany 
1973 = 100 	 Grafik 2 
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nahm. Die Höhe und die Entwicklung der Arbeitslosigkeit sind also 
mit ganz unterschiedlichen Verläufen von Arbeitskräfteangebot und 
Beschäftigung vereinbar. 

Das Arbeitskräfteangebot ist eine Funktion der erwerbsfähi-
gen Wohnbevölkerung, die wiederum die Altersstruktur der Be- 
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völkerung widerspiegelt. Die erwerbsfähige Wohnbevölkerung um-
faßt nach der in Österreich üblichen Abgrenzung Männer im Alter 
zwischen 15 und 65 Jahren und Frauen zwischen 15 und 60 Jah-
ren. International sind auch andere Definitionen üblich. Häufig wer-
den zur erwerbsfähigen Wohnbevölkerung Personen im Alter von 
15 bis 64 Jahren gezählt. 

Wenn sich die Altersstruktur der Bevölkerung ändert, dann 
ändert sich auch das Verhältnis von Wohnbevölkerung zu erwerbs-
fähiger Bevölkerung. So stieg zum Beispiel die Wohnbevölkerung 
Österreichs zwischen 1970 und 1985 um 11%, die erwerbsfähige 
Bevölkerung aber um knapp 12%. Diese Differenz erklärt sich 
daraus, daß die „Babyboomgeneration das erwerbsfähige Alter 
erreichte und gleichzeitig geburtenschwache Jahrgänge aus der 
Zeit des Ersten Weltkriegs aus dem Erwerbsalter ausschieden. 
Als „Babyboomgeneration" bezeichne ich dabei die Geburtsjahr-
gänge von 1959 bis 1969, als die Zahl der Geburten mit jährlich 
knapp 129.000 um 17% über dem Jahresdurchschnitt 1946 bis 
1984 lag. 

Das Verhältnis zwischen dem Arbeitskräfteangebot und der er-
werbsfähigen Bevölkerung wird als Erwerbsquote bezeichnet. Die 
Erwerbsquote gibt also an, welcher Prozentsatz einer bestimmten 
Altersgruppe erwerbstätig oder auf Arbeitssuche ist. Die Erwerbs-
neigung ändert sich im Zeitablauf. Sie wird beeinflußt von der 
Schulbesuchsquote, also dem Anteil der Jugendlichen über 
15 Jahre, die eine weiterführende Schule oder eine Universität be-
suchen. Weitere Einflußfaktoren sind der Familienstand, Ge-
schlecht, Anzahl der Kinder, die Möglichkeit, eine Frühpension in 
Anspruch zu nehmen, usw. 

Die Zahl der Arbeitslosen ergibt sich als die Differenz zwischen 
Arbeitskräfteangebot und Beschäftigung. Soweit Daten vorliegen, 
werde ich bei dem nun folgenden Überblick über die Beschäfti-
gungsentwicklung ein möglichst detailliertes Bild der Arbeitsmarkt-
lage bieten. Für die Zwischenkriegszeit muß die Datenlage aller-
dings noch als eher rudimentär bezeichnet werden; in den letzten 
Jahrzehnten wurden die statistischen Grundlagen zur Beurteilung 
der Arbeitsmarktentwicklung kontinuierlich verbessert. 
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Zur Beschäftigung und Beschäftigungspolitik in der Zwischen-
kriegszeit 

In den ersten Monaten nach Kriegsende stieg die Arbeitslosig-
keit rasch an, da die demobilisierten Soldaten nicht sofort eine Be-
schäftigung finden konnten. Um den Arbeitslosen einen Lebens-
unterhalt zu verschaffen, wurde im November 1918 provisorisch die 
Arbeitslosenunterstützung eingeführt. Sie wurde 1920 auf eine ge-
setzliche Basis gestellt. 

In den Jahren 1920 ynd 1921 stieg die Beschäftigung stark an. 
1921 herrschte Vollbeschäftigung in Österreich, das einzige Mal in 
der Zwischenkriegszeit. 

Die Beschäftigungsausweitung, die Eingliederung der Demobi-
lisierten in den Wirtschaftsprozeß, wurde durch den Nachfrageüber-
hang als Folge der ständig steigenden Budgetdefizite sehr erleich-
tert. Die Budgetdefizite der ersten Nachkriegsjahre wurden zum 
überwiegenden Teil von der Notenbank, der Oesterreichisch-unga-
rischen Bank, finanziert, weil sich das „Wiener Finanzkapital", wie 
es in einer Abhandlung über die Ereignisse dieser Periode heißt, 
„dem Staat und seinen finanziellen Bedürfnissen fast völlig versag-
te'. Die Notenbankfinanzierung der Budgetdefizite bewirkte einen 
entsprechenden Anstieg der Geldmenge, des Preisniveaus und der 
Devisenkurse. Sie mußte zu einem Währungschaos führen; das 
war dem Gouverneur der Oesterreichisch-ungarischen Bank, 
Alexander Spitzmüller, durchaus klar. Er sah aber keine andere Al-
ternative, wie er 1920 in einem Brief an den Präsidenten der Deut-
schen Reichsbank, Havenstein, schrieb. Ausgabenkürzungen und 
Steuererhöhungen, meinte Spitzmüller, würden Aufruhr und die 
Gefahr einer Revolution heraufbeschwören. 

In Deutschland war die Lage der Staatsfinanzen in den ersten 
Nachkriegsjahren ähnlich. Der deutsche Finanzwissenschafter 
Haller hafte eine Berechnung angestellt, nach der die Steuerquote 
auf etwa 36% angehoben hätte werden müssen, um die „unab-
weisbaren" Ausgaben des Staates auf dem Steuerweg zu decken. 
Wenn man bedenkt, daß vor dem Ersten Weltkrieg die Steuerquote 
bei 11 bis 12% lag, so sieht man, daß es in den ersten Nachkriegs-
jahren praktisch keine Alternative zur Notenbankfinanzierung der 
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Budgetdefizite gab. Das betont im übrigen auch der bekannte deut-
sche Wirtschaftshistoriker Knut Borchardt, der im allgemeinen 
Staatseingriffen in das Wirtschaftssystem ablehnend gegenüber-
steht. 

Die Konsequenzen der geschilderten Entwicklung sind be-
kannt: In Österreich stieg das Preisniveau bis zum Jahr 1922 auf 
das 15.000fache der Vorkriegszeit, die Devisenkurse stiegen auf 
das 14.400fache. Im Herbst 1922 wurde die Währung mit Hilfe des 
Völkerbundes stabilisiert. 

In Deutschland ging die Entwertung der Währung viel weiter, 
nämlich bis zu einem Verhältnis von 1: 1 Billion im Jahr 1923. 

Die Arbeitslosigkeit stieg im letzten lnflationsjahr, während der 
Hyperinflation, bereits wieder an. Während der Stabilisierungskrise, 
die etwa für die Zeit von Mitte 1923 bis Mitte 1926 zu datieren ist, 
erreichte die Arbeitslosenrate mit rund 10% ihren ersten Höhe-
punkt in der Zwischenkriegszeit. 

Die Arbeitslosenrate sank auch in den konjunkturellen Auf-
schwungsjahren 1927, 1928 und 1929 nur wenig unter die Marke 
von 10%. Das Wirtschaftswachstum war mit rund 3% zu gering, um 
einen kräftigen Anstieg der Beschäftigung hervorzurufen. Außer-
dem stieg die Produktivität in der zweiten Hälfte der zwanziger 
Jahre deutlich an. Der Begriff „Rationalisierungsarbeitslosigkeit" 
taucht in zeitgenössischen Berichten über die Arbeitsmarktlage 
häufig auf. Auch das Wachstum des Arbeitskräfteangebots trug da-
zu bei, daß die Zahl der Arbeitslosen auch in den Aufschwungsjah-
ren nur geringfügig abnahm: 1930 war die erwerbsfähige Wohnbe-
völkerung Österreichs um 340.000 Personen größer als 1920. 

Beschäftigungspolitische Maßnahmen des Staates gab es in 
den zwanziger Jahren praktisch nicht. Zwar wurde schon 1922 die 
„produktive Arbeitslosenfürsorge" (PAF) eingeführt, die das Ziel 
hatte, den Arbeitslosen statt Unterstützungszahlungen Arbeitsmög-
lichkeiten zu geben. Aber mit Ausnahme der Gemeinde Wien, die 
Mittel der PAF für lnvestitionszwecke in Anspruch nahm, blieb die-
se Maßnahme weitgehend bedeutungslos. Die PAF sah vor, daß 
den Gebietskörperschaften Zuschüsse in der Höhe der ersparten 
Arbeitslosenunterstützung gewährt werden, falls sie öffentliche In- 
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vestitionsvorhaben in Angriff nehmen, bei denen Arbeitslose be-
schäftigt werden. Die Länder und Gemeinden litten wie der Bund in 
der Zeit nach der Währungsstabilisierung unter einer akuten 
Finanzknappheit, so daß sie nicht in der Lage waren, größere lnve-
stitionsprojekte zu finanzieren. 

Die Finanzgebarung des Bundes wurde seit 1923 von einem 
Vertreter des Völkerbundes kontrolliert. Der Völkerbundkommissar 
wachte darüber, daß die Staatsausgaben im Rahmen der Einnahmen 
blieben. Nur die Reste der Völkerbundanleihe, die nicht zur Deckung 
der Budgetdefizite der Jahre 1923 und 1924 verbraucht worden 
waren, konnten für zusätzliche Investitionsausgaben verwendet 
werden. Als die Erlöse der Völkerbundanleihe 1926 schon weit-
gehend erschöpft waren, bemühte sich die Regierung beim Finanz-
komitee des Völkerbundes bzw. bei den Garantiestaaten der Völker-
bundanleihe um die Erlaubnis, eine weitere Auslandsanleihe bege-
ben zu können. Es dauerte aber mehr als drei Jahre, bis 1930 end-
lich die „Internationale Bundesanleihe" emittiert werden konnte. 

Auch auf die Währungspolitik Österreichs nahm das Finanzko-
mitee des Völkerbundes maßgebenden Einfluß. Seit Mitte 1923 war 
dem Notenbankpräsidenten ein sogenannter „Berater" zur Seite 
gestellt, dem als „Co-Präsidenten" alle beabsichtigten währungs-
politischen Maßnahmen vor Befassung des Generalrats bzw. des 
Direktoriums zur Genehmigung vorzulegen waren. Die Hochzins-
politik, die in Österreich seit der Währungsstabilisierung verfolgt 
wurde, ist von den erwähnten ausländischen Kreisen initiiert wor-
den. Das geht eindeutig aus Dokumenten in den Archiven der 
Nationalbank und der Bank von England hervor. Die Hochzinspolitik 
kommt in einer nur zögernden Reduktion der Bankrate nach ihrem 
Höchststand von 15% während der Bankenkrise des Jahres 1924 
zum Ausdruck. Sie unterschrift in den folgenden Jahren bis zum 
Ende des Jahrzehnts niemals den Wert von 6%. Die Debetkonditio-
nen, also die Sollzinssätze, verringerten sich zwar von über 20% 
im Jahr 1924 auf etwa 115% im Jahr 1928. Da sich das Preis-
niveau aber nur wenig veränderte, ergibt sich aus dem hohen No-
minalzinsniveau ein fast so hohes Realzinsniveau, das die Investi-
tionstätigkeit sehr stark behinderte. 
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Der finanz- und währungspolitische Handtungsspielraum 
Österreichs war in den zwanziger Jahren, wie in der Zwischen-
kriegszeit im allgemeinen, sehr eingeschänkt. Doch abgesehen 
vom Auslandseinfluß, gab es auch in Österreich kaum jemanden, 
der nach den traumatischen Erfahrungen mit der galoppierenden 
Inflation für eine expansive Wirtschaftspolitik, im besonderen für 
eine expansive Budgetpolitik, eingetreten wäre. 

Die Weltwirtschaftskrise 
Als die Weltwirtschaftskrise, die im Herbst 1929 von den USA 

ihren Ausgang nahm, die österreichische Wirtschaft erfaßte, hatte 
diese das Produktionsvolumen der Vorkriegszeit (1913) nur knapp 
überschritten. Nach einem Rückgang des BNP in den Jahren 1930 
bis 1933 um über 22%, tag das reale BNP am Tiefpunkt der Welt-
wirtschaftskrise bei rund 80% des Werts von 1913. Eine der Haupt-
ursachen für das katastrophale Sinken der Wirtschaftsaktivität war 
die Schrumpfung des Welthandels und damit auch der österreichi-
schen Exporte: Die Warenexporte fielen von 1928 bis 1932 um 
über 65% oder von knapp 19% des BNP auf etwas über 8%. Es ist 
klar, daß ein derart großer Rückgang des Auslandsanteils am BNP 
durch eine Ausweitung des Staatsanteils nicht hätte kompensiert 
werden können. 

Eine kompensatorische Finanzpolitik stand aber in den ersten 
Jahren der Weltwirtschaftskrise gar nicht zur Debatte. Im Gegenteil, 
als sich im Verlauf des Jahres 1931 herausstellte, daß die Staats-
einnahmen hinter dem Voranschlag zurückblieben, wurde ein Bud-
getsanierungsgesetz beschlossen, das die Absicht verfolgte, die 
Staatsausgaben den verminderten Einnahmen anzupassen. Dieses 
Gesetz erhielt im übrigen auch die Zustimmung der sozialdemokra-
tischen Opposition: „Budgetdefizit ist gleich Inflation' argumentier-
te zum Beispiel Otto Bauer, und eine Inflation mußte seiner Mei-
nung nach auf jeden Fall verhindert werden. Bauer hat zweifellos, 
wie viele seiner Zeitgenossen, zu wenig zwischen anleihefinanzier-
ten und notenbankfinanzierten Budgetdefiziten und deren Konse-
quenzen auf das Preisniveau differenziert. Aber auch wenn man mit 
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anleihefinanzierten Budgetdefiziten die Wirtschaftskrise hätte be-
kämpfen wollen, so erscheint es aus heutiger Sicht nicht klar, wer 
am Höhepunkt der Finanzkrise eine Anleihe des österreichischen 
Staates gezeichnet hätte. 

Zu den von der Außenwirtschaft kommenden deflationären 
Einflüssen auf die österreichische Wirtschaft gesellten sich 1931 
noch hausgemachte. Die prozyklische Finanzpolitik habe ich bereits 
erwähnt. Dazu kam die Verdoppelung des Diskontsatzes nach dem 
Ausbruch der Creditanstaltskrise und eine Wechselkurspolitik, die 
auch nach der Abwertung des britischen Pfunds und vieler anderer 
Währungen im September 1931 an der Parität des Schillings fest-
halten wollte. Gottfried Haberler hat der Nationalbankpolitik ganz all-
gemein den Vorwurf gemacht, die Hauptverantwortung für die hohe 
Arbeitslosigkeit in den dreißiger Jahren zu tragen. 

Dazu ist zu sagen, daß nach meiner Auffassung die Zins- und 
die Geldpolitik zumindest nach 1931 nicht deflationär gewirkt ha-
ben. Der Diskontsatz wurde nach der Überwindung der Bankenkri-
se relativ rasch bis auf 35% (1935) gesenkt. Ein Vergleich der Ent-
wicklung der Zentralbankgeldmenge mit dem nominellen Bruttona-
tionalprodukt zeigt auf der anderen Seite, daß der Index der Zen-
tralbankgeldmenge auf Basis 1929 = 100 in den dreißiger Jahren 
stets über dem entsprechenden lndexwert des BNP lag. Das Geld-
volumen sank allerdings in dieser Periode sehr stark. Das ist aber in 
erster Linie auf die Geschäftspolitik der Creditanstalt-Bankverein 
zurückzuführen, die ab 1934 quasi eine Monopolstellung im öster-
reichischen Kreditsystem innehatte. Darauf werde ich später ein-
gehen. 

Wie entwickelten sich nun Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 
während der Weltwirtschaftskrise? 

Die Zahl der unselbständig Beschäftigten sank von 1929 bis 
1933 um 420.000 Personen. Die Arbeitslosigkeit stieg von weniger 
als 200.000 Personen im Jahr 1929 auf rund 560.000 Personen 
1933. Das entsprach einer Arbeitslosenrate von etwa 26%. Dazu 
kam, daß Hunderttausende Arbeitnehmer kurzarbeiten mußten. 

Die deflationären Konsequenzen der steigenden Arbeitslosig-
keit sollen durch folgende Zahlen illustriert werden: 
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- in Wien sank die Lohn- und Gehaltssumme zwischen 1929 
und 1934 uni mehr als 43%, 

- die volkswirtschaftliche Lohn- und Gehaltssumme verringerte 
sich in diesen Jahren nach einer Schätzung des WIFO um rund 
29% und 

- der private Konsum nach der gleichen Schätzung um etwa 
25%. 

Da sich die Preise nur relativ wenig änderten, war der Rückgang 
der entsprechenden realen Größen ungefähr so groß wie jener der 
nominellen Werte. 

Je länger die Wirtschaftskrise dauerte, umso zahlreicher wur-
den die Forderungen nach staatlichen Beschäftigungsprogrammen. 
Ähnlich wie in Deutschland wurde zuerst in Gewerkschaftskreisen 
der Ruf nach öffentlichen Investitionsprojekten laut. In Deutschland 
wurde der bekannte WTB-Plan - benannt nach seinen Autoren 
Woytinsky, Tarnow, Baade - von der Parlamentsfraktion der Sozial-
demokraten unter Führung von Rudolf Hilferding abgelehnt. Auch in 
Österreich betrachtete die Opposition lange Zeit staatliche Maßnah-
men als ungeeignet zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise. Erst 
1933 vollzog sich eine Änderung in dieser Hinsicht: „Arbeit für 
200.000" nannte Bauer ein im Juli 1933, also schon nach der Parla-
mentsausschaltung, konzipiertes Wirtschaftsprogramm, das die be-
schäftigungspolitischen Wirkungen der vorgeschlagenen Maßnah-
men wohl zu optimistisch eingeschätzt haben dürfte. 

Auch die Regierung änderte 1933 ihre wirtschaftspolitische 
- - Praxis; obwohl einflußreiche Ökonomen wie Ludwig Mises in ihrem 

Kampf gegen den Staatsinterventionismus nicht nachließen. Die 
Regierung verwendete 1933 einen Teil der ‚Trefferanleihe', die 
nach dem ‚Lausanner Protokoll" zur Rückzahlung kurzfristiger 
Kredite dienen sollte, für Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Das 
„Lausanner Protokoll" bildete die Basis für die Emission der „Lau- 
sanner Anleihe' (1933), die zur Konsolidierung der kurzfristigen 
Auslandsverbindlichkeiten, die im Zuge der Creditanstaltskrise ent- 
standen waren, verwendet wurde. Es dürften vor allem politische 
Erwägungen gewesen sein, die die Regierung veranlaßten, Be- 
schäftigungsprogramme durchzuführen: Zum einen wurden in 
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Deutschland in der zweiten Jahreshälfte 1933 die ersten Erfolge im 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit sichtbar, und zum anderen wollte 
die Regierung, die im März 1933 die parlamentarische Opposition 
ausgeschaltet hatte, unter Beweis stellen, daß ohne ‚parlamentari-
sche Obstruktion" rasch Maßnahmen gegen die Wirtschaftskrise 
ergriffen werden konnten. Zu den öffentlichen lnvestitionsvorhaben, 
die 1933 in Angriff genommen wurden, zählten der Bau der 

- Großglockner Hochalpenstraße, 
- Packstraße, 
- Wiener Höhenstraße und 
- Reichsbrücke in Wien. 

Die Regierung führte auch in den Jahren 1935 und 1937 Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen durch. Doch alle staatlichen Be-
schäftigungsprogramme waren insgesamt zu gering dimensioniert, 
um eine nachhaltige Verringerung der Arbeitslosigkeit bewirken zu 
können. 1937 waren noch immer um 300.000 Personen weniger 
beschäftigt als 1929. Die Zahl der in der Statistik erfaßten Arbeits-
losen sank zwar von 1934 bis 1937 um 100.000 auf rund 
460.000 Personen. Das WIFO stellt aber in einem Rückblick auf die 
Zwischenkriegszeit fest, daß 1937 tatsächlich über 600.000 Perso-
nen ohne Arbeit waren. Das würde einer Arbeitslosenrate von rund 
26% entsprechen. 

Ich habe schon früher erwähnt, daß die CA-BV seit 1934 
gleichsam eine Monopolstellung im österreichischen Banken-
system innehatte. An größeren Banken gab es in Wien neben der 
CA-BV nur mehr die Länderbank, die aber seit ihrer Umwandlung in 
ein französisches Institut im Jahr 1921 eine äußerst zurückhaltende 
Geschäftspolitik führte. Die größeren Banken in den Bundesländern 
wurden von der CA-BV beherrscht: die Bank für Oberösterreich 
und Salzburg, die Hauptbank für Tirol und Vorarlberg, die Bank für 
Kärnten und die Bank für Steiermark. Die CA-BV, die seit 1932 von 
einem Vertrauensmann ihrer Auslandsgläubiger, vom Holländer van 
Hengel, geleitet wurde, änderte unter dem Eindruck der schweren 
Verluste, die sie erlitten hatte, ihre Geschäftspolitik vollkommen. 
Sie zog sich aus dem lndustriefinanzierungsgeschäft weitgehend 
zurück in dem Bestreben, wie es in einem Geschäftsbericht heißt, 
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„zu einer Handelsbank englischen Typs' zu werden. Statt langfri-
stiger Investitionskredite vergab sie seit 1934 fast ausschließlich 
kurzfristige Kommerzkredite. Die Summe der Debitoren der 
CA-BV sank von 1934 bis 1937 um über 25%. Diese zurückhalten-
de Kreditpolitik und die Tatsache, daß sie in den Jahren 1933 und 
1934 „übersaniert' wurde, bewirkten, daß die CA-BV die Refinan-
zierungsfazilitäten der Notenbank überhaupt nicht in Anspruch neh-
men mußte. Die Senkung des Diskontsatzes blieb praktisch wir-
kungslos: Die Notenbank hatte den Kontakt mit dem Geldmarkt 
verloren. 

Nach der Besetzung Österreichs sank die Arbeitslosigkeit 
rasch ab. Die freien Produktionskapazitäten Österreichs wurden 
binnen kurzer Zeit in die deutsche Kriegswirtschaft einbezogen. Im 
Jahresdurchschnitt 1939 betrug die Arbeitslosenrate nur mehr rund 
3% (66.000 Personen). Der Anschluß brachte kurzfristig vielen Ar-
beit und Brot, doch schon nach knapp 11/2  Jahren begann mit dem 
Überfall auf Polen der Zweite Weltkrieg, wohl die größte bisher von 
Menschen verursachte Katastrophe überhaupt. 

Beschäftigung und Beschäftigungspolitik in der Zweiten Republik 
Es wurde schon oft hervorgehoben, daß die wirtschaftliche und 

politische Entwicklung der Zweiten Republik als das positive Ge-
genteil der Entwicklung der Ersten Republik betrachtet werden 
kann. 

Zunächst wurde in Zusammenarbeit der großen politischen La-
ger und der Soziälpartner binnen relativ kurzer Zeit der Wiederauf-
bau der österreichischen Wirtschaft bewerkstelligt: Schon 1949 
übertraf das BNP den Wert von 1937 um rund 7%, während erst 
zehn Jahre nach dem Ersten Weltkrieg das Vorkriegsniveau des 
Bruttonationalprodukts überschritten wurde. 

Von nicht zu unterschätzender Bedeutung scheint mir die Tat-
sache zu sein, daß es durch eine Reihe von wirtschafts- und wäh-
rungspolitischen Maßnahmen gelang, die Entstehung eines unkon-
trollierbaren Inflationsprozesses zu verhindern. Zwar stieg auch das 
Preisniveau zwischen 1945 und 1952 deutlich an, es war aber, wie 
Nemschak einmal betonte, ein „amtlich gesteuerter lnflationspro- 
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zeß " . 1952 war das Preisniveau zirka siebenmal so hoch wie 1937, 
1922 übertraf vergleichsweise das Preisniveau den Wert von 1914 
um das 15.000fache. 

Wenn man die wirtschaftliche Entwicklung der Zwischenkriegs-
zeit einer in der Länge nach vergleichbaren Periode der Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg gegenübersteht, dann ergibt sich folgendes 
Resultat: 

- 1937, also 19 Jahre nach Kriegsende, lag das BNP um 10% 
unter dem Wert von 1913, 

- 1964, 19 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkriegs, war das 
BNP um fast 150% höher als 1937. 

Der Wachstumsprozeß hat sich seither fortgesetzt, wenn auch seit 
einigen Jahren mit geringerer Dynamik. 

Was waren die wichtigsten Charakteristiken der Beschäfti-
gungsentwicklung seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs? 

In den ersten Jahren nach dem Krieg befand sich die Wirt-
schaft, nach einem Bericht des WIFO, „in einem Zustand der 
‚Überbeschäftigung', der durch einen empfindlichen Mangel an Ar-
beitskräften, insbesondere in lebenswichtigen Produktionszweigen, 
dauernden Lohnauftrieb, häufigen Arbeitsplatzwechsel und geringe 
Arbeitsproduktivität gekennzeichnet waren". 

Die Liquiditätsverknappung durch das Währungsschutzgesetz 
wirkte sich rasch auf die Arbeitsmarktlage aus: Ab Mitte 1948 gab 
es bereits einen Überschuß an Arbeitskräften und im Jahresdurch-
schnitt 1949 waren bereits 100.000 Personen oder rund 5% des 
Angebots an Unselbständigen arbeitslos. 

Dieser Anstieg der Arbeitslosigkeit war eine Folge des steigen-
den Arbeitskräfteangebots, da die Beschäftigung auch nach 1947 
weiter anwuchs. 

Das Wachstum des Arbeitskräfteangebots ist wiederum auf 
eine Zunahme der Erwerbsbeteiligung zurückzuführen: Die er-
werbsfähige Wohnbevölkerung sank von 1948 bis 1951 um 
35.000 Personen jährlich. 

Den Anstieg der Erwerbsquote begründete das WIFO mit fol-
genden Argumenten: „Viele Arbeitskräfte, die vor dem Währungs-
schutzgesetz von Gelegenheitsgeschäften lebten, wurden durch 
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das allmähliche Verschwinden des Schwarzen Marktes gezwungen, 
einer geregelten Beschäftigung nachzugehen. Außerdem lockte der 
steigende Realwert zusätzlicher Verdienste Arbeitskräfte auf den 
Arbeitsmarkt. Insbesondere Frauen versuchten das meist nur be-
scheidene Familieneinkommen durch Ausübung eines unselbstän-
digen Berufs zu verbessern." 

Die Währungsstabilisierung führte in den Jahren 1952 und 
1953 zu einem Rückgang der Beschäftigung und zu einem Anstieg 
der Arbeitslosigkeit um 66.000 auf 183.500 Personen. Die Arbeits-
losenrate betrug 1953 9%. 

Die Stabilisierungskrise wurde relativ rasch überwunden. Auch 
die Arbeitslosigkeit sank ab 1954 wieder. Zu Beginn der sechziger 
Jahre herrschte in Österreich Vollbeschäftigung, d. h. die Arbeitslo-
senrate lag unter 3%. 

Die Arbeitsmarktentwicklung seit dem Jahr 1952 kann anhand 
der Grafik 3 erläutert werden. Zunächst zur Entwicklung der er-
werbsfähigen Wohnbevölkerung: Die erwerbsfähige Wohnbevölke-
rung nahm in den Jahren 1953 bis 1959 um rund 49.000 Personen 

Erwerbsfähige Wohnbevölkerung, Beschäftigte und Arbeitslose 
Österreich (1953 = 100) 	 Grafik 3 
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zu, in den sechziger Jahren sank die erwerbsfähige Wohnbevölke-
rung; sie war 1969 um 65.000 Personen niedriger als 1959. Seit 
1970 steigt die erwerbsfähige Wohnbevölkerung wiederum sehr 
stark an. Sie lag 1984 mit rund 48 Millionen Personen um rund 
480.000 Personen über dem Wert von 1970. 

Die Beschäftigungsentwicklung weist seit 1953 eine zyklische 
Bewegung auf. In der ersten Phase von 1954 bis 1961 stieg die 
Beschäftigung um insgesamt rund 260.000 Personen. Dieser 
Anstieg der Gesarntbeschäftigung ist das Resultat des Zuwachses 
unselbständig Erwerbstätiger um rund 400.000 Personen und der 
Abnahme der selbständig Erwerbstätigen um rund 140.000 Perso-
nen. Die Erwerbsquote nahm in den fünfziger Jahren stark zu. 

Die Beschäftigungszunahme nach der Überwindung der Stabi-
lisierungskrise ist auf das rasche Wirtschaftswachstum zurückzu-
führen. In den Jahren 1954 bis 1957 wuchs das reale BNP um 
84% jährlich. Auch in den „Rezessionsjahren" 1958 und 1959 
wuchs das reale Bruttonationalprodukt um 34% pro Jahr. Im Jahr 
1958 kam es unter Finanzminister Kamitz erstmals in der Nach-
kriegszeit zum Einsatz des keynesianischen wirtschaftspolitischen 
Instrumentariums: Als die Staatseinnahmen wegen des unter den 
Erwartungen bleibenden Wirtschaftswachstums hinter den veran-
schlagten Werten zurückblieben, kam es nicht - wie in den dreißi-
ger Jahren - zu einer entsprechenden Kürzung der Ausgaben. Im 
Gegenteil, die Staatsausgaben wurden erhöht, was zu einer Ver-
doppelung des Budgetdefizits auf 4% des BNP führte. 

In der zweiten Periode von 1962 bis 1969 sank die Beschäfti-
gung in Österreich. Die Anzahl der selbständig Erwerbstätigen ver-
ringerte sich in diesem Zeitraum um rund 220.000 Personen. Das 
war vor allem auf die anhaltende Landflucht zurückzuführen, die zu 
einer Abwanderung von ungefähr 20.000 Personen pro Jahr aus 
der Landwirtschaft führte. Die Zahl der unselbständig Erwerbstäti-
gen stieg von 1961 bis 1969 nur um 36.000 Personen, so daß die 
Gesamtbeschäftigung insgesamt um etwa 180.000 Personen zu-
rückging. Trotz der sinkenden Gesamtbeschäftigung blieb die Ar-
beitslosenrate in den sechziger Jahren sehr niedrig. Es kam sogar 
zu einem Arbeitskräfternangel, der zu einer verstärkten Anwerbung 
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von Gastarbeitern führte. 1969 waren in Österreich um 72.000 
Gastarbeiter mehr beschäftigt als 1961. Diese Entwicklung auf dem 
Arbeitsmarkt ist auf den Rückgang der erwerbsfähigen Wohnbevöl-
kerung und auf ein Sinken der Erwerbsquote zurückzuführen. Die 
Erwerbsuote war im Jahr 1969 um 24 Prozentpunkte niedriger als 
1961. Dieser Rückgang ist zum Teil auf die Verlängerung der 
Schulzeit in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre zurückzuführen. 

In den Jahren von 1970 bis 1981 wuchsen das Angebot und 
die Nachfrage nach Arbeitskräften in Österreich kräftig. Die Ge-
sarntbeschäftigung war im Jahr 1981 um rund 200.000 Personen 
höher als 1970. Die Abwanderung aus der Landwirtschaft hielt, 
wenn auch in etwas geringerem Ausmaß, in den siebziger Jahren 
an. 1981 waren um rund 210.000 Personen weniger selbständig er-
werbstätig als im Jahr 1970. Die Anzahl der unselbständig Erwerbs-
tätigen war 1981 mit knapp 28 Millionen um rund 400.000 Perso-
nen höher als im Jahr 1970. Die Erwerbsquote blieb in diesem Zeit-
raum konstant, wobei allerdings zwischen Männern und Frauen 
eine gegenläufige Entwicklung festzustellen war: Die Erwerbsquote 
der Männer sank von 1970 bis 1981 um 3 Prozentpunkte, jene der 
Frauen stieg im selben Zeitraum um 3 Prozentpunkte. 

Es wurde eingangs schon darauf hingewiesen, daß in der Mitte 
der siebziger Jahre in Österreich das Entstehen von Arbeitslosig-
keit im Gegensatz zu den meisten anderen Ländern verhindert wer-
den konnte. Dies war durch eine expansive Beschäftigungspolitik 
der Bundesregierung, auf die Umschichtung der Beschäftigung 
vom Sachgüterbereich in den Dienstleistungsbereich und auf die 
Arbeitszeitverkürzung zurückzuführen. 

In den Jahren 1982 und 1983 stieg auch in Österreich die 
Arbeitslosigkeit. Sie war im Jahr 1985 um rund 70.000 Personen 
höher (139.000 Personen) als im Jahr 1981. Auch die Beschäfti-
gung sank in den Jahren 1982 und 1983 um zusammen 77.000. 
Seit 1984 steigt sie wieder an, doch konnte bisher der Beschäfti-
gungsrückgang nicht aufgeholt werden. Die Erwerbsquote sank seit 
dem Beginn der achtziger Jahre relativ stark ab. 

Die wichtigsten Ursachen für die steigende Arbeitslosigkeit 
sind die Stagnation des Wirtschaftswachstums und die ‚konzertier- 

26 



te" Restriktionspolitik seit dem zweiten „Erdölpreisschock" (1979/ 
1980). Daß die Wachstumsverlangsamung nicht zu einem noch 
stärkeren Rückgang in der Beschäftigung geführt hat, ist auf die 
gleichzeitige Verringerung der Produktivitätszunahrne zurückzufüh-
ren (Verdoorn-Effekt). Nach der Verdoorn-Hypothese ist die Pro-
duktivitätszunahme eine Funktion des Wirtschaftswachstum. Daraus 
folgt, daß die Beschäftigungsentwicklung nur in abgeschwächter 
Form auf Wachstumsveränderungen reagiert. 

Zusammenfassung 
Im Gegensatz zur Zwischenkriegszeit wurden in der Zweiten 

Republik in Phasen der Wachstumsverlangsamung bewußt korn-
pensatorische finanzpolitische Maßnahmen ergriffen. Am stärksten 
war das in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre der Fall, als 
Arbeitslosigkeit unter anderem durch eine expansive Budgetpolitik 
verhindert wurde. 

Die Entwicklung seit 1981 hat die Grenzen beschäftigungspoli-
tischer Maßnahmen in einer kleinen, offenen Volkswirtschaft aufge-
zeigt. Wenn in der nächsten Zukunft beschäftigungspolitische 
Impulse von der Budgetgebarung auch nicht zu erwarten sind, dann 
sollte zumindest vermieden werden, daß eine drastische Konsoli-
dierungspolitik zu einer Verschärfung der Beschäftigungsprobleme 
führt. Das ist in Österreich, im Gegensatz zu einigen anderen Staa-
ten in Europa, bisher auch tatsächlich gelungen. 
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Theoretische Erklärungen der Arbeitslosigkeit 
(Warum haben wir Arbeitslosigkeit in der Stagnation?) 

Prof. Dr. Erich Streissier 

Ordentlicher Professor für Volkswirtschaftslehre 
an der Universität Wien 

1. 
Erwarten Sie von mir bitte keine amüsanten oder spritzigen 

Ausführungen zur Arbeitslosigkeit. Zur Arbeitslosigkeit fällt mit kein 
Scherz ein. Langfristige unfreiwillige Arbeitslosigkeit ist der Friedhof 
aller ökonomischen Theorien. Alle ökonomischen Theorien, die 
direkt oder indirekt den Arbeitsmarkt erklären, erwiesen sich im 
Laufe der Zeit als mehr oder weniger falsch. Das ist der große 
Skandal der Ökonomie seit den dreißiger Jahren. In den vierziger, 
fünfziger und sechziger Jahren glaubten wir diesen Skandal über-
wunden, bis nunmehr auch die großartige Erklärung der dreißiger 
Jahre, der Ansatz von John M. Keynes, auf dem Autofriedhof zu-
schanden gefahrener ökonomischer Modelle landete. Dieses Ver-
sagen der Ökonomie läßt sich auch anders herum ausdrücken: Alle 
ökonomischen Erklärungen der Arbeitslosigkeit sind auch mehr 
oder weniger richtig. Das ist fast noch verwirrender und noch beun-
ruhigender, da die Theorien vielfach in vollem Widerspruch zuein-
ander scheinen. Ökonomie scheint also die einzige Wissenschaft 
zu sein, wo sowohl A wie Non-A richtig sein kann. Genauer, denn 
die Gesetze der Logik sind unumstößlich, wo Non-A in anschei-
nend so wenig verschiedenen Umständen gegenüber A gilt, daß 
Unvorsichtige diese Zustände immer wieder verwechseln. Alle 
Theorien der Arbeitslosigkeit erklären Teilaspekte der Arbeitslosig- 
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keit und erklären die Arbeitslosigkeit teilweise. Die unangenehme 
Frage für den Politiker ist dabei immer: einen wie großen Teil erklä-
ren sie? Die zentrale These meines Referats lautet: KurzfristIge 
Erklärungen der Arbeitslosigkeit stehen dabei im Widerspruch zu 
langfristigen Erklärungen. Was kurzfristig richtig ist, ist langfristig 
falsch. Das macht die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit so schwierig 
für den Politiker. Denn gerade für ihn gilt ja: Die lange Frist ist nur 
die Summe von vielen, vielen sehr kurzfristig gesetzten Schritten. 

Was ist das skandalöse Faktum an der Arbeitslosigkeit? Wir 
können es am besten für die Bundesrepublik Deutschland, unser 
doch in vielem sehr ähnlichen großen Nachbarland illustrieren. Seit 
1974, nunmehr also seit mehr als 12 Jahren, zeigt die Bundesrepu-
blik Deutschland eine Arbeitslosenrate von 4 bis 9%. In jeder 
Rezession steigt diese Arbeitslosenrate erheblich auf ein neues 
Niveau; und in den relativ langen Phasen relativ guter Konjunktur 
wird sie nicht abgebaut. Diese Länge und diese Resistenz der Ar-
beitslosigkeit ist das Erklärungsproblem. Daß eine Rezession zu 
einem Anstieg der Arbeitslosigkeit führt, das kann der Ökonom gut 
erklären. Aber daß sie auf dem neuen Niveau einklinkt, das wider-
spricht jeder Theorie. Oder betrachten wir die österreichische Si-
tuation: Seit 1983 haben wir einen sehr mäßigen, aber doch sehr 
stetigen Aufschwung; und dieser geht, wider jede ökonomische 
Vernunft, einher mit einem Anstieg der Arbeitslosigkeit. Das Öster-
reichische Institut für Wirtschaftsforschung hat die Unverfrorenheit, 
entgegen allen theoretisch anzunehmenden Faktorsubstitutionspro-
zessen bei durchschnittlich 21/2%  Wirtschaftswachstum einen steti-
gen weiteren Anstieg der Arbeitslosigkeit vorauszusagen. Und was 
das ärgerlichste ist: Das Institut könnte sogar recht behalten. Ein 
österreichischer Arbeitsmarktexperte, notabene Sozialdemokrat, er-
klärte mir sogar, daß die gegenwärtig in Österreich Arbeitslosen im 
Grunde Schwervermittelbare seien, die eben nur bei starker Wirt-
schaftsanpassung Arbeit fänden. Wie aber erklärt er dann, daß die-
se „Schwervermittelbaren" um etwa '/4% pro Jahr zunehmen? Das 
also ist das Problem, das ich erklären möchte: Daß die Arbeitslo-
sigkeit in den europäischen Industriestaaten - zum Unterschied 
bereits von Amerika - nach jeder Rezession ungefähr auf dem 
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neu erreichten Niveau verbleibt, daß sie trotz mäßigem Wirt-
schaftswachstum, das ich der Kürze halber und im Vergleich zur 
Wachstumserfahrung des dritten Viertels unseres Jahrhunderts 
Stagnation nenne, womöglich noch zunimmt. Um dies zu erklären, 
wollen wir die ökonomische Theorie Revue passieren lassen. 

11. 
lt all starts with Adam Smith. Die Hauptstoßrichtung der 

„Wealth of Nations' will gerade die Unnotwendigkeit jeglicher Be-
schäftigungspolitik beweisen. Adam Smiths Begründung lautete: 
Die freie Unternehmerwirtschaft oder, wie er sagte, „the simple and 
obvious system of natural liberty" ist unter allen möglichen Wirt-
schaftsordnungen bereits die beschäftigungsmaximierende Ord-
nung. Sie ist es nach ihm, weil hier jedermann für seine Gewinne 
und Verluste, für seine ökonomischen Vorteile und Nachteile voll 
verantwortlich ist. Wenn er dies aber ist, so schloß Smith sehr 
schottisch, wird er jede sinnlose Vergeudung vermeiden, weil sie ja 
voll zu seinen Lasten geht. Am Gütermarkt begründete Smith dies 
explizit, und wir kommen in Kürze zu dieser seiner Begründung. 
Am Arbeitsmarkt schien ihm das hingegen so evident, daß er es gar 
nicht näher ausführte. Seine Argumentation ist etwa wie folgt nach-
vollziehbar: Ein Arbeiter, der arbeitslos ist, wird aktiv Arbeit suchen 
und auch bereit sein, zu einem niedrigen Lohn Arbeit anzunehmen, 
anstatt seine Arbeitskraft nutzlos brachliegen zu lassen, also zu 
vergeuden und gar nichts zu verdienen. Ein Unternehmer anderer-
seits wird unbeschäftigte Arbeitskräfte, die deswegen wohl beson-
ders billig sind, anstellen, weil diese für ihn profitabler sind als an-
dere. Beide, Arbeiter wie Unternehmer, haben somit ein Interesse 
an der Elimination von Arbeitslosigkeit. Aber zur Elimination selbst 
reicht aktives Handeln von einer Seite bereits aus. Das Argument 
ist doppelt genäht. Umgekehrt: Jede der beiden Seiten betreibt 
Vergeudung, wenn sie brachliegende Arbeitskraft ungenützt brach-
liegen läßt. 

Adam Smiths Argument ist ökonomisch so gut wie nicht zu 
widerlegen. Geben Sie acht! Antworten Sie mir etwa nicht: Zum 
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Unterschied von Smiths idyllischem 18. Jahrhundert erhalten heute 
die Arbeiter Arbeitslosenunterstützung und werden daher gar nicht 
bereit sein, Arbeit zu einem niedrigen Lohn anzunehmen. Argu-
mentieren Sie so, so haben wir keine Arbeitslosigkeit im eigentli-
chen ökonomischen Sinne. Wir haben keine unfreiwillige Arbeitslo-
sigkeit, sondern nur freiwillige Freizeitnutzung, die uns nicht berüh-
ren sollte. Argumentieren Sie bitte auch umgekehrt nicht, die Un-
ternehmer können den überzähligen Arbeitern heute gar keine 
niedrigeren Löhne anbieten, weil dies ihnen der - Koilektivvertrag 
verbietet. Denn dann haben wir auf der ersten Argumentationsebe-
ne wieder gar keine ökonomische Theorie der Arbeitslosigkeit, son-
dern nur die politische Feststellung: „Schuld an allem sind eben, 
wie immer, die bösen Gewerkschaften!" Und auf tieferer Argumen-
tationsebene würde dieses Argument etwa Adam Smith keines-
wegs befriedigen, denn sein Vergeudungsargument sieht mit Recht 
alles als disponibel an. Führt eine menschliche Institution zur Ver-
geudung, so liegt es im Interesse der Menschen, sie zu ändern; ist 
eine Beschäftigung nicht zu haben, so kann man ja eine andere er-
greifen, weswegen das Kollektivvertragsargument, das jeweils nur 
bestimmte Tätigkeiten betrifft, gar nicht zieht. Ja schließlich: Gibt es 
nur unbefriedigende Chancen als Unselbständiger, dann kann man 
sich noch immer selbständig machen. Der zentrale Gegensatz zur 
Arbeitslosigkeit, und das wird immer wieder übersehen, ist nicht 
allein die unselbständige Lohn- und Gehaltsarbeit; es ist Erwerbs-
tätigkeit schlechthin, unselbständig oder selbständig. 

Auch die Marxsche Idee, der Kapitalismus führe zu einer indu-
striellen Reservearmee, ist zwar historisch durchaus plausibel, läßt 
sich aber, gemessen an Smith, ökonomisch nicht begründen. Zwar 
können bei Marx die Arbeiter nicht mehr durch Lohnverzicht um Ar-
beit buhlen, denn sie leben bereits am Existenzminimum, aber die 
Unternehmer sollten - gerade wenn Arbeit einen Mehrwert liefert 
- jeden vorhandenen Arbeiter aufnehmen, denn gerade das maxi-
miert ihren Profit. Marx nahm natürlich wie alle Klassiker an, daß die 
Unternehmer das nicht können, weil Arbeit und Kapital in einem fe-
sten Komplementaritätsverhältnis stünden, weil - technisch ge-
sprochen - die Produktionsfunktionen limitational seien. Aber das 
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ist langfristig nicht richtig, weil langfristig in jeder einzelnen Produk-
tion Arbeit gegen Kapital substituiert werden kann; und vor allem, 
weil zumal in außenwirtschaftsver-flochtenen Ländern die Güter-
mischung hin zu mehr arbeitsintensiv erzeugten Gütern variiert 
werden kann, grob gesprochen also, weil wir mehr arbeitsintensive 
Dienstleistungen erzeugen können. Und wir wissen auch, das an-
zunehmen ist nicht unrealistisch: von 1975 bis etwa 1980 haben wir 
gerade die Dienstieistungsberufe stark ausgedehnt. Die Gretchen-
frage lautet hier: warum taten wir dies nicht noch stärker, nicht so 
stark, daß die Arbeitslosigkeit aufgesogen wurde? 

Mit dem Hinweis auf Dienstleistungen, auf den Übergang zu 
mehr arbeitsintensiven Tätigkeiten, sind wir bei einem weiteren, 
dem dritten Argument von Adam Smith angelangt, warum langfristig 
die freie Unternehmerwirtschaft beschäftigungsmaximierend wirken 
sollte. Es ist das von vielen, die es gar nicht kennen, lächerlich ge-
machte Argument von der „unsichtbaren Hand". Smiths allgemeine 
Aussage zur „invisible hand' besagt, daß individuelle Optimierung 
indirekt gesellschaftliche Vorteile mit sich bringen kann, die von den 
Optimierenden gar nicht beabsichtigt, ja nicht einmal bedacht wa-
ren. Diese Möglichkeit kann sicher niemand leugnen, und Smith 
sagt auch nur bescheiden, dies geschehe „in this as in many other 
cases". Smith erwähnt - entgegen gängiger Meinung - die „mvi-
sible hand" in der „Wealth of Nations" auch nur einmal, und ‚this 
case" ist gerade zur Beschäftigungsmaximierung geschrieben. 
Smith hält fest, daß der als risikoscheu anzunehmende individuell 
Optimierende bei gleichem durchschnittlichen Ertrag jeweils das 
geringste Risiko vorziehen wird. Zufällig - und das ist die unsicht-
bare Hand - sind am wenigsten riskant typischerweise gerade 
die arbeitsintensiven Produktionsweisen. Denn hier gibt es defi-
nitionsgemäß relativ wenig Fixkapital und daher geringe Fixkosten, 
die bei Nachfrageausfali nicht reduziert werden können und daher 
besonders verlustbringend wären. Unbeabsichtigt führt daher 
Risikominimierung zur Aufsuche gerade arbeitsintensiver Produk-
tionsweisen und damit ungewollt auch zur Beschäftigungsmaximie-
rung. Daß Smith recht hafte, sehen wir daran, daß Unselbständige, 
die sich mangels ihnen genügend attraktiv erscheinender Chancen 
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selbständig machen, dies insbesondere in sehr arbeitsintensiven 
Berufen tun, als Steuerberater, Softwarespezialisten, Architekten, 
Fernsehreparateure usw. 

Was können wir von Adam Smith zur Beschäftigungspolitik 
- oder besser Erwerbstätigkeitspolitik - lernen? Ich würde ihm fol-
gend die große Bedeutung des Sich-selbständlg-Machens für 
die Vollbeschäftigung betonen. 

Es scheint so zu sein, daß in Phasen raschen Wirtschafts-
wachstums gerade Großunternehmen - oft alte Großunterneh-
men - die Lokomotiven der Beschäftigungsvermehrung abgeben. 
In Zeiten längerfristig schwachen Wirtschaftswachstums, in der Sta-
gnation, bauen hingegen alte Großunternehmen regelmäßig Ar-
beitskräfte ab. Denn dann können sie sich nur durch Rationalisie-
rung halten. Fritz Machlup hat einmal mit Recht betont, Monopole 
hätten in der Regel keine höheren Gewinne, sie hätten nur höhere 
Kosten. In Zeiten langsameren Wirtschaftswachstums steigt der 
Wettbewerbsdruck, und Monopole müssen sich daher von ihren 
überhöhten Kosten trennen, das heißt vor allem: überflüssige Ar-
beitskräfte abbauen, sie z. B. in die Berufsunfähigkeitspension 
schicken. Politikern, die schwärmerisch meinen, wir brauchten in 
Österreich unsere Staatsindustrie, um Vollbeschäftigungspolitik be-
treiben zu können, sollte man nicht so sehr ihre Ideologie, sondern 
vielmehr nur ihre Faktenunkenntnis zum Vorwurf machen: Die ver-
staatlichte Industrie hat - wie eben für den Großunternehmenssek-
tor zu erwarten - in den letzten zehn Jahren (1975 bis 1984) ihre 
Beschäftigung stark abgebaut, nämlich mit 141% zum Ausgangs-
stadium der Beschäftigung 1974 kaum weniger stark als die 193% 
der gesamten Industrie ohne Verstaatlichte. Bedenkt man den fälli-
gen und in Kürze zu vollziehenden Nachholbedarf an Rationalisie-
rung, kann man festhalten: Die verstaatlichte Industrie hat bereits 
jetzt einen wichtigen Beitrag zur Arbeitslosigkeit in Österreich gelei-
stet und wird diesen Beitrag noch erhöhen. 

Soll also in schwachem Wirtschaftswachstum die Arbeitslosig-
keit nicht laufend zunehmen, so müssen viele, naturgemäß anfangs 
eher kleine Unternehmen neu entstehen und viele einzelne Selb-
ständige hinzukommen. Es würde Adam Smith aus der Kenntnis 
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Englands vor 200 Jahren nicht überraschen, daß auch im heutigen 
Österreich ein wichtiges, die Arbeitslosigkeit erhöhendes Hindernis 
wohl in den rechtlichen Zulassungsschranken zum Selbständigwer-
den liegt, im zermürbenden Spießrutenlauf um einen Gewerbe-
Schein und den 1001 sonstigen erforderlichen Bewilligungen. Hier 
hat Vollbeschäftigungspolitik sicher anzusetzen. Zweitens mangelt 
es im Vergleich zu anderen Ländern sicher an Risikokapltal. Ich 
denke hier an meinen kalifornischen Studenten in Stanford, der ne-
ben seinem Studium mit 21 Jahren seine eigene Firma gründete, 
natürlich relativ risikolos in fixkapitalarmer Smithscher Weise mit 
einer Softwareidee, dessen Firma ein Jahr danach bereits über 
1 Mio US-$ verdient hatte und dessen Hauptklage mir gegenüber 
lautete: Es drängten einem so viele Leute Kapital auf, die Hauptge-
fahr bestünde darin, überzuexpandieren! Der gute Mann, übrigens 
ein Österreichfan, wäre wohl in Wien undenkbar. Ich frage mich im-
mer, warum wir die 1112  bis 2 Mio S, die wir inzwischen routinemä-
ßig pro Arbeitsplatz in jedes Großunternehmen hineinstecken, 
wenn nicht gelegentlich (nach dem Subsidiaritätsprinzip) die „grö-
ßere Vernunft der kleineren gesellschaftlichen Einheit' in Form 
eines Gemeinderatsbeschlusses dazwischentritt, warum wir also 
diese 11/2  bis 2 Mio 5 pro Arbeitsplatz nicht als zinsenlose, aber 
rückzahlbare Betriebsgründungskredite vergeben, eventuell gegen 
den Verzicht darauf, je wieder Arbeitslosenunterstützung zu bezie-
hen? Sie werden mir entgegenhalten: Das wäre Verschwendung, 
mindestens zwei Drittel der Kredite wäre verloren, weil neugegrün-
dete Unternehmen so zahlreich in Konkurs gehen. Ich antworte: 
Die 11/2  bis 2 Mio S pro „Arbeitsplatz" in Großunternehmen sind 
überhaupt ganz und gar verlorene Zuschüsse, und diese Arbeits-
plätze sind langfristig gesehen auch nicht sicherer als im Schnitt bei 
kleinen Neugründungen. 

Abbau rechtlicher Schranken des Selbständigwerdens und 
vermehrte Risikofinanzierung, mehr Betriebsgründungskredite, ge-
hören zur Beschäftigungspolitik. Sehr wichtig ist auch die relative 
Verbesserung der wirtschaftlichen Bedingungen der Selbständig-
keit im Vergleich zu ihren unselbständigen Alternativen. Relative 
Verbesserung der Position der Selbständigen ist in schlechten Zei- 
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ten nur durch Verschlechterung der Position der an der Substitu-
tionsgrenze zur Selbständigkeit stehenden Unselbständigen mög-
ich. Zwar ist eine allgemeine Lohnsenkung, wie wir noch bespre-
chen werden, kaum beschäftigungswirksam. Aber vor allem eine 
Verschlechterung der Bedingungen der öffentlich Bediensteten und 
eine Verminderung der Zahl solcher Stellen, insbesondere der Zahl 
freiwerdender öffentlicher Stellen, treiben junge Leute in die 
Selbständigkeit. Hier sehe ich das Haupthindernis zum Selbstän-
digwerden in Österreich, vor allem natürlich in Wien. Denn wann je 
in der Geschichte wurden nicht wohlbezahlte, angesehene, ange-
nehme Staatsstellen mit kurzer Arbeitszeit der Selbständigkeit vor-
gezogen? 

Eine nachteilige Beschäftigungswirkung von Arbeitszeitverkür-
zungen, die vor allem immer eine solche der öffentlich Bedienste-
ten ist, wäre die weitere relative Verschlechterung der Position der 
Selbständigen mit ihren weit längeren Arbeitszeiten. Zur Arbeits-
zeitverkürzung wollte ich eigentlich nichts sagen, denn keine 
honette ökonomische Theorie empfiehlt Arbeitszeitverkürzung als 
beschäftigungspolitische Maßnahme. Wir wissen natürlich alle, daß 
erhöhte Nachfrage nach kürzerer Arbeit mit der Wohlstandsstei-
gerung Hand in Hand geht. Bisherige Arbeitszeitverkürzungen wa-
ren daher weitgehend deklaratorischer Natur. Ob hingegen Arbeits-
zeitverkürzung als konstitutiver Akt in einer Gesellschaft viel hilft, in 
der niemandem Überstunden verboten werden können, muß sehr 
dahingestellt werden. Das einzige, was sicher erhöht werden müß-
te, wäre die öffentliche Beschäftigung. Und eine solche Erhöhung 
wäre in einer grundsätzlich marktwirtschaftlich ausgerichteten Ord-
nung, wie ich argumentierte, längerfristig gesehen arbeitsmarktpoli-
tisch kontraproduktiv. Da der Staat zu hohen Kosten natürlich jeder-
mann anstellen kann (und ihm ja selbst die Umbuchung von 
Arbeitsiosen zu öffentlich Bediensteten jederzeit möglich ist), 
möchte ich mich im folgenden überhaupt nur auf die Analyse der 
privaten Berufstätigkeit und Erwerbstätigkeit beziehen und alle öf-
fentlich Bediensteten so behandeln, als ob sie keine Berufstätigkeit 
anstrebten, sozusagen als eine Art Freizeitfans. Suchte ich nach 
einem Gag, so könnte ich mich zur Begründung dieser Abgrenzung 
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auf James Mill berufen, der den Staatsdienst schlicht und einfach 
als „Arbeitslosenunterstützung für die Oberschicht" (outward relief 
for the upper classes) bezeichnete. 

III. 

Kehren wir zur Theorie zurück. Adam Smith hatte drei starke 
ökonomische Argumente gegen die längerfristige Wahrscheinlich-
keit von Arbeitslosigkeit: Sie sei erstens Vergeudung aus der Sicht 
des Arbeiters, zweitens Vergeudung aus der Sicht der Unterneh-
mer, und Risikominimierung führe drittens tendenziell auch zu ma-
ximaler Arbeitsintensität der Produktion. Die Wirklichkeit freilich 
zeigt beharrlich fortdauernde Arbeitslosigkeit. Die Wirklichkeit wi-
derspricht klassischer ökonomischer Vernunft. 

Sie werden mir daher entgegenhalten: Warum servierst Du uns 
alten Käse, wo wir doch alle wissen, daß die theoretischen Argu-
mente von Smith gerade zur Arbeitslosigkeit von Keynes nachhaltig 
wiederlegt wurden? Wenden wir uns also nunmehr diesem großen 
Ökonomen zu und hören wir, was Lord Keynes of Tilton zur langfri-
stigen Arbeitslosigkeit zu sagen hatte: „lt is an outstanding charac-
teristic of the economic system in which we live that . . . it seems 
capable of remaining in a chronic condition of sub-normal activity 
without any marked tendency either towards recovery or towards 
complete collapse. Wie recht er hat, was für eine genaue Charak-
terisierung der Zeit nach 1974, endlich ein Mann mit gesundem 
ökonomischen Hausverstand! Und was ist seine theoretische Be-
gründung?,, Since these facts of experience do not follow of logical 
necessity, one must suppose (!) that the environment and the psy-
chological propensities of the modern world must be (1) of such a 
character as to produce these results. 1 ) Und damit hat sich's! 
Auch Keynes fällt kein ökonomisches Gegenargument gegen Smith 
ein - er flüchtet sich in Psychologismen und soziologische Platitü-
den (wie „the environment"). 

Keynes: „Genera! Theorie. 1936, S. 249 f. 
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Was Keynes wiederlegt hat, war lediglich noch ein weiteres, 
das vierte, Argument von Smith für die Tendenz zur Vollbeschäfti-
gung. Smith argumentierte, daß auch vom Gütermarkt keine nega-
tiven Effekte auf die Vollbeschäftigung ausgehen werden, weil alles, 
was Menschen in Form von Sparen anscheinend nicht ausgeben, 
doch wieder zu Investitionen und damit zu Ausgaben wird. Smith ist 
der eigentliche Schöpfer des nach seinem französischen Populari-
sator benannten Sayschen Gesetzes. Und hier liefert er uns seine 
Vergeudungsvermeidungsargumentation ausdrücklich: „That por-
tion which (a rich man) annually saves, as tor the sake of the 
profit lt is immediately employed as capital, is consumed in the 
same manner, and nearly in the same time too.' 1 ) Was Sie sparen, 
werden Sie rationalerweise zinsbringend anlegen; sonst vergeuden 
Sie, verzichten auf Ertrag, auf Gewinn: Was Sie zur Bank bringen, 
wird diese zinsbringend anlegen; sonst vergeudöt diese, verzichtet 
auf Gewinn, ja hat noch dazu nur den Verlust der Habenzinsen. 
Entweder Sie oder die Bank werden dafür sorgen, daß ein Unter-
nehmer die Mittel in Anspruch nimmt. Und er wird sie investieren, 
sonst ist es er, der den Verlust hat. 

Dieses und nur dieses Argument, nur dieses vierte Rad am 
Wagen des auch dreirädrig noch höchst funktionsfähigen Karrens 
der Smithschen Vollbeschäftigungstheorie, hat Keynes, nachdem 
es unwiderlegbar 160 Jahre hindurch den Schlüssel zum Eintritt in 
die Gilde der Ökonomen abgab, entscheidend widerlegt. Die Be-
hauptung, Finanzmittel würden des Gewinns halber immer investiv 
veranlagt,it zu kurzfristig gedacht. Bedacht ist bei ihr nur der lau-
fende Gewinnstrom. Bei allen Veranlagungen gilt es aber, mögliche 
Kapitalgewinne und leider auch -verluste zu beachten. Horten von 
Finanzmitteln, nichtinvestive Veranlagung wird dann gewählt wer-
den, wenn der zusätzliche laufende Zinsertrag nicht für die wahr-
scheinlichen Kapitalverluste entschädigen kann. Das ist Keynes' 
Spekulationsmotiv. 

1)  Smith: ..Weatth ot Nations, 1776. II. iii 18, 
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Keynes wies somit richtigerweise darauf hin, daß es einerseits 
erhöhte Risiken und verringerte Erträge der Investitionen, anderer-
seits erhöhte Zinskosten der Finanzierung sind, die zu Nachfrage-
ausfällen in der Rezession und damit zum Anstieg der Arbeitslosig-
keit in den konjunkturellen Abschwungphasen führen. Verunsiche-
rung der Anleger und ihre Erwartung von Kapitalwertverlusten, von 
Verniögensverlusten, spielen hier eine wichtige Rolle. Konjunktur-
abschwünge werden so vor allem auf den Finanzmärkten gemacht. 
Für die siebziger Jahre hatte Keynes wieder ganz und gar recht: 
Die enormen Wechselkursunsicherheiten und die eng damit zu-
sammenhängenden Realzinssteigerungen, beide selbst wieder zum 
erheblichen Teil ausgelöst durch die Olpreismanipulation, waren 
und sind sicherlich Hauptursachen des allgemeinen Anstiegs der 
Arbeitslosigkeit in den Industriestaaten. Letztlich sind und bleiben 
sie aber kurzfristig: denn einmal müssen sich die Verlustängste be-
züglich der Kapitalwerte erschöpfen. 

Erhöhte Risiken auf den zentralen Finanzmärkten, vor allem auf 
den Devisenmärkten, und erhöhte Realzinsen führen zur lnvesti-
tionsschwäche und sind die Hauptursachen einer Keynesschen Ar-
beitslosigkeit. Was kann angesichts dieser Erkenntnis Vollbeschäfti-
gungspolitik bedeuten? Ostleitner hat einmal richtigerweise betont, 
daß langfristig gesehen von Keynes inspirierte Vollbeschäftigungs-
politik eine Politik der Realzinssenkung sein muß. Geldpolitisch ist 
eine solche Realzinssenkung in einem außenhandelsverflochtenen 
Land, zumal in einem solchen mit Wechselkursverbund zu einem 
großen Nachbarn, nur in sehr beschränktem Maße möglich. Hier ist 
vor allem die Steuerpolitik wirksam durch eine generelle Begünsti-
gung von Investitionen. Die Politik der Begünstigung von Investitio-
nen haben wir in Österreich seit Jahrzehnten bereits fast vollkom-
men ausgereizt; zusätzlich ist hier wenig zu erhoffen. Ebenfalls 
keynesisch wäre eine staatliche Teilübernahme allgemeiner, große 
Teile der Unternehmerschaft treffender, zusätzlicher Risiken. Das 
Wichtigste haben wir auch hier bereits durch die Exportrisikogaran-
tien getan. Viel Zusätzliches läßt sich auch hier nicht mehr tun. 

Daß spekulative Finanzmärkte letztendlich eine der wichtigsten 
Quellen von Arbeitslosigkeit sind, sollte nicht zu der Fehlreaktion 
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verleiten, Spekulationen zu verbieten zu versuchen. Erstens wäre 
ein solches Verbot in einem stark außenwirtschaftsverflochtenen 
Land wirkungslos. Zweitens wäre es aber auch sinnlos, reines 
Kurieren am Symptom; oder wie Eduard März sagt: ein Zerbrechen 
des Barometers, weil es Schlechtwetter anzeigt. Nicht die Spekula-
tion an sich ist das Problem, sondern die fundamentalen Unsicher-
heiten auf Finanzmärkten, die umgekehrt geradezu zur Spekulation 
zwingen. Die Spekulation auf solchen Märkten selbst ist eher Zei-
chen, daß es auch in Österreich an grundsätzlich erfreulichem 
unternehmerischen Mut nicht mangelt. Freilich, Mut allein ist nur zu 
häufig tödlich. Um erfolgreiche spekulative Festspiele zu veranstal-
ten, darf man sich nicht ungeübter Laienspielergruppen bedienen. 

Haben wir mit Keynes in hohen Risiken und hohen Zinskosten 
auf Finanzmärkten gute ökonomische Erklärungen langfristiger un-
freiwilliger Arbeitslosigkeit gefunden? Leider nein; und auch 
Keynes, wie ich ja gezeigt habe, meinte das nicht. Eine solche Er-
klärung ist vielleicht eine etwas längerfristige, aber keine wirklich 
langfristige Erklärung. Ausgelöst durch die Finanzmärkte kann die 
geringe Nachfrage auf Gütermärkten nur so lange Ursache der Ar-
beitslosigkeit sein, als Faktorsubstitutionsprozesse noch nicht wir-
ken; und auch nur so lange, als nicht neue Gütermärkte erschlos-
sen sind. Keynes selbst erkannte das ganz klar. Seine ganze Argu-
mentation nimmt der Einfachheit halber ausdrücklich an, daß die 
Beschäftigung proportional einer gegebenen Güterproduktion sei. 
Das ist sie aber eben nur kurz bis mittelfristig. Keynes' Abtun jeder 
langfristigen lAnalyse (,‚in the long run we are all dead') charakteri-
siert eben auch seine Methode. 

Aus einem damit zusammenhängenden Grund ist kurzfristig 
orientierte Keynessche Konjunkturpolitik langfristig kontra-
produktiv. Jedermann weiß heutzutage, was Keynessche Kon-
junkturpolitik ist: nämlich staatliche Nachfrageunterstützung bei pri-
vatwirtschaftlichem Nachfrageausfall; konkret gesprochen also ein 
staatliches Budgetdefizit bei einem unerwarteten plötzlichen Ex-
portabfall; noch konkreter gesprochen vor allem öffentliche Bautä-
tigkeit bei Hinaufschnellen der Arbeitslosigkeit. Voraussetzung da-
für, daß diese Politik sinnvoll ist, ist jedoch nach der ganzen Key- 
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nesschen Theorie erstens ein unerwarteter Konjunktureinbruch und 
zweitens ein kurzer, scharfer, ein sogenanntes V-TaI, in einem kräf-
tig ansteigenden Wachstumspfad. Einer meiner verehrtesten Politi-
ker, Anton Benya, hat einmal betont: Arbeit läßt sich nur erhalten, 
wo Produktivität vorhanden ist. Das ist genau das Problem: Wenn 
ein Wirtschaftszweig etwas grundsätzlich Konkurrenzfähiges er-
zeugt, das nur momentan unter einer internationalen Absatzkrise 
leidet, so ist es höchst sinnvoll, diesen Wirtschaftszweig zeitweilig 
zu stützen. Erzeugt er hingegen etwas, was in dieser Art kaum 
mehr gefragt oder in einer grundsätzlich nicht mehr konkurrenzfähi-
gen Weise erzeugt wird, so wird Stützung ein Faß ohne Boden und 
ist sinnlos. Wie aber unterscheidet man sicher das nur momentan 
nicht Konkurrenzfähige von dem bleibend Veralteten, zumal wenn 
einem, die kühle Überlegung störend, mächtige Zentralbetriebsrats-
obrnänner in die Ohren posaunen? Hier liegt das zentrale Dilemma 
der Vollbeschäftigungspolitik! Wie wissen seit Keynes, daß eine 
ausreichende gesamtwirtschaftliche Nachfrage eine essentielle Vor-
aussetzung für die Vollbeschäftigung ist. Das läßt Nachfragestüt-
zung angezeigt erscheinen. Umgekehrt aber hat Nachfragestützung 
bei einem in Schwierigkeiten geratenen Wirtschaftszweig auch den 
Effekt, daß die Unternehmer keinen Anlaß sehen, aktiv Auswege 
aus ihrer Schwierigkeit zu suchen. Längerfristig fortgeführte Nach-
fragestützung im Interesse bestimmter Wirtschaftszweige läßt diese 
daher in der Regel immer weiter hinter dem Niveau internationaler 
Wettbewerbsfähigkeit zurückfallen, erhöht dadurch laufend den 
Stützungsbedarf, ja macht diese Unternehmen stützungssüchtig. 
Kurzfristig sinnvolle Nachirageanhebung führt somit, wenn 
langfristig fortgesetzt, notwendigerweise zu einer immer stär-
keren Fehlallokation der Ressourcen. 

Wir können das speziell noch an der Bauwirtschaft illustrieren: 
Wir können natürlich mittels öffentlicher Gelder ohne weiteres auch 
längerfristig mehr bauen und so zumindestens die Beschäftigung 
im Baubereich anheben; aber die Bauwirtschaft weist eine erheb-
lich unterdurchschnittliche Produktivität auf. Ein dauernd größerer 
Bausektor in Zeiten, in denen die Infrastruktur keinen Nachholbe-
darf aufweist, ist somit Verzicht auf reales Sozialprodukt, ist ge- 
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samtwirtschaftliche Fehlallokation der Ressourcen. Man könnte ein-
wenden: Immer noch besser, etwas ein bißchen Nützliches zu er-
zeugen, als gar nichts, blieben doch die hier beschäftigten Arbeits-
kräfte sonst ganz unbeschäftigt. Längerfristig ist das nicht richtig: 
denn die neu in einen dann größeren Bausektor strömenden jun-
gen Arbeiter hätten zum guten Teil eine andere Beschäftigung ge-
funden und im Schnitt wohl eine solche mit höherer Produktivität. 
Nichts ist falscher, als den längerfristigen Beschäftigungseffekt oder 
den längerfristigen Wertschöpfungseffekt eines Projekts ohne Ab-
striche an der Zahl der dort gerade im Moment Beschäftigten zu 
messen! 

Wie Sie seit 1976/77 alle wissen, sind weiters die Möglichkei-
ten Keynesscher Nachfragepolitik auch quantitativ sehr beschränkt: 
Keynes selbst schätzte die Einkommensmultiplikatoren für seine 
dreißiger Jahre nur auf etwa 2. Heute liegen sie infolge der wesent-
lich höheren Grenzsteuersätze und der wesentlich höheren Grenz-
importneigungen eher bei 1. Oft wird behauptet: Hätten wir in den 
dreißiger Jahren in Österreich bereits die Kenntnisse der Keynes-
schen Konjunkturpolitik besessen, so hätten wir das Massenelend 
der Arbeitslosigkeit vermeiden können. Diese Behauptung ist 
falsch. Österreich hatte in den dreißiger Jahren eine Arbeitslosigkeit 
von 20 bis 25% und ein Bundesbudgetdefizit in der Größen-
ordnung von 2 bis 3% des BIP. Hätten wir damals ein Budgetdefizit 
in einer Größenordnung (vor der wir heute zurückschrecken) von, 
sagen wir, laufend 5 bis 6% des BIP gehabt, so wäre bei einem 
Multiplikator von 2 die Arbeitslosigkeit um etwa 6%, also nur um ein 
bloßes Viertel geringer gewesen. Und hätten ein so „skandalöses" 
ständiges Budgetdefizit die ausländischen Gläubiger überhaupt zu-
gelassen? Und auch heute scheint mir die zentrale Frage zu sein: 
Ein wie hohes laufendes Budgetdefizit können wir uns leisten, ohne 
mit Panikreaktionen der ausländischen Finanzmärkte zu rechnen? 
Ganz abgesehen davon, daß ein anleihefinanziertes Budgetdefizit 
eine Umverteilung der Staatsausgaben von den Armen zu den Rei-
chen bedeutet, welche als solche gerade nach Keynesscher Theo-
rie einen nachfragesenkenden Effekt hat. Und eine hohe Staatsver-
schuldung ermöglicht es einer großen Gruppe von Wirtschaftssub- 
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jekten, nebenbei die Rolle eines müßigen Rentiers zu spielen, statt 
aktiv produktivere Anlageformen für ihre Gelder zu suchen. 

Es wäre falsch, diese Überlegungen mit dem Warnruf zu been-
den: Das Ende einer langfristigen keynesianischen Nachfragestüt-
zung, einer keynesianischen Antistagnationspolitik ist nahe herbei-
gekommen. Richtig ist vielmehr: Die Stunde einer solchen Politik 
hat wohl überhaupt nie geschlagen; sicher aber ist sie zuminde-
stens bereits lange vorüber! 

IV. 
Wenden wir uns als nächstes dem zu, was Keynes die „klassi-

sche' Theorie der Arbeitslosigkeit nannte, die Standardargumenta-
tion der Neoklassik. Wir könnten sie auch die Theorie des deut-
schen Sachverstands nennen. Diese besagt schlicht und einfach: 
Wie auf jedem normalen Markt, auf dem ein Angebotsüberschuß 
herrscht, ist bei Arbeitslosigkeit auf dem Arbeitsmarkt einfach der 
Preis zu hoch. Lohnsenkungen würden ohne weiteres zur Vollbe-
schäftigung führen. Wie Sie alle wissen, trug Keynes auch gegen 
diese Theorie das entscheidende Gegenargument vor: Lohnsen-
kungen reduzieren in der Regel auch die gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage, die vor allem aus Löhnen getätigt wird. Es ist daher gar 
nicht sicher, ob Lohnsenkungen per saldo die Kosten-Ertrags-Lage 
der Unternehmen verbessern. 

Aber dieses Keynessche Gegenargument nimmt bekanntlich 
eine geschlossene Wirtschaft an, ignoriert also vor allem den Ex- 
port. Für ein außenwirtschaftsintegriertes Land wie Österreich, das 
noch dazu einen festen Wechselkurs zum Großteil seiner Außen- 
handelspartner, nämlich zum westlichen Kontinentaleuropa, hat, 
sollte gerade das neoklassische Argument gelten: Die Nachfrage, 
der sich Österreich gegenübersieht, ist weitgehend unabhängig 
vorn österreichischen Lohnniveau. Bei geringeren Kostenpreisen 
können wir auf den Auslandsmärkten unsere Konkurrenten unter- 
bieten und so über erhöhte Exporte Vollbeschäftigung erreichen. 

Leider teilt jedoch das Rezept der Lohnsenkung das Los des 
Keynesschen Rezepts der kurzfristig konzipierten Nachfrageanhe- 
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bung: Beide sind grundsätzlich richtig gedacht, praktisch jedoch 
kaum wirksam. Die Lohnsenkung teilt dabei das Schicksal der 
Wechselkursabwertung, die wir als Instrument der Vollbeschäfti-
gungspolitik gleich mitbehandeln können. 

Allgemeine Lohnsenkung bei festen Wechselkursen und 
Wechseikursabwertung sind fast dasselbe: Beide reduzieren das 
lnlandspreisniveau zum Auslandspreisniveau, die lnlandsnachfrage 
relativ zur Auslandsnachfrage. Ihr Unterschied liegt nur in den 
etwas verschiedenen Verteilungswirkungen. Eine positive Beschäf-
tigungswirkung beider ergäbe sich genau genommen nur aus der 
Beschäftigungswirkung einer Aktivierung der Leistungsbilanz. Und 
Gunther Tichy hat jüngst zusammenfassend gezeigt, daß langfristig 
Auf- und Abwertungen in Österreich so gut wie Ieistungsbilanzneu-
tral sind. 1 ) Kurzfristig zählt Österreich zwar zu den Ländern, bei 
denen die Marshall-Lerner-Bedingung für normale Reaktion der 
Leistungsbilanz auf Preisveränderungen knapp erfüllt ist. Aber 
Dozent Breuss hat jüngst gezeigt, daß diese Bedingung, selbst 
wenn sie angebotsmäßig erweitert ist, noch immer nicht beachtet, 
daß erhöhte Exporte auch erhöhte Importe für die zu ihrer Erzeu-
gung notwendigen Vorprodukte nach sich ziehen. Berücksichtigt 
man das, so reagiert die österreichische Leistungsbilanz auch kurz-
fristig wohl bereits weitgehend neutral auf allgemeine Preisniveau-
änderungen im Inland. Aus allgemeinen österreichischen Lohnsen-
kungen scheint also kaum ein Beschäftigungseffekt herauszumel-
ken zu sein. Bestenfalls lohnen sich erst so starke Lohnsenkungen 
auf dem Arbeitsmarkt, daß sie sich bereits nicht mehr lohnen! Ironi-
scherweise ist Deutschland hier wohl in noch schlechterer Position, 
obwohl gerade die Deutschen dauernd das Lohnargument im Mun-
de führen. 

Ich möchte freilich nicht leugnen, daß einzelne Branchen er-
höhte Exporterfolge bei niedrigeren Löhnen erzielen würden; oder 
daß die Preissenkung eines einzelnen Schlüsselpreises, wie des 

G. Vichy: Die Folgen der Wechselkinsändeningen für Terrns of Trade und verleilung. in 
H. Hesse (Hrsg.) Außenwirtschaft bei ungewißheit, J. C. B. Mohr, Tübingen 1985, 5.21311. 
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Ölpreises, für Österreich ein Segen ist. Das zentrale Problem ist je-
doch, daß Unternehmen, die ein gängiges Endprodukt mit veralte-
ten Produktionsmethoden oder die überhaupt das falsche Produkt 
erzeugen, auch durch noch so große Lohnsenkungen ebensowenig 
wie durch noch so große Subventionen zu reifen sind. Das ergibt 
sich aus der Fixkapitalintensität vieler Erzeugungen; oder, anders 
gewendet, der Lohnanteil ist insgesamt oft zu klein, daß Lohn-
reduktionen genügend stark ins Gewicht fallen könnten. Es ist 
durchaus denkbar, daß bei Verschiebung der Nachfrage- und Ko-
stenrelationen sich eine bestimmte Produktion selbst bei Nullöhnen 
nicht lohnt. In der beschriebenen Weise nicht mehr aktuelle Pro-
duktionen sind auch ein Hauptgrund für die Entstehung von Ar-
beitslosigkeit in der Stagnation; denn Stagnation heißt, daß alte 
Produktionen verstärkt vergehen, neue hingegen vermindert ent-
stehen. 

Eine solche strukturell entstandene Arbeitslosigkeit liefert frei-
lich im Sinne von Adam Smith wieder keine wirklich langfristige 
ökonomische Erklärung der Arbeitslosigkeit. Denn die Frage ist 
wieder, warum nicht neue Branchen entstehen und Menschen sich 
nicht neue Berufe suchen. Hier mag es freilich etwas wie das Key-
nessche Spekulationsmotiv auch am Arbeitsmarkt geben: Gekün-
digte, die endlos hoffen, wieder einen dem angestammten Beruf 
entsprechende Anstellung, womöglich in einer insgesamt schrump-
fenden Branche, zu finden. Wirtschaftspolitisch wirksamer als eine 
allgemeine Lohnsenkung werden daher wohl zielführende Um-
schulungen und Hilfen für eine erhöhte regionale Mobilität 
sein. 

V. 
Eine wirklich langfristige, rein ökonomische Erklärung für un-

freiwillige Arbeitslosigkeit, die um Adam Smiths drei Grundthesen 
herumkommt, läßt sich nicht finden. Immer wieder müssen wir auf 
sozio-psychologische Erklärungen zurückgreifen: etwa die, daß 
Österreicher, die vielleicht in ihrer Jugend über die Verbindungen 
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des Herrn Papas eine Stelle erhalten haben oder an die in Zeiten 
der Arbeitsmarktanspannung ursprünglich einmal Unternehmer mit 
der geradezu flehentlichen Bitte herangetreten waren, doch bei 
ihnen zu arbeiten, daß solche Österreicher, wenn sie ihre Arbeit 
verlieren, gar nicht wissen, wie man überhaupt Arbeit sucht! Die 
Vermittlerrolle der Arbeitsämter und Ihre Beratungsfunktion ist 
daher sicher sehr wichtig. 

Da es also keine ökonomische Erklärung für unfreiwillige Lang-
zeitarbeitslosigkeit gibt, haben Ökonomen jahrzehntelang so getan, 
als ob nicht sein kann, was nicht sein darf. In den letzten beiden 
Jahrzehnten entstanden hingegen zahlreiche neue Theorien als Er-
klärungsversuche der Arbeitslosigkeit. Als Fingerzeige für eine er-
folgreiche Vollbeschäftigungspolitik geben sie jedoch herzlich we-
nig her. Denn im Grunde versuchen sie nur zu zeigen, daß gewisse 
Formen der Arbeitslosigkeit notwendige Nebenprodukte einer 
freien Unternehmerwirtschaft seien. 

Am ältesten sind hier die vielfältig ausgeformten Theorien der 
Sucharbeitslosigkelt. Nach ihnen ist Arbeitslosigkeit eine freiwil-
lige Suche nach einem möglichst guten Job. Das langfristige 
Niveau der Arbeitslosigkeit wird damit erklärt, daß es immer solche 
Jobsucher gibt, was relativ am besten wohl auf neu in das Berufsle-
ben eintretende Jugendliche paßt. Gute Arbeitsmarktinformation re-
duziert solche Sucharbeitslosigkeit. Die konjunkturelle Variation der 
Arbeitslosigkeit wird von dieser Theorie hingegen damit erklärt, daß 
Arbeitskräfte, die eine Stelle verlieren, eine mindestens gleich 
gute Stelle wie ihre alte suchen, in der Rezession aber keine sol-
che finden. Sie brauchen jedoch lange, bis sie draufkommen, daß 
es gute Stellen gar nicht mehr gibt; sie sind daher in der Rezession 
lange auf der Suche, lange arbeitslos. 

Gegen das erstgenannte Argument, nur Suche in Arbeitslosig-
keit brächte gute Stellen, kann man anführen, daß man nicht ar-
beitslos zu sein braucht, um eine gute neue Stelle zu finden. Mana-
ger und Wissenschaftler bewerkstelligen dies etwa sehr effizient auf 
Fachtagungen. Dem zweiten Argument, in der Rezession suchten 
die arbeitslos Gewordenen länger, wodurch es mehr Arbeitslose 
gäbe, muß man entgegenhalten: Lesen arbeitslos gewordene 
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Arbeiter denn keine Zeitung? Sie müssen doch vernünftigerweise 
in einer Rezession erkennen, daß die Wirtschaftslage viel schlech-
ter geworden ist, und ganz im Gegenteil rascher als bisher zugrei-
fen, wenn sich ihnen ein neuer Job bietet. Die tatsächliche Schwie-
rigkeit ist vielmehr, daß sich etwa im obersteirischen Raum über-
haupt kein Job mehr anbietet und Umzug sehr kostspielig ist. 

Eine zweite Gruppe von neuen Theorien, die behaupten, Ar-
beitslosigkeit erklären zu können, ist die der sogenannten ImplizI-
ten Arbeitsverträge, oder nennen wir sie treffender: die der Ar-
beitsversicherungsverträge. Hierzu muß man wissen, daß die 
Grenzproduktivitätstheorie der Verteilung eigentlich gar keine sol-
che des Arbeitsvertrags, sondern eine solche des Gesellschafts-
vertrags mit Ertragsaufteilung ist. Der Grenzproduktivitätstheorie 
entspräche etwa die Entlohnungsform baskischer Matrosen im Wal-
fang vor Neufundland im 16. Jahrhundert. Jeder Matrose erhielt in 
dieser damaligen Hochseeausbeute einen Anteil an den Fässern 
Walöl, die nach der Saison von seinem Schiff in den Hafen zurück-
gebracht wurden, also z. B. ein hohes Einkommen, wenn viele Fäs-
ser Walöl erarbeitet wurden und wenn diese einen hohen Preis er-
zielten, und umgekehrt. Bei einem solchen Arrangement gibt es gar 
keinen Grund, in schlechter Nachfragelage nach Walöl die Beschäf-
tigung der Matrosen zu variieren; wohl aber gibt es sie dann, wenn 
den Matrosen ein gleichbleibender, fixer Lohn bezahlt werden 
muß. Daraus schlossen die Theoretiker, daß fixe Löhne die Ursa-
che der Arbeitslosigkeit seien, einfach deswegen, weil ihnen kein 
Grund einfiel, warum es bei beliebig variablen Löhnen Arbeitslosig-
keit geben sollte. 

Nun läßt sich mit der Theorie der impliziten Arbeitsverträge gut 
begründen, warum im Arbeitsvertrag Löhne für längere Zeit als 
gleichbleibend oder als fast gleichmäßig steigend vereinbart wer-
den. Da sie wenig finanzstarke Wirtschaftssubjekte sind, wären Ar-
beiter vom „Unglücksfall" einer stärkeren Lohnsenkung stark be-
troffen; mäßige Gewinnschwankungen hingegen können die Unter-
nehmen viel leichter verkraften. Vom Gesellschaftsvertrag unter-
scheidet sich der Arbeitsvertrag somit dadurch, daß er Mittätigkeits-
vertrag und Versicherungsvertrag zugleich ist: Der weit weniger 
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rjsikoscheue Unternehmer versichert den Arbeiter zusätzlich noch 
gegen zeitliche Einkommensschwankungen, natürlich gegen eine 
entsprechende Versicherungsprämie, einen Einkommensabschlag. 
Möglicherweise versichert er ihn darüber hinaus auch noch gegen 
Kündigung, garantiert also auch die Sicherheit des Arbeitsplatzes 
selbst gegen einen weiteren Einkommensabschlag - oder in 
Österreich gegen politische Treueleistungen als Gegengabe. Daß 
es solche Lohn- und Arbeitsplatzgarantiegeschäfte tatsächlich gibt, 
sehen Sie gerade an der verstaatlichten Industrie; und warum diese 
Verträge implizite Verträge heißen auch: Sie beruhen auf gegensei-
tigen Erwartungen, die sich bei starker Verschlechterung der Lage 
nicht mehr erfüllen werden. Die Theorie der impliziten Arbeitsver-
träge erklärt somit interessante Aspekte des Arbeitsmarktes, insbe-
sondere Lohnstarrheit - entgegen ursprünglichen Hoffnungen aber 
überhaupt nicht die Arbeitslosigkeit. Denn nur aus Kostengründen 
wird das Einkommensversicherungsgeschäft mit dem eigenen Ar-
beitnehmer abgeschlossen. Es könnte ebensogut auch ausgeglie-
dert und mit einem professionellen Versicherer abgeschlossen wer-
den. Und aus eben diesem Grund kann es die Beschäftigungsent-
scheidung des Anstellers nicht beeinflussen. Bestenfalls liefert es 
einen weiteren Grund für Strukturprobleme, zur Erklärung, welche 
Schwierigkeiten eine unerwartete langfristige Verschlechterung 
der Lage mit sich bringt. 

Besonderer Beliebtheit erfreut sich heute eine weitere neue 
- -- -- Erklärung der Arbeitslosigkeit: die in verschiedenartigsten Formen 

vorgetragene sogenannte Effizienzlohnthese. Sie besagt, daß die 
Qualität der tatsächlich geleisteten Arbeit durch die Unternehmer 
kaum direkt kontrollierbar sei, wohl aber indirekt durch die Günstig- 
keit des Arbeitsplatzes, insbesondere durch die relative Höhe des 
Lohnes. Verschiedene Varianten der Theorie betonen, daß Unter- 
nehmen, die relativ günstige Arbeitsbedingungen bieten, sich er- 
stens die kostenaufwendige freiwillige Fluktuation ihrer Arbeitskräf- 
te ersparen, zweitens die qualitativ besten Arbeitskräfte erhalten 
und drittens mit Recht erwarten können, daß sich die Arbeitskräfte 
bei ihnen auch mehr bemühen und weniger „tachinieren' werden. 
Insbesondere das Tachinieren wird durch die Gefahr der Kündi- 



gung minimiert; freilich nur einer Kündigung, die tatsächlich Nach-
teile mit sich bringt. Nachteile bringt die Kündigung jedoch nur dann 
mit sich, wenn das kündigende Unternehmen höhere Löhne als an-
dere zahlt oder der Gekündigte mit längerer Arbeitslosigkeit und 
schlechten Neueinstellungschancen rechnen muß. Der Arbeitslo-
sigkeit kommt so eine wichtige gesellschaftliche Funktion zu: Sie 

- steigert die Produktivität der Beschäftigten und erspart der Wirt-
schaft übermäßige Fluktuationskosten. 

Kenner der Geschichte der Sozialwissenschaften werden hier 
unschwer die Marxsche Idee von den „Segnungen' der industriel-
len Reservearmee wiedererkennen. Und tatsächlich wissen wir, daß 
in den Oststaaten mit ihren Beschäftigungsgarantien die Produktivi-
tät sehr nieder und der Wille zur Fluktuation hoch ist. Wir wissen 
auch, daß Arbeitslosigkeit einen Produktivitätsdruck auslöst, Kran-
kenstände sinken und die freiwillige Fluktuation abnimmt. Meines 
Erachtens sind das jedoch nur positive externe Nebeneffekte der 
Arbeitslosigkeit, die von den Unternehmen willkommen geheißen 
werden, jedoch nicht auf entsprechend gerichtetes individuelles 
Optimierungsverhalten der Unternehmer zurückgehen. So muß 
etwa die lohnabhängige Leistungszunahme unwahrscheinlich stark 
sein, damit Lohnsteigerungen zwecks Leistungserhöhung sich loh-
nert Oder wenn man die besten Arbeitskräfte durch hohe Löhne at-
trahieren will, müssen sie selbst sehr genau wissen, wie gut sie 
sind, andererseits können die Unternehmen dies außerordentlich 
schwer feststellen. Die Wahrscheinlichkeit spricht aber genau für 
die umgekehrte Situation: Die Personalabteilungen als professio-
nelle Bewerter von Arbeitsqualität wissen eher besser über die 
Qualitäten von Arbeitern Bescheid als die Arbeiter selbst. Weiters 
müssen viele Ansätze dieser Theorie unrealistischerweise einen 
Kapazitätsengpaß für zusätzliche Einstellungen annehmen usw. 

Selbst wenn aber gelegentlich die Effizienzlohnthese für das 
individuelle Verhalten von Unternehmen zuträfe, es also für diese 
tatsächlich optimal ist, so hohe Löhne zu zahlen, daß es insgesamt 
nicht zu einer Räumung des Arbeitsmarktes kommen kann, so ist 
die Erklärung der Arbeitslosigkeit durch die Effizienzlohnthese wirt-
schaftspolitisch nicht sehr konstruktiv. Sie besagt ja: Arbeitslosig- 
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keit ist wünschenswert; vergessen wir auf Versuche, sie zu beseiti-
gen. Das klingt nach Zynismus oder bestenfalls nach dem Fuchs 
mit den sauren Trauben. 

VI. 
Ich fasse zusammen: Ganz langfristig gesehen gibt es keine 

ökonomischen Erklärungen der Arbeitslosigkeit. Mittelfristig schei-
nen mir strukturelle Erklärungen der Arbeitslosigkeit am besten, 
und zwar solche von zweierlei Art: erstens diejenige, daß der histo-
risch entstandene Produktionsapparat oder die Ausbildung der 
Arbeitskräfte nicht geeignet sind, um einigermaßen profitabel nach-
fragegerechte Produkte zu erzeugen; zweitens diejenige, daß Va-
riationskosten der erheblichen Veränderung von Produktion und 
Beschäftigung kurzfristig so hoch sind, daß man nicht versucht, die-
se zu überwinden. Kosten etwa der Gründung von Unternehmen, 
der raschen Umstellung der Produktion auf neue Produkte oder der 
raschen Umschichtung der Qualifikationsstruktur der Mitarbeiter be-
hindern eine rasche Aufsaugung der Arbeitslosigkeit in neue Tätig-
keiten. 

Die vielfältigen Theorieansätze, die jeweils nur bestimmte Zip-
felchen der Arbeitslosigkeit erklären, ermutigen zu folgendem wirt-
schaftspolitischen Resürnee: Laßt tausend verschiedene Arten von 
Maßnahmen blühen! Sicherlich gibt es keinen einfachen Königs-
weg zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit; und sicher auch keinen 
rasch erfolgversprechenden. 

Langfristig gesehen gibt es sicher keinen Abtausch zwischen 
dem wirtschaftspolitischen Ziel der Vollbeschäftigung und dem Ziel 
des Wirtschaftswachstums. Langfristig ist eine erfolgreiche Wachs-
tumspolitik vielmehr die Voraussetzung für einen höheren Beschäf-
tigungsgrad. Investitions- und Innovationsförderung und gewisse 
staatliche Risikomitbeteiligungen sind die Wege zu etwas höherem 
Wirtschaftswachstum. Hat es sich gezeigt, daß ein reiner Preiswett-
bewerb auf internationalen Märkten durch allgemeine Lohnsenkun-
gen oder durch Wechselkursabwertungen wenig erfolgverspre-
chend ist, so gilt dies nicht für einen verstärkten Oualitätswettbe- 
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werb durch neue und bessere Produkte. Wofür ich besonders plä-
diert habe, sind die Erleichterungen des Selbständigwerdens und 
die Förderung von Betriebsgründungen. 

Abgesehen von einem Wirtschaftsklima, das offen für den 
Neuzugang von Unternehmern ist, treten langfristig gesehen globa-
le Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit eher zurück, 
und der Versuch einer globalen Nachfrageerhöhung wird sogar 
kontraproduktiv. Anders ausgedrückt: Das Sozialministeriurn und 
das Handelsministerium gewinnen eine wichtigere, das Finanzmini-
sterium eine weniger wichtige Rolle. 

Eine sozialpolitisch motivierte Strategie halte ich freilich für 
stark Arbeitslosigkeit erhöhend und schleunigst revisionsbedürftig: 
nämlich die Ausdehnung und Verstärkung des Abfertigungsschut-
zes im Falle von Kündigungen; und umgekehrt die Bindung von be-
triebsspezifischen Sozialvorteilen an die Dauer der Beschäftigung 
in einem bestimmten Unternehmen. Beide Systeme müssen auf 
überbetriebliche umgestellt werden. Sonst werden einerseits die 
Arbeiter gehindert, ihre Arbeitsplätze rechtzeitig zu wechseln, was 
langfristig zu Arbeitslosigkeit beiträgt. Und wegen der Abfertigun-
gen werden Unternehmen oft zögern zu kündigen, was anschei-
nend Arbeitslosigkeit vermindert. Wenn Unternehmen aber ihre Be-
legschaft reduziert haben, werden sie dann umso mehr zögern, aus 
Angst vor möglichen späteren Abfertigungen irgend jemanden wie-
der einzustellen, was per saldo Arbeitslosigkeit in der Stagnation 
weit stärker erhöht. Der Versuch, Unternehmen für Kündigungen zu 
‚bestrafen', führt langfristig nur dazu, daß sie Arbeitskräfte gar 
nicht beschäftigen und einfach stärker mechanisieren. Das Abferti-
gungssystem ist für kurzfristige Nachfrageschwankungen, nicht 
aber für langfristige Nachfragemängel konzipiert und damit nicht 
mehr zeitgerecht. Den verständlichen Bedürfnissen der Arbeitneh-
mer nach Umstellungshilfen könnte andererseits ebensogut durch 
ein überbetriebliches Versicherungssystem entgegengekommen 
werden. 
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In n ovation 
in jungen österreichischen Unternehmen 

Dr. Konrad Ratz 

Geschäftsführer des Forschungsfärderungsfonds 
für die gewerbliche Wirtschaft 

In vielen Industrieländern befaßt man sich in letzter Zeit zuneh-
mend mit der Geburtenstatistik der Wirtschaft, d. h. mit der Rate der 
Neugründungen von Firmen. Dies geschieht nicht zuletzt deshalb, 
weil im rauheren Klima einer weltweiten Umstrukturierung auch die 
Sterblichkeit wirtschaftlicher Unternehmen erheblich zugenommen 
hat. 

Solche Untersuchungen der Wirtschaftsdynamik eines Landes 
gewinnen besonderes Interesse, wenn der Aspekt der technischen 
Innovation miteinbezogen wird. lnnovation bedeutet ja letztlich auch 
die Geburt neuer Techniken, durch die etablierte Verfahren tech-
nisch veralten und damit früher oder später aussterben. Bezeich-
nenderweise zeigen Neugründer von Unternehmen gesteigertes 
Interesse für die Anwendung neuer Techniken, was sich auch öko-
nomisch leicht begründen läßt. 

- Mit der Entwicklung bzw. Anwendung einer neuen Technik er-
wirbt ein Unternehmen eine befristete Monopolstellung. Neu-
heit schützt wenigstens temporär vor potentiellen Wettbewer-
bern. Hier handelt es sich um die Ausnützung des sogenann-
ten Technology-push. 

- Neue Techniken werden heute in vielen Fällen durch die An-
wendung der Mikroelektronik ermöglicht, sind also software-
orientiert. Software ist aber nicht nur ex definitione der Inbegriff 
des „intelligenten Produkts", sondern kann - was für einen 
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Neugründer viel wichtiger ist - ohne großen Kapitaleinsatz 
produziert werden. Wie die Beispiele am Schluß meiner Aus-
führungen zeigen werden, haben junge Firmen dies wohl er-
kannt und wenden sich auch in Österreich den verschieden-
sten Mikroelektronikanwendungen zu. 

- Zu alledem kommt, daß junge Firmen innovaticnsmäßig in 
einer anderen Position sind als etablierte Unternehmen, die ja 
mit neuen Produkten oder Verfahren meist auch sich selbst 
konkurrenzieren, d. h. ihre bisherigen Produkte verdrängen 
und so die mögliche Amortisationszeit ihrer Anlagen verkür-
zen. Neue Firmen haben dagegen (noch) nichts zu verlieren. 
Sie sind durch ihre eigene Vergangenheit nicht ökonomisch 
fixiert. 

Wie steht es nun um die Neugründungsdynamik in Österreich? 

Ein Bericht des Instituts für Bildungsforschung der Wirtschaft 
(IBW) mit dem Titel „Hemmende und fördernde Faktoren des 
Selbständigwerdens" (Wien 1985) gibt an, daß in Gewerbe und In-
dustrie, also im güterproduzierenden Bereich, die Neugründungen 
von 1974 bis 1983 im Gewerbe um 12% und in der Industrie sogar 
um 39% gestiegen sind. In der Industrie wurden 197485 Neugrün-
dungen gezählt, 1983 waren es schon 118. Diese Dynamik im 
industriellen Bereich wurde nur vom Sektor Geld-, Kredit- und Ver-
sicherungswesen übertroffen, wo zwischen 1974 und 1983 ein 
Anstieg der Neugründungen um 83% erfolgte. 

Der Zusammenhang von Neugründungen und technischer In-
novation ist in der erwähnten österreichischen Untersuchung eher 
schwach ausgeprägt. Während immerhin 66% der Gründer „mehr 
Unabhängigkeit" als Hauptmotiv für ihr Selbständigwerden nann-
ten, gaben ganze 6% „neue technische Lösungen" als wichtigsten 
Beweggrund für eine Firmengründung an. Allerdings muß dabei be-
rücksichtigt werden, daß nur rund ein Drittel aller Neugründungen 
in den industriell-gewerblichen Bereich fallen, in dem die techni-
sche Innovation eine Rolle spielt. Die dem Forschungsförderungs- 

54 



fonds bekanntwerdenden Neugründungen stehen dagegen immer 
im Zusammenhang mit einem neu zu entwickelnden Produkt. Die 
Antragsteller sind meist von der Durchschlagskraft ihres speziellen 
Technology-push überzeugt. Aus diesem Grund ist anzunehmen, 
daß der Prozentanteil forschender Firmen, der für die Gesamtindu-
strie bei etwa 10% liegt, im Falle industrieller Neugründungen ganz 
wesentlich über diesem Wert anzusetzen ist. 

Jene Neugründungen, die auf neuen Techniken aufbauen, 
werden in der Innovationsforschung unter der Kurzbezeichnung 
NTBs (New Technology Based Firms) geführt. OECD-Untersuchun-
gen haben ergeben, daß jener Boom, den NTBs in den USA unter 
den Fittichen der Venture-capital-lndustrie erfahren haben, in 
Europa keineswegs in vergleichbarem Maß eingetreten ist. Die Ent-
täuschung über diesen Umstand ist weitgehend davon mitgetragen, 
daß NTBs und sonstige Neugründungen in Europa nicht imstande 
waren, die Beschäftigungsrückgänge in bestehenden Industrien 
auszugleichen, obwohl die neuen Firmen umsatz- und beschäfti-
gungsniäßig oft relativ rasch gewachsen sind. Daß solche beschäf-
tigungspolitischen Erwartungen nur teilweise eintrafen, ändert aber 
nichts daran, daß Neugründungen aufgrund neuer Techniken auch 
in Europa, nicht zuletzt in Österreich, erfolgreich waren. Nicht zu 
übersehen ist auch die Tatsache, daß selbst im Falle des Schei-
terns solcher Neugründungen kaum negative Auswirkungen auf 
das wirtschaftliche Umfeld erfolgen und daß die Know-how-Basis 
der Gründer (meist das wichtigste Aktivum der Neugründung) für 
neue Kombinationen verfügbar bleibt. 

Man kennt heute, auch besser als noch vor 10 Jahren, die Er-
folgsbedingungen für NTBs. So zeigt eine Untersuchung des auch 
in Österreich bekannten MIT-Professors James M. Utterback, die er 
zusammen mit Göran Reitberger 1982 in Schweden durchführte, 
folgendes Bild: 

Den Typus des erfolgreichen Neugründers gibt es nicht. Neu-
gründer kommen aus den verschiedensten Lebensbereichen, ha-
ben die verschiedensten Bildungsstufen und Berufserfahrungen. 
Jungunternehmer aus Unternehmerfamilien haben jedoch leicht 
überdurchschnittliche Erfolgschancen. 
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Das Motiv für die Neugründung ist für den Unternehmenserfolg 
nicht unwesentlich. Je genauer Neugründer wissen, was sie wollen, 
desto eher gelangen sie zum Ziel. Neugründungen aufgrund nega-
tiver Motive, z. B. wegen Verlustes der bisherigen unselbständigen 
Beschäftigung, sind dagegen weniger erfolgsträchtig. 

Das eigentliche Erfolgskapital junger Unternehmer ist ihre bis-
herige Erfahrung als Techniker, Marketingexperten oder Manager in 
anderen Firmen. Wenn solche Erfahrungen sich bei mehreren 
Gründern zu größerer Managementtiefe ergänzen, ist dies gegen-
über den Möglichkeiten eines einzelnen Gründers ein Vorteil. 

Dabei sind Marketingfähigkeiten ebenso wichtig wie technische 
Erfahrungen. Die schwedische Untersuchung zeigt, daß das rasche 
Wachstum von Firmen meist durch den Aufbau einer eigenen Ab-
satzorganisation bedingt war, während langsam wachsende Firmen 
ihre Produkte Vertretern oder Händlern anvertrauten. Die Export-
quote der untersuchten 160 schwedischen NTBs lag um 50%, wo-
bei jene Firmen, die Verkaufsniederlassungen in den USA und in 
Japan gründeten, naturgemäß die größten Exporterfolge erzielten. 

Ebenso entscheidend für den Aufstieg war die Neuheit der an-
gebotenen Technologie. Funktionelle Produkteigenschaften waren 
als Wettbewerbsargument wichtiger als der Preis. 

In finanzieller Hinsicht hatten die meisten neuen Firmen typi-
scherweise zwei zeitlich getrennte Durststrecken zu überwinden: 
die erste in der Start-up-Phase und die zweite 6 bis 7 Jahre später 
nach der Entscheidung zur Expansion. Hier handelt es sich um eine 
sehr wichtige, auch für Österreich wesentliche Erkenntnis: Die Ent-
scheidung, die durch die neue Technik gegebenen Marktchancen 
gründlich zu nutzen, verlangt nämlich nach einer beträchtlichen 
quantitativen und qualitativen Kapazitätsausweitung, zu der auch 
eine neue Managementstruktur gehört. Wer diesen Weg scheut, 
optiert damit für eine Perpetuierung kleiner Verhältnisse, die zwar 
ganz gut zum Überleben des oder der Gründer reichen, aber den 
potentiellen gesamtwirtschaftlichen Erfolg unausgeschöpft, die 
große Chance also ungenutzt lassen. 

Wenn Neugründer in den USA meist den schwierigeren, aber 
chancenreicheren Weg wählen, so nicht nur aus Mentalitätsgrün- 
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den, sondern weil ihnen das „going public", d. h. der Weg zur 
Aktienemission an der Börse, leichter gemacht wird als in Europa. 
US-amerikanische Venture-capitalists sehen den Firmenerfolg auch 
darin gegeben, daß ein Jungunternehmen in dieser Phase von 
einem Großbetrieb aufgekauft wird, was man als „merging-up" be-
zeichnet. 

Die schwedische Untersuchung ergibt noch eine weitere, auch 
für Österreich interessante Schlußfolgerung: Für den Unterneh-
menserfolg ist es zwar im großen und ganzen irrelevant, ob eine 
Firma öffentliche Förderung erhielt oder nicht, doch besteht eine 
bezeichnende Ausnahme: Jene Neugründungen, die nämlich wäh-
rend der ersten Durststrecke, also sofort nach der Gründung öffent-
lich gefördert wurden, haften höhere Überlebenschancen als sol-
che, die ohne Förderung durchkommen mußten oder wollten. För-
derungen verbunden mit Beratungen sollten also bei Neugründun-
gen möglichst früh einsetzen. 

Über die Rolle von Forschung und Entwicklung für technolo-
giegegründete schwedische Jungunternehmen ergab die Untersu-
chung, daß die analysierten Firmen forschungs- und entwicklungs-
intensiv waren und meist sogar eine eigene Entwicklungsabteilung 
oder Entwicklungsgruppe besaßen. Im Schnitt wurden 14% der Be-
schäftigten für Forschung und Entwicklung, aber auch 10% für Mar-
keting eingesetzt. Merkwürdigerweise lagen die statistisch erfaßten 
Forschungs- und Entwicklungsausgaben im Schnitt nur über 12% 
des Umsatzes, doch betont die Untersuchung, daß das technische 
Know-how der NTBs mehr als in anderen Firmen mit dem gesam-
ten Betriebsgeschehen verflochten und daher statistisch weniger 
gut erfaßbar ist. 

Interessant und für die Beurteilung österreichischer Neugrün-
dungen wichtig ist, daß junge Unternehmen auf gut qualifizierte Zu-
lieferer zurückgreifen. In Österreich wird dagegen die Vergabe an 
Zulieferanten oft negativ als mangelnde eigene Produktionskapazi-
tät eingestuft. Wichtig waren für die schwedischen NTBs die sehr 
guten persönlichen Beziehungen zu ihren Subcontractors, die so 
weit gingen, daß sie sich sogar Spezialisten von ihnen ausleihen 
konnten. NTBs starten in Schweden mit ganz geringem Kapital, im 
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Schnitt mit 30.000 skr (= 66.300 5), die meist aus Eigenersparnis-
sen stammen. Auch in Österreich begannen nach der schon zitier-
ten Untersuchung rund 50% aller Neugründer mit weniger als 
300.000S Betriebskapital (IBW, Seite 119). Die zweitwichtigste 
Finanzierungsquelle waren Kundenzahlungen und Kredite der 
schon erwähnten Zulieferer. 

Die schwedische Untersuchung zeigt also bei aller Verschie-
denheit der Einzelfälle typische Entwicklungsmerkmale für Neu-
gründungen, typische erfolgsbringende Gründereigenschaften und 
ebenso typische Krisenphasen. Amerikanische Untersuchungen 
über die Finanzierungsmöglichkeiten solcher Unternehmen bestäti-
gen, daß gerade bei Banken das Know-how über Gründungspro-
bleme und Erfolgschancen von Jungunternehmen fehlt, was be-
kanntlich dazu beigetragen hat, daß die Venture-capital-lndustrie 
diesen Finanzierungszweig an sich gerissen hat und durch enge 
Zusammenarbeit mit Neugründern heute über dieses Know-how 
verfügt. 

Nach diesen Untersuchungsergebnissen, die weitgehend auch 
auf Österreich angewendet werden können, wobei es aber auch 
sinnvoll wäre, eigene Untersuchungen durchzuführen, möchte ich 
als Übergang zur Präsentation einiger österreichischer Neuentwick-
lungen in jungen Firmen auf den typischen Fall einer erfolgreichen 
österreichischen Neugründung im High-Tech-Bereich eingehen, 
wozu mich der Gründer, Herr Univ.-Doz. Dipl-Ing. Dr. Johannes 
Riegl, ausdrücklich autorisiert hat. 

Die Firma Radartechnik und Elektrooptik Dr. Johannes Riegl in 
Trabenreith (NO) wurde 1978 gegründet und ist heute eine kleine, 
aber exportintensive High-Tech-Firma, die Lasergeräte zur Mes-
sung von Entfernungen, Distanzen aller Art und Füllständen er-
zeugt. Die Anwendungsbereiche erstrecken sich von der Schiffahrt 
über die Luftfahrt bis in das Bauwesen, in die industrielle Steuer-
und Regelungstechnik sowie in die Robotertechnik. Beispielsweise 
wird das Laserentfernungsmeßgerät für die Schiffsvermessungs-
technik wie ein großes Fernglas gehandhabt. Im Blickfeld des ein-
gebauten Zielfernrohrs wird automatisch die Entfernung des anvi-
sierten Zielpunkts angezeigt. Weiterentwicklungen in dieser Rich- 



tung dienen z. B. der Vermessung von Tunnels, der Steuerung von 
Maschinen, als Abstandgeber für Roboter usw. 

Der Firmengründer, Herr Univ.-Doz. Dipl-Ing. Dr. Riegl, befaß-
te sich schon seit 1970 an der Technischen Universität Wien mit 
Elektrooptik, wobei damals eine enge Zusammenarbeit mit der Fir-
ma Eumig bestand, welche die Arbeiten auch mittinanzierte. 1978 
gründete Dr. Riegl seine eigene Firma, um die wissenschaftlich-
technischen Grundlagen nun auch industriell nutzen zu können. 
Heute befinden sich die Geräte bereits in der dritten Generation, 
wobei die neue Technik die kleine Firma in eine marktführende Po-
sition in Westeuropa katapultiert hat. Der Firmengründer betont 
- durchaus in Einklang mit den vorerwähnten schwedischen Unter-
suchungen -‚ daß die Förderungen des FFF während und kurz 
nach der Firmengründung ausschlaggebend und entscheidend für 
die Überwindung der finanziellen Durststrecke waren und daß auch 
der hohe heutige Stand der Geräte ohne Förderung nicht erreicht. 
worden wäre. Heute werden die Riegl-Geräte in etwa 10 Länder ex-
portiert, daneben zusätzlich von großen Vertriebstirmen unter deren 
Firmennamen weltweit angeboten. 
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Vollbeschäftigung in der internationalen 
wirtschaftspolitischen Diskussion 

Prof. Dkfm. Hans Seidel 

Direktor des Instituts für Höhere Studien 

Das vorliegende Referat stützt sich auf persönliche Erfahrung 
(insbesondere im Economic Policy committee der OECD) sowie 
auf Dokumente der OECD, des IMF und der EG. 

Um die Standpunkte der internationalen Wirtschaftspolitik, so-
weit sie in den genannten Gremien artikuliert werden, zum Thema 
Arbeitslosigkeit und Beschäftigungspolitik in einer knappen Stunde 
herauszuarbeiten, sind drastische Vereinfachungen nötig. Wie auch 
sonst im politischen Leben differieren die Meinungen, Kommuni-
qu6s entstehen erst nach langwierigen Verhandlungen, und was 
heute gilt, kann morgen verworfen werden. 

Trotz dieser Vorbehalte läßt sich ein Basiskonsens erkennen, 
den ich aufgrund meiner Vorurteile und meiner Vorbildung als kon-
servativen Konsens begreife. Es gibt natürlich „Dissidenten', aber 
sie sind nicht sehr bedeutend. Vor allem bietet sich zur Zeit kein 
großes Industrielsnd als Kristallisationspunkt für alternative Auffas-
sungen an (Frankreich hat diese Rolle zu Beginn der achtziger 
Jahre nur kurzfristig gespielt). 

Mein Referat hat den charakter eines möglichst neutralen 
Berichts. Ich betrachte es weder als meine Aufgabe, mich mit den 
theoretischen Positionen auseinanderzusetzen (und damit Prof. 
Streissler ins Gehege zu kommen), noch meine eigenen wirt-
schaftspolitischen Ansichten auszubreiten, obschon sie sich nicht 
ganz verbergen lassen. 
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Abnehmende Priorität des Vollbeschäftigungsziels 
Wie immer man die Dinge wendet: Der Vollbeschäftigung wird 

in der internationalen wirtschaftspolitischen Diskussion nicht mehr 
der gleiche Vorrang unter den wirtschaftspolitischen Zielen einge-
räumt wie in der langen Prosperitätsphase nach dem Zweiten Welt-
krieg, die J. R. Hicks als das Zeitalter des Keynesianismus bezeich-
nete. Selbst grobe Verstöße gegen das Vollbeschäftigungsziel wer-
den hingenommen, ohne daß ablaufs- oder ordnungspolitische Ha-
dikalkuren eingeleitet werden. 

Gewiß: Die hohen Arbeitslosenraten, insbesondere in Europa, 
werden gelegentlich (aber durchaus nicht immer) beklagt. Aber Be-
schäftigungsprogramme stehen keineswegs im Mittelpunkt der 
Economic Outlooks von OECD und IMF und der wirtschaftspoliti-
schen Diskussion in diesen Gremien (auf die von der EG-Kommis-
sion entwickelte „kooperative Strategie für ein beschäftigungswirk-
sameres Wachstum" wird im letzten Teil eingegangen). 

Wer sich an das Vollbeschäftigungsdogma eines Lord 
Beveridge in den vierziger Jahren oder an die vielen Schwüre der 
Wirtschaftspolitik in der Nachkriegsära, Arbeitslosigkeit unter keinen 
Umständen zuzulassen, erinnert, kann nicht umhin, von einem 
Desinteresse der Wirtschaftspolitik an Fragen der Arbeitslosigkeit 
zu sprechen. Dieses Desinteresse hängt sicherlich zum Teil damit 
zusammen, daß die politische Akzeptanz von Arbeitslosigkeit in 
den westlichen Demokratien zugenommen hat. Die These, daß je-
de Regierung, die Arbeitslosigkeit zuläßt, abgewählt wird, stimmt in 
dieser apodiktischen Form nicht mehr. Selbst auf die politischen 
Zyklen in der Budgetpolitik ist kein Verlaß mehr. Die Budgetpolitik 
„macht nicht mehr auf", wenn Wahlen bevorstehen. 

Den Gründen für die „Reprivatisierung" von Arbeitslosigkeit 
nachzuspüren, ist hauptsächlich Aufgabe der Politologen und Sozio- 
logen. Die Segmentierung der Arbeitsmärkte mag ebenso eine Rolle 
spielen wie das mangelnde Vertrauen der Bürger in die Problem- 
lösungskapazität der Regierungen oder der Umstand, daß Arbeits- 
losigkeit heutzutage nicht immer mit materieller Not verbunden ist. 

Aus ökonomischer Sicht läßt sich das Zurückdrängen des Voll- 
beschäftigungsziels damit erklären, daß es offensichtlich an einem 
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technisch einfachen und politisch schmerzlosen Rezept fehlt, Voll-
beschäftigung zu erreichen. Die alten Rezepte, mehr Inflation oder 
höhere Staatsschulden in Kauf zu nehmen, funktionieren nicht 
mehr so recht. Probleme, die man nicht lösen kann, werden gerne 
verdrängt. Die Wirtschaftspolitiker der führenden Industrieländer 
sind stolz darauf, daß die Disinflationsstrategie Anfang der achtziger 
Jahre Erfolg hatte, daß ein weltweiter Konjunkturaufschwung bei 
sinkenden Preisen zustandekam und bestimmte Risken, die mit 
dieser Strategie verbunden waren (wie etwa eine Schuldenkrise der 
Entwicklungsländer), bisher nicht schlagend wurden. Man ist so zu-
frieden mit dem Gang der Weltwirtschaft, daß vor „complacency" 
gewarnt wird. Gelegentlich besteht der Eindruck, daß Delegierte, 
die in internationalen Konferenzen auf die Höhe der Arbeitslosigkeit 
hinweisen und Abhilfe verlangen, nicht immer als konstruktive 
Debattenredner geschätzt werden. 

Arbeitsmarktrigiditäten als Hauptursache für Arbeitslosigkeit 
Die Frage, wie man Arbeitslosigkeit beseitigen kann, hängt 

natürlich davon ab, was man als ihre Ursachen ansieht. Die keyne-
sianische Wirtschaftspolitik der Nachkriegsjahrzehnte hielt einen 
Mangel an effektiver Nachfrage auf den Gütermärkten als den 
Hauptgrund für Arbeitslosigkeit. Daraus ergab sich grob gespro-
chen folgende Arbeitsteilung: Der staatlichen Wirtschaftspolitik wur-
de die Aufgabe übertragen, durch eine angemessene Geld- und 
Fiskalpolitik Vollbeschäftigung zu sichern, und von den Gewerk-
schaften wurde verlangt, durch eine gesamtwirtschaftlich orientierte 
Lohnpolitik (etwa im Rahmen einer sozialpartnerschaftlichen Ein-
kommenspolitik) den Kosten- und damit den Preisauftrieb in Gren-
zen zu halten. Man sprach vom Lohnstandard. Und die Verpflich-
tung der Regierungen, Vollbeschäftigung zu sichern, wude etwa in 
den USA sogar gesetzlich verankert. 

Zumindest seit Beginn der achtziger Jahre wurden jedoch in 
der internationalen wirtschaftspolitischen Diskussion die Positionen 
umgekehrt (manche v'ürden sagen im Sinne der klassischen Natio-
nalökonomie zurechtgerückt). Arbeitslosigkeit wird primär als Folge 
von Starrheiten auf dem Arbeitsmarkt gedeutet, für Inflation wird 
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primär eine nachgiebige (akkornmodierende) Geldpolitik verant-
wortlich gemacht. (Daß damit nur neuere Entwicklungen der ökono-
mischen Theorie nachgeholt wurden, sei am Rande vermerkt.) 

Rigiditäten auf dem Arbeitsmarkt können makro- oder mikro-
ökonomischer Natur sein. Auf makroökonomischer Ebene erfährt 
die klassische Idee von „Arbeitslosigkeit als Folge eines zu hohen 
Niveaus der Reallöhne' eine unerwartet strahlende Auferstehung. 
Die übliche (und theoretisch nicht immer ganz astreine) Argumen-
tation lautet: Zu hohe Reallöhne drücken die realen Gewinnspan-
nen. Infolgedessen wird wenig investiert, und die wenigen Investi-
tionen haben hauptsächlich den Charakter von Rationalisierungsin-
vestitionen: Die zu teure Arbeit wird durch das (trotz hoher Zinsen) 
relativ billige Kapital ersetzt. Die forcierte Zunahme der Kapital-
intensität steigert die Arbeitsproduktivität und senkt die Kapitalpro-
duktivität. Das (ohnehin nur bescheidene) Wirtschaftswachstum ist 
arbeitssparend und kapitalbrauchend angelegt, obschon das stei-
gende Arbeitskräfteangebot die Anwendung arbeitsbrauchender 
Technologien nahelegte. 

Die These, daß zumindest in Europa zu hohe Reallöhne einen 
beträchtlichen Teil der Arbeitslosigkeit erklären, zieht sich wie ein 
roter Faden durch die Publikationen und Diskussionen der drei in-
ternationalen Gremien. Ich beschränke mich zunächst auf Zitate 
aus den OECD-Publikationen (ähnliche Belege aus IMF-Dokumen-
ten ließen sich leicht beibringen). Auf die Position der EG-Kommis-
sion wird im letzten Abschnitt dieses Referats eingegangen. Um die 
Existenz klassischer Arbeitslosigkeit zu untermauern, wird üblicher-
weise auf folgende Sachverhalte und Zusammenhänge hingewie-
sen: 
a) Zwischen Wirtschaftswachstum und Beschäftigungsentwick-

lung besteht keine eindeutige Beziehung. Bei gleichem Wirt-
schaftswachstum im letzten Jahrzehnt hat in den USA die Be-
schäftigung kräftig zugenommen und die Arbeitsproduktivität 
stagniert, wogegen in Europa die Arbeitsproduktivität stark zu-
nahm und die Beschäftigung sank. Die Vermutung liegt nahe, 
daß die unterschiedliche Produktivitätsentwicklung (insbeson-
dere im Dienstleistungssektor) mit der unterschiedlichen Ent- 
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wicklung der Arbeitskosten zusammenhängt.,, lt is natural to 
shift the focus of attention to production costs, in particular real 
labour costs." (OECD, Economic Outlook, Juli 1984, Seite 45). 
Um die Vermutung zu stützen, daß zu hohe Löhne die Be-
schäftigung drücken, mußte zunächst die statistische Basis 
aufbereitet werden. Die OECD hat schon gegen Ende der sieb-
ziger Jahre auf den „real wage gap hingewiesen, auf den 
Umstand nämlich, daß nach dem ersten Ölpreisschock die 
Reallöhne gemessen zu Produzentenpreisen stärker stiegen 
als die Arbeitsproduktivität und damit die Gewinnspannen 
drückten. Der gleiche Sachverhalt wurde anhand der Lohnquo-
te, der Gewinnquote und der Gewinnrate bezogen auf das ein-
gesetzte Kapital zu demonstrieren versucht. Dabei ergab sich 
freilich der auf den ersten Blick mit dem theoretischen Ansatz 
in Widerspruch stehende Befund, daß nach dem zweiten Öl-
preisschock gleichzeitig mit dem starken Steigen der Arbeitslo-
sigkeit die Reallöhne schwächer wuchsen als die Produktivität: 
„Real wage moderation combined with strong productivity 
gains implied a reduction and in some instances, a reversal of 
the ‚real wage gap that had opened up during the 1970s2" 
(OECD, Econoryiic Outlook, Dezember 1985, Seite 30). Der 
Widerspruch wird jedoch nur als scheinbar betrachtet, denn die 
Profitraten sind infolge rückläufiger Kapitalproduktivität noch 
immer niedrig (auch wenn die Gewinnquote bereits wieder das 
Niveau von Anfang der siebziger Jahre erreicht hat), und die 
hohen Zinssätze begünstigen Finanzanlagen statt Realinvesti-
tionen. Immerhin wird aus der Lohnmäßigung die Hoffnung ge-
schöpft, daß sich die Arbeitslage in Europa künftig bessern 
könnte. 
Besondere Aufmerksamkeit wurde der Frage der Messung von 
Reallohnstarrheit und ihrer Determinanten gewidmet. Mit Hilfe 
erweiterter Phillips-Kurven wurden die Lohnsteigerungsraten 
aus Inflationsrate und Arbeitslosenrate zu erklären versucht, 
wobei Reallohnstarrheit daran gemessen wurde, wie rasch sich 
die Lohnsteigerungen den Änderungen der Inflationsrate an-
passen und wie zögernd sie auf Änderungen der Arbeitslosen- 
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rate reagieren. Dabei fand die OECD im Länderquerschnitt 
einen positiven Zusammenhang zwischen der Reallohnstarr-
heit und der Zunahme der Arbeitslosigkeit seit dem ersten Öl-
preisschock: „Both the level and the increase in ong-duration 
unemployment in the 1970s and early 19805 have been high in 
countries with initially ‚rigid' real wages and low in those where 
they have been ‚flexible." (OECD, Economic Outlook, Juni 
1985, Seite 30). 

d) Als Bestätigung für die Existenz klassischer Arbeitslosigkeit 
und für Substitution von Arbeit durch Kapital wird zumeist der 
Umstand angesehen, daß die Kapazitätsreserven der Wirt-
schaft viel geringer sind als die Arbeitskraftreversen. Die Un-
ternehmen haben rationalisiert, aber keine Erweiterungsinvesti-
tionen vorgenommen. Auch in Ländern mit hoher Arbeitslosig-
kei beginnen sich im gegenwärtigen Konjunkturaufschwung 
Kapazitätsengpässe abzuzeichnen. Um wieder die OECD zu 
zitieren: „In Europe, the deterioration in the relationship be-
tween unemployment and capacity-use has been dramatic, as 
illustrated by the upward shift in the ‚Okun-curve'." (OECD, 
Economic Outlook, Juni 1985, Seite 33). 
Zu hohe Reallöhne, so könnte man diesen Punkt abschließen, 

verursachen ein globales Mis-match zwischen Kapitalstock und An-
gebot von Arbeitskräften. Daneben scheint sich nach Ansicht vieler 
Experten strukturelle Arbeitslosigkeit auszubreiten: Viele Arbeits-
kräfte erfüllen nicht die Qualifikationsanforderungen der Wirtschaft, 
sie sind regional, betrieblich und beruflich zu wenig mobil. In den 
bisherigen Publikationen der OECD wurde darüber nur wenig 
berichtet, doch beschäftigen sich Arbeitskreise und Sekretariatsstu-
dien mit diesem Thema. Dabei geht es nicht zuletzt um die Frage, 
wie Arbeitslosenunterstützungen, das Netz sozialer Sicherheit so-
wie arbeitsrechtliche Bestimmungen das Verhalten der Arbeits-
marktteilnehmer beeinflussen. Auch Fragen der Besteuerung ste-
hen auf dem Programm (Beispiel: Wie beeinflussen Steuern die 
Bereitschaft, zu arbeiten und zu investieren? Oder: Wie weit ver-
zerren sie die Faktorpreisrelationen und damit die Wahl der Produk-
tionstechnik?). 



Subsidiärer Charakter des Nachfragemanagernents 
Die Ursachen für Arbeitslosigkeit primär dem Arbeitsmarkt zu-

zuweisen schließt ergänzende Maßnahmen der Geld- und Fiskal-
politik mit dem Ziel, die Nachfrage auf den Gütermärkten auf einem 
angemessenen Niveau zu halten, nicht aus. Die großen Industrie-
länder haben sich jedoch bisher gegen eine substantielle Refla-
tionspolitik ausgesprochen (obschon in der Praxis die USA eine be-
trächtliche Ausweitung ihres Budgetdefizits zuließen). Frankreich ist 
nach dem Scheitern seines Reflationsexperiments nicht mehr Leit-
figur jener kleinen Länder, die für das Primat der Beschäftigungs-
politik eintreten. 

Dazu drei Beispiele: 
Als die Rezession nach OPEC II besonders lang geriet und die 
Inflationsraten abnahmen, wurde 1983 im Kreis der OECD der 
Vorschlag diskutiert, konstante nominelle Wachstumsraten des 
BIP anzustreben, so daß bei einer weiteren Dämpfung der In-
flation mehr Spielraum für reales Wachstum besteht. Dieser 
Vorschlag fand nicht die nötige Unterstützung. 
Als es Mitte 1985 unsicher schien, ob die US-Konjunktur an-
halten werde und äb die vom US-Aufwind getragene europäi-
sche Wirtschaft genügend Eigengewicht entfalten werde, stand 
zur Diskussion, ob nicht jene europäischen Länder, die dazu in 
der Lage wären, zumindest vorübergehend die Binnennachfra-
ge stützen sollten. Auch diese Idee starb, bevor sie noch rich-
tig geboren wurde. Besonders die Vertreter der Bundesrepu-
blik Deutschland wiesen (von ihrem Standpunkt nicht zu Un-
recht) alle Ideen zurück, die als Neuauflage der Lokomotiv-
theorie interpretiert werden könnten. 
Das vom Vorsitzenden des Economic Policy Committee verfal3-
te Pressekommuniquö vom November 1985 enthält folgende 
Aussagen: „There was lilie support for the idea that economic 
performance could be durably improved through the adoption of 
easy monetary and fiscal policies." Und einige Zeilen später 
lakonisch: „Faster money growth was generally rejected.' 
Es kann sein, daß künftig die USA den beiden anderen führen- 

den Ländern der Weltwirtschaft, nämlich Japan und der Bundesre- 
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publik Deutschland, einen Expansionskurs nahelegen, und zwar 
nicht aus beschäftigungspolitischen Erwägungen, sondern um die 
US-Leistungsbilanz zu entlasten. Maßgebliche US-Politiker vertre-
ten die Auffassung, daß der Abbau der US-Leistungsbilanzdefizite 
künftig weniger durch ein weiteres Sinken des Dollarkurses als 
durch ein stärkeres Wachstum in Westeuropa bewerkstelligt wer-
den sollte. Auch aus einem anderen Grund könnte die Geld- und 
Fiskalpolitik in führenden Industrieländern Europas weniger restrik-
tiv sein als bisher: Die Haushaltsdefi±ite sind in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Schweiz nahezu beseitigt, so daß zumin-
dest keine weiteren Konsolidierungsschritte nötig sind. Und das 
Festhalten an den bisherigen Geldmengenzielen bedeutet eine er-
hebliche Ausweitung der realen Geldmenge, wenn im Gefolge des 
Olpreissturzes die Inflationsraten gedrückt werden. 

Kooperative Beschäftigungsstrategie der EG-Kommission 
Die EG-Kommission hat im Jahreswirtschaftsbericht 1985/86 

ein mittelfristiges Konzept unter dem Titel „Eine kooperative 
Wachstumsstrategie für mehr Beschäftigung" veröffentlicht. Die 
EG-Kommission unterscheidet sich insofern von anderen multi-
nationalen Organisationen, als sie der Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit besondere Priorität einräumt und Maßnahmen vorschlägt, 
wie bis Ende dieses Jahrzehnts der Beschäftigungsgrad in der EG 
gesteigert werden kann. Die EG-Kommission unterscheidet sich je-
doch nicht von den anderen Organisationen in analytischer Hin-
sicht; auch sie hält die Arbeitslosigkeit in Europa vorwiegend für 
klassisch, als Arbeitslosigkeit infolge zu hoher Reallöhne und zu 
niedriger Kapitalrenditen. 

Die EG-Kommission geht in ihrer Analyse davon aus, daß bei 
unveränderter Wirtschaftspolitik das reale BIP in der zweiten Hälfte 
der achtziger Jahre in den Gemeinschaften um durchschnittlich 
25% jährlich steigen wird, nur wenig stärker als die Arbeitsproduk-
tivität. Die Arbeitslosenrate wird daher 1990 mit 104% fast so hoch 
sein wie zur Zeit (11%). Eine expansive Finanzpolitik könnte zwar 
bis Ende dieses Jahrzehnts die Arbeitslosenrate auf 85% senken, 
würde jedoch die Budgetdefizite explodieren lassen, die Zinssätze 
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steigern und die Inflation anheizen, so daß eine solche Strategie 
letztlich wieder aufgegeben werden müßte. Im kooperativen 
Wachstumsszenario hingegen wird ein Rückgang der Arbeitslosen-
rate auf 7% bis 1990 bei rückläufigen Zinssätzen und abnehmen-
den Inflationsraten in Aussicht gestellt. 

Die Grundgedanken sind die gleichen, die anhand von OECD-
Dokumenten erläutert wurden; oft sind sie noch deutlicher und 
schärfer formuliert: 

Für die EG-Kommission reicht mehr Wachstum allein nicht aus, 
den Arbeitsmarkt hinreichend zu entlasten, das Wachstum muß 
vielmehr beschäftigungswirksarner, d. h. arbeitsbrauchender, wer-
den. Die Kommission hat keinen Zweifel, wie man das erreicht. Sie 
führt aus: „Die Wirtschaftsstruktur ist allzusehr zugunsten kapitalin-
tensiver und arbeitssparender Investitionen und zuungunsten kapi-
talerweiternder Investitionen verzerrt worden. Dies ist offenbar in 
nicht unbeträchtlichem Maße auf unangemessene Tendenzen bei 
den relativen Faktorkosten zurückzuführen, wobei die rückläufige 
Rentabilität mit schwachen Gesamtinvestitionen und die steigenden 
Arbeitskosten mit stagnierender Beschäftigung einhergegangen 
sind. Nach Berechnung des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 
betrug der Nettoertrag des Nettokapitalstocks im EG-Durchschnitt 
1984 nur 42% gegen 11% in den sechziger Jahren. Die Schlußfol-
gerungen liegen auf der Hand: „So könnte es durchaus notwendig 
sein, daß die Reallöhne auch in den nächsten Jahren nur sehr 
schwach ansteigen, so daß sie unter dem Anstieg der Arbeitspro-
duktivität liegen. Diese Entwicklung sollte sich so lange fortsetzen, 
bis die Arbeitslosigkeit deutlich gefallen ist.' Mitglieder und Mitar-
beiter der EG-Kommission haben diesen Kernsatz der vorgeschla-
genen EG-Strategie in den letzten Monaten in Wort und Schrift 
auch in Österreich propagiert (Herr Pfeifer in einem Vortrag vor 
dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Herr Matthes in einem 
Aufsatz in den Wirtschaftspolitischen Blättern). 

Diese harte Aussage wird den Gewerkschaften durch einige 
„Zuckerin" etwas schmackhafter gemacht. Die Kommission hält Ar-
beitszeitverkürzungen (freilich nur kostenneutrale) für ein taugli-
ches Mittel, die Steigerungsrate der Produktivität hinter jener des 



BIP zurückzuhalten, sie verlangt Schulungsmaßnahmen und sie 
regt an, über Gewinnbeteiligungssysteme nachzudenken. Was das 
Nachfragemanagement anlangt, so fällt ihm laut EG-Kommission 
die Aufgabe zu, etwaige negative Rückwirkungen, die sich aus 
einer zurückhaltenden Lohnpolitik auf die Gesamtnachfrage erge-
ben könnten (z. 8., weil die Unternehmerinvestitionen nicht so 
rasch anspringen), auszugleichen. Aber: „Ein wichtiges Charakteri-
stikum ist dabei, daß die Gesamtnachfrage eine wichtige unterstüt-
zende Aufgabe im Wachstumsprozeß hat, ihn jedoch nicht anführt.' 

Mir ist nicht bekannt, ob und in welcher Weise der EG-
Ministerrat auf die Konzeption der EG-Kommission reagiert hat. 
Und ich zweifle etwas daran, ob eine solche Strategie auf koopera-
tivem Wege möglich ist (selbst in Österreich, dem Musterland des 
„Neokooperatismus", scheint Verteilungskonstanz eine Grundvor-
aussetzung für die sozialpartnerschaftliche Zusammenarbeit zu 
sein, auch wenn tatsächlich Lohnquoten und Renditen auch mittel-
fristig nicht unbeträchtlich schwanken). Ich nehme daher an, daß 
das EG-Dokument mehr Orientierungsbehelf als Aktionsgrundlage 
für die einzelnen Mitgliedstaaten sein wird. 
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Struktu rentwicklung in Wachstu msregionen - 
Ursachen des Süd-Nord-Gefälles 
in der Bundesrepublik Deutschland 

Prof Dr. Karl Heinrich Oppenlär,der 

Präsident des Ifo-fnstituts für Wirtschaftsforschung in München 

Zum Thema 
Die Strukturentwicklung in Wachstumsregionen kann am ehe-

sten analysiert werden, wenn ein Vergleich mit der durchschnittli-
chen Entwicklung eines Landes oder mit weniger wachsenden Re-
gionen vorgenommen wird. Daher ist hier der Versuch zu unterneh-
men, das Thema unter dem empirischen Befund der internationalen 
und der regionalen deutschen Entwicklung abzuhandeln. 

Es war schon immer faszinierend, solche Vergleiche anzu-
stellen. Ungleiche Entwicklungen in Wirtschaftsregionen führen 
zwangsläufig zu der Frage, warum eine Region schneller wächst als 
die andere. Man vermutet säkulare Kräfte, die am Werk sind. Der 
Wissenschaftler versucht, Bestimmungsfaktoren herauszuschälen; 
als Beispiel sei hier auf das damals vielbeachtete Werk von 
Denison 1 ) verwiesen, das den bezeichnenden Titel „Why Growth 
Rates Differ' trägt und das auf theoretischer Grundlage aufbauend 
versucht, Antworten zu liefern. Schon damals zeigte sich aber, daß 
zugrundegelegte Theorie und empirische Datenanalyse nicht zu 
vereinbaren waren, was dem Autor den Vorwurf einbrachte, 
schließlich Schätzdaten geliefert zu haben, die nicht mehr nachzu-
vollziehen waren. Der Teufel steckt bekanntlich im Detail. Und es 
ist nicht von der Hand zu weisen, daß die Diskussion über das Süd- 
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Nord-Gefälle in der Bundesrepublik Deutschland schon in den An-
fängen stecken bleibt. Zu wenig Daten sind verfügbar, die Definitio-
nen der Nordregion und der Südregion sind fließend. Wiederum 
scheinen Theorie und Empirie nicht zusammenzupassen. 

Der Politiker ist derjenige, der insbesondere solche Regional-
vergleiche schätzt und anstrebt, vor allem dann, wenn er in seinem 
Einflußbereich die Wachstumsregion vermutet. Es muß erst einmal 
bewiesen werden, daß dieses wirtschaftliche Wachstum nicht von 
der doch hervorragenden Regionalpolitik abzuleiten war. Der ande-
re, der dies in Zweifel zieht, hat die Beweislast. Und: Den Beweis 
zu führen, ist angesichts der wiederum fehlenden Datenbasis, der 
oft nicht einheitlichen Definition usw. nicht einfach. Auch hier ent-
stehen Konfusionen oder Kontroversen, wie unlängst zwischen 
dem früheren Bundeswirtschaftsminister Graf Lambsdorff 2) und 
dem bayerischen Ministerpräsidenten Strauß3). Ersterer meinte, 
einen „Hase-und-Igel-Wettlauf zwischen den Bundesländern" und 
einen Neomerkantilismus in den einzelnen Bundesländern feststel-
len zu müssen, letzerer konterte damit, daß das staatliche Bemü-
hen, günstige Rahmenbedingungen für die heimische Wirtschaft zu 
schaffen, doch legitim sei. Eine Diffamierung der staatlichen Ver-
mittlerrolle sei keineswegs angebracht. 

Das gestellte Thema ist also inmitten des Spannungsfeldes 
zwischen theoretischer Erklärung, empirischer Beweiskraft und 
politischer Machbarkeit angesiedelt. In dieser Reihenfolge soll das 
Thema im folgenden behandelt werden. 

Theoretische Erklärung 

Die theoretische Erklärung hat an der Wachstumstheorie anzu-
setzen. Hier begegnen wir dem ersten Dilemma. Sie ist im Um-
bruch begriffen. Längst ist einsichtig geworden, daß die gleichge-
wichtsorientierte moderne Wchstumstheorie nichts zur Erklärung 
von Wachstumsprozessen beizutragen vermag. Gleichgewichtspro-
zesse sind nicht von dieser Welt, und die makroökonomische Ver-
sion hat ihre mikroökonomische Fundierung verloren. Halten wir 
uns an Schumpeter, der dieses Auseinanderklaffen zwischen 
Gleichgewichtstheorie und Entwicklungstheorie erklärt hat und der 
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Entwicklungstheorie den eigentlichen Erklärungsinhalt zubilligt. Ge-
hen wir aus von seinem Begriff der „schöpferischen Zerstörung", 
wonach die Veränderung der Dinge die Schubkraft bringt, und 
schon sind wir beim Thema: die Erklärung des Wachstums durch 
Strukturveränderungen. 4) Die beobachteten Strukturveränderungen 
sektoraler und regionaler Art sind Ausfluß dieser schöpferischen 
Zerstörung. Es hilft wenig, wenn wir deshalb in eine Erklärung 
sektoraler und regionaler Veränderungen en detail eintreten wür-
den: Der Wald würde vor lauter Bäumen nicht mehr gesehen wer-
den. Was aber nützt zur Erklärung dieser Veränderungen, ist die 
Besinnung auf wenIge „Essentials", auf wenige Ursachen des 
Wachstumsprozesses. Wenn es richtig ist, daß der „technische 
Fortschritt" (wie immer auch definiert) die entscheidende Wachs-
tumskraft darstellt, dann ist nach seiner Kreierung und Umsetzung 
zu fragen. 

Was uns in unseren hochindustrialisierten Volkswirtschaften 
immer mehr tangiert, ist die Einführung von neuen Technologien 
und die Diffusion dieser Technologien. Zum anderen tritt gleichzei-
tig eine Internationalisierung der Wirtschaft ein, ein weltweites Den-
ken, da sich die in einer Region in einer rationellen Fertigungsweise 
hergestellten Produkte gar nicht mehr regional begrenzt absetzen 
lassen. Dadurch wird eine Dimensionierung von Angebot und 
Nachfrage ausgelöst, die äußerst komplex ist. Andere Modalitäten 
sind zu berücksichtigen, wenn Produkte an den Mann oder an die 
Frau gebracht werden wollen, die Organisation des Absatzes muß 
weltweit funktionieren. Risiken sind anders dimensioniert als auf 
dem heimischen Markt. Technologisierung und Internationalisierung 
lösen besondere Anstrengungen in vier Gebieten aus, die ich hier 
als Erklärungsfelder bezeichnen will: 
- die Ausbildung und Qualifikation der Arbeitskräfte und des 

Managements, 
- die Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen, 
- die Infrastrukturleistungen, 
- die Innovationsaktivitäten. 

Das Feld der Ausbildung wurde zuerst genannt, da gut ausge-
bildetes Personal und Management sowohl zur Kreierung des tech- 
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nischen Fortschritts als auch zu dessen Umsetzung notwendig ist. 
Die Realisierung von Produkt- und Verfahrensinnovationen setzt in 
der Regel Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen, mitunter 
auch eine neue öffentliche Infrastruktur voraus. Der Umfang und 
die Qualität der Innovationsaktivitäten in den genannten Feldern 
werden maßgeblich bestimmt durch 

- die Gestaltung des gesamtwirtschaftlichen Umfelds, 
- die Leistungsfreundlichkeit des Steuer- und Abgabensystems, 
- die Intensität des Wettbewerbs und die Flexibilität der Wirt- 

schaftseinheiten sowie last but not least 
- die Risikobereitschaft von Unternehmern und finanziellen Insti-

tutionen. 
Was also im Vordergrund steht, ist die Kreativität und Motiva-

tion des einzelnen, seine Gabe, Bekanntes umzuformen, zu neuen 
Ressourcenallokationen zu gelangen, eben eine „schöpferische 
Zerstörung" zu versuchen. Die fast primitive Wachstumserklärung, 
die durch die Veröffentlichung der „Grenzen des Wachstums" 
neue Bedeutung erlangte, ist damit endgültig zu den Akten gelegt. 
Nicht die Entwicklung einzelner Produktionsfaktoren, also ihre rein 
quantitative Veränderung, führt schon zu Wachstum, sondern erst 
ihre innovative Andersverwendung 5). Auf die Standorttheorie be-
zogen heißt das, daß nicht mehr in erster Linie der Standort natürli-
cher Rohstoffe das Wirtschaftsgeschehen bestimmt. Wenn über-
dies der Transportvorgang immer kostengünstiger wird, verlieren 
Regionen schnell an Bedeutung, die ihre Wirtschaftstätigkeit auf 
Rohstoffvorkommen und/oder eine günstige Transportlage aufge-
baut hatten. In einer Untersuchung über die „Ursachen der Nord-
Süd-Drift" stellt Kunz6) fest, daß die Rohstoffbindung der Wirtschaft 
technisch und ökonomisch an Bedeutung verliert; die standortprä-
gende Kraft der Rohstoffbindung, wie sie beispielsweise in Nord-
rhein-Westfalen und im Saarland gegeben war, löst sich auf. Die 
verkehrstechnische Erschließung eines Landes sowie die Verbilli-
gung der Transportmittel und auch des Transportvorgangs, bei-
spielsweise durch leichtere Werkstoffe, höheres Leistungsgewicht 
und Miniaturisierung der Technik, bewirken, daß Standortnachteile, 
sofern sie durch Transportkosten bedingt waren, verringert werden. 
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Empirische Relevanz 
Lassen Sie mich nunmehr den Versuch unternehmen, die 

Position der Bundesrepublik im Weltmaßstab und gleichzeitig die 
regionale Entwicklung innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
anhand der vier genannten Erklärungsfelder deutlich zu machen. 7 ) 

Beginnen wir mit der Ausbildung und Qualifikation von Ar-
beitskräften und Management. Einen Indikator für den Umfang 
der Ausbildungsanstrengungen stellt der Anteil der in Ausbildung 
befindlichen Personen an der Bevölkerung unter 30 Jahren dar. Der 
Vergleich zwischen einigen Industrieländern zeigt (dabei ist als 
Zeitpunkt die Periode 1981/82 ausgewählt worden), daß die USA 
hier mit 485% an der Spitze liegen, gefolgt von Japan mit 477%; 
die Bundesrepublik Deutschland rangiert am Ende der Skala mit 
429%. Dies ist um so bemerkenswerter, als in den USA der Anteil 
der Unter-30jährigen an der Gesamtbevölkerung ebenfalls am 
höchsten ist. Bedeutender als der bloße Anteil ist aber die Richtung 
der Ausbildung. Als Indiz für die Kreierung und Umsetzung des 
technischen Fortschritts mag hier die Zahl der ausgebildeten Natur-
wissenschaftler und Ingenieure dienen. Der Vergleich mit den USA 
gibt zunächst Aufschluß darüber, daß der Anteil der Hochschulab-
schlüsse mit mathematisch-naturwissenschaftlicher Richtung in der 
Bundesrepublik Deutschland höher liegt als in den USA: 1982 ent-
fiel etwa die Hälfte aller Abschlüsse in der Bundesrepublik 
Deutschland auf diese Fachrichtung, in den USA war es ein Fünftel. 
Bei einem Bevölkerungsverhältnis der Unter-30jährigen von etwa 
einem Viertel erreichte die Bundesrepublik Deutschland in den 
lngenieurwissenschaften ein Drittel der in den USA erfolgten Ab-
schlüsse. Relativ stark ist die Position in der Fachrichtung Maschi-
nenbau. Relativ wenig Abschlüsse sind dagegen im Bereich Infor-
matik festzustellen. Das muß, angesichts der Bedeutung dieses 
Bereichs, für die zukünftige technologische Entwicklung als gravie-
rende Schwachstelle gewertet werden. 

Daß ein Großteil der Hochschulabschlüsse im naturwissen-
schaftlichen Bereich im süddeutschen Raum erfolgte, geht schon 
aus den Häufigkeiten von Technischen Universitäten und der An-
zahl der Studenten in diesem Raum hervor. Diese Tendenz hat sich 
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in den letzten Jahren eher verstärkt. Daß nach dem Studium oft ein 
Verbleiben in diesem Raum stattfindet, dafür sorgen schon die 
Massierungen von wissenschaftlich-technischen Einrichtungen, 
beispielsweise der Max-Planck-Gesellschaft, der Fraunhofer-Ge-
seilschaft und anderer Einrichtungen. Hier ist auch bedeutsam, daß 
sich Branchen, die wissenschaftlich-technischen Fortschritt produ-
zieren, in besonderem Maße um diese wissenschaftlichen Schwer-
punkte gruppieren. 

Untersuchungen über die Qualifikationsstruktur der Beschäftig-
ten im Norden und im Süden der Bundesrepublik haben ergeben, 
daß im Süden ein höherer Anteil von Arbeitskräften mit technischen 
Qualifikationen (insbesondere Ingenieure) vorhanden ist. Dieser 
Einsatz geht einher mit einem relativ starken Einsatz von unqualifi-
zierter Arbeit im Fertigungsbereich (der relativ starke Einsatz von 
qualifizierter Arbeit in diesem Bereich im Norden der Bundesrepu-
blik entspricht dieser Feststellung). Daraus läßt sich ableiten, daß 
im Süden ein höhertechnisierter Kapitalbestand mit erheblichem 
Neuerungsgrad zur Anwendung kommt, der also „einen hohen Pla-
nungs- und Steuerungsaufwand, aber gleichzeitig nur in geringem 
Maße die traditionellen, werkstofforientierten Facharbeiterkompe-
tenzen erfordert (eher angelernte Arbeiter zum Bedienen der Ma-
schinen). Das würde bedeuten, daß auch der technische Fortschrift 
in den südlichen Regionen stärker genutzt wurde". 8 ) 

Zu der Charakterisierung einer Wachstumsregion und ihrer 
Strukturveränderung gehört demnach, und das wäre die erste The-
se, nicht nur ein relativ hoher Grad an Erzeugung hochqualifizierter 
Ausbildung, sondern auch ein relativ hoher Grad an Anwendung 
dieser Qualifikation unter der Berücksichtigung einer möglichst effi-
zienten Realkapitalausnutzung. Dabei ist offensichtlich besonders 
Wert zu legen auf die Anpassung an absehbare Trends in neuen 
Technologien. Der Abstand zur internationalen Entwicklung in der 
Informatik deutet in der Bundesrepublik Deutschland, auch im Sü-
den, auf einen „Anpassungslag' hin. 

Als zweites Erklärungsfeld waren Forschungs- und Entwick-
lungsanstrengungen genannt worden. Hier sind, im empirischen 
Befund, zwei Indikatoren heranzuziehen, einmal die Ausgabe für 
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Forschung und Entwicklung, die aber lediglich etwas über den lnput 
aussagen. Daneben muß deshalb zum anderen auch der Output 
beurteilt werden; das läßt sich über die Beurteilung von Patentakti-
vitäten bewerkstelligen. 

Bei den Ausgaben für Forschung und Entwicklung befindet 
sich die Bundesrepublik international in der Spitzengruppe. In Rela-
tion zum Bruttoinlandsprodukt wird jeweils ähnlich viel in die For-
schung und Entwicklung investiert wie in den Vereinigten Staaten, 
in Großbritannien und Japan. Seit Ende der siebziger Jahre ist ein 
deutlicher Aufschwung in den Ausgaben zu verzeichnen. Auch ge-
messen an der Zahl der mit Forschungs- und Entwicklungsaufga-
ben Beschäftigten befindet sich die Bundesrepublik weltweit ge-
messen in der Spitzengruppe. 

Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen dienen der Auf-
rechterhaltung bzw. Verbesserung der Position im Innovations- und 
Qualitätswettbewerb. Die Patentierung von Forschungs- und Ent-
wicklungsergebnissen erfolgt zur Absicherung der damit gewonne-
nen Wettbewerbsvorsprünge. Die Zahl der Patentanmeldungen gibt 
damit Aufschluß sowohl über die Intensität und den Erfolg der For-
schungs- und Entwicklungsanstrengungen als auch über die 
(potentiellen) Veränderungen der Position im lnnovationswettbe-
werb der Industrien der verschiedenen Länder. Zur besseren Ein-
grenzung von ökonomisch relevanten Patenten konzentriert sich 
die Analyse zweckmäßigerweise auf die Patente, die auch im Aus-
land angemeldet wurden. 

Gemessen an den Patentaktivitäten hat die US-lndustrie ein-
deutig die stärkste Position im Innovationswettbewerb. Ihr Anteil an 
den Auslandspatentanmeldungen übersteigt ihren Anteil am Welt-
handel bei technologieintensiven Produkten bei weitem. Die deut-
sche Industrie nimmt mit deutlichem Abstand vor den übrigen gro-
ßen Industrieländern den zweiten Platz nach den Vereinigten Staa-
ten ein. Der Zeitvergleich macht deutlich, daß die USA ihre domi-
nierende Position noch ausbauen konnten und Japan die For-
schungs- und Entwicklungsanstrengungen verstärkte. Die Bundes-
republik hat ihren Anteil an den Auslandspatentanmeldungen insge-
samt gehalten. 
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Offenbar haben sich die deutschen Forschungs- und Entwick-
lungsanstrengungen stärker als die US-amerikanischen auf bran-
chenspezifische Fragestellungen und nicht auf Querschnittstechno-
logien konzentriert. Die Unterscheidung ist deshalb interessant, 
weil Erfindungen im Rahmen von etablierten, branchenspezifischen 
Technologiefeldern eher die Basis für überwiegend kleinere Ver-
besserungsinnovationen liefern. Inventionen im Bereich der Quer-
schnittstechnologien kann dagegen nicht nur eine größere Breiten-
wirkung beigemessen werden; hier wird auch das Potential für 
neue Wachstumsbereiche entwickelt. 

Die Analyse zeigt einen relativ klaren Befund: Für die USA er-
gibt sich eine weit stärkere Konzentration der Auslandspatentan-
meldungen auf Ouerschnittstechnologien als für die Bundesrepu-
blik Deutschland. Dies gilt sowohl für Erfindungen im Bereich 

- von alternativen Energien und Energiespartechniken, 
- von Umweltschutztechniken als auch 
- der Mikroelektronik. 

Der relativ hohe japanische Anteil an den Auslandspatentan-
meldungen auf Querschnitts-Technologiefeldern ist nahezu aus-
schließlich auf die Aktivitäten Japans auf dem Gebiet der Elektronik 
zurückzuführen. Die relativ schwache Position der deutschen Indu-
strie auf diesem Gebiet hat sich weiter verschlechtert: Ihr Anteil an 
den Elektronikpatentanmeldungen ist deutlich gefallen. 

Lassen Sie mich die zweite These formulieren: Die Kreierung 
neuer Technologien findet in den Forschungs- und Entwicklungsak-
tivitäten und in den Patentanmeldungen ihren sichtbaren Ausdruck. 
Hohe Intensitäten auf diesem Gebiet charakterisieren Wachstums-
regionen. Je mehr der Entwicklung von Querschnittstechnologien 
Rechnung getragen wird, um so eher läßt sich eine breite Anwen-
dung neuer Technologien und ein entsprechender Wachstums-
schub vermuten. Auch hier ist ein gewisser „Anpassungslag" in 
der Bundesrepublik Deutschland festzustellen. 

Als drittes Erklärungsfeld kamen Infrastrukturlelstungen zur 
Sprache. Im Bereich der Verkehrs- und Energieversorgung kann in 
der Bundesrepublik kaum von ins Gewicht fallenden Defiziten in 
der Infrastruktur gesprochen werden. Die Bundesrepublik verfügt 
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über eines der dichtesten Straßen-, Schienen- sowie Luftverkehrs-
netze der Welt. Im Bereich der Energieversorgung ist die Energie-
trägerstruktur inzwischen ausgewogener gestaltet worden. Erhebli-
cher Bedarf besteht allerdings an zusätzlichen Investitionen zur Re-
duzierung der mit der Energieerzeugung verbundenen Umweltbela-
stungen. Diese Feststellungen gelten zunächst bundesweit. Es war 
schon angedeutet worden, daß durch die Verringerung in den 
Transportkosten Standortvorteile verlorengegangen sind und sich 
Standortnachteile verringert haben. Im Energiebereich läßt sich 
feststellen: Die Substitutionskonkurrenz zwischen den Energieträ-
gern wirkt.in die gleiche Richtung. „Alte' Energieträger, wie Kohle 
und neuerdings auch Öl, verlieren an Bedeutung, was auf die Re-
gion zurückwirkt (Ruhrgebiet, Saarland, Häfen), „neue" Energieträ-
ger, wie Erdgas und Kernenergie, tragen zur Verbilligung des Ener-
gieangebots bei und erlauben energieintensive Standorte in neuen 
Gebieten. Hingewiesen sei hier auf die überdurchschnittliche Ent-
wicklung der Kernenergie in Bayern, was sich in einer relativen Ver-
billigung des Strompreises ausdrückt. Soviel sei zur Darbietung der 
klassischen Infrastruktur gesagt. 

Die komplementäre Infrastrukturdarbietung ist indessen, auch 
unter dem Gesichtspunkt der Verbreitung neuer Technologien, im- 
mer wichtiger geworden. In der Bundesrepublik Deutschland ist in 
diesem Zusammenhang eine Diskussion in Gang gekommen, die 
die Stellung der Deutschen Bundespost als „natürlicher Monopo- 
list" durchleuchtet. Wie stellt sich die internationale Situation dar? 9 ) 

Die Infrastrukturanbietung in Europa geschieht grundsätzlich 
anders als in den USA oder neuerdings in Japan. Dort sind es Pri- 
vatgesellschaften, die im Wettbewerb Strukturen enstehen lassen, 
hier ist es der Staat, der meist über staatseigene oder staatskon- 
zessionierte Unternehmen anbietet. Der technologische Fortschritt 
auf dem Gebiet der lnformationstechnik wird nun offensichtlich ent- 
scheidend auch durch die entsprechende Infrastrukturanbietung 
vorangetrieben. Während in Europa die Meinung vorherrscht, das 
könne am besten durch „natürliche Monopole" (z. B. Leitungsmo- 
nopol) geschehen, da sonst volkswirtschaftliche Verluste in Kauf 
genommen werden müßten, ist die Infrastrukturanbietung in den 
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USA und in Japan einem immensen Wettbewerbsdruck ausgesetzt. 
Signal in den USA war die Auflösung von AT & T in sieben unab-
härigig operierende regionale Telefongesellschaften. 

In Japan ist vom Gesetzgeber das bisherige Monopol der 
staatlichen Fernmeldegesellschaft NTT beseitigt worden. 10) Sofort 
hat ein enormer Wettbewerbsdruck eingesetzt, zunächst von ande-
ren japanischen Gesellschaften. Vier Investoren sind auszuma-
chen: ein Industriekonsortium, das Unternehmen vereint, die Hard-
und Software auf dem Gebiet moderner Telekommunikation produ-
zieren. Vorgesehen ist der Aufbau eines Glasfasernetzes zwischen 
den beiden Industriezentren des Landes, Tokio und Osaka. Ein 
zweiter großer privatwirtschaftlicher Interessent für den Aufbau 
eines eigenen Telekommunikationsnetzes ist der Wirtschaftsver-
band Keidanren. Hier soll ein Satellit die Rolle des Netzes überneh-
men. Dritter Anbieter ist eine staatliche Behörde, das japanischefl 
Bauministerium, das zusammen mit der Autobahnverwaltung ein 
eigenes Netz aufbauen will. Schließlich sind auch die Staatsbahnen 
als Interessent aufgetreten, die ebenfalls (auf ihren Trassen) ein 
Angebot erstellen wollen. Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl von 
kleineren Projekten und ausländischen Interessenten (in erster Li-
nie IBM). Natürlich spricht man auch in Japan von der Gefahr einer 
Überinvestition auf dem Telekommunikationsgebiet. Kooperationen 
zwischen den Interessenten sind denkbar. Immerhin wird der tech-
nologische Fortschritt damit in einem bisher nicht gekannten Aus-
maiLvorangetrieben. Vielleicht läßt sich die schnelle Ausbreitung 
von Infrastruktur- und Komplementärinvestitionen heutzutage und 
generell nur noch ‚in Konkurrenz" erreichen. Ein Umdenken in der 
Bundesrepublik Deutschland, auch in eine europäische Dimension 
hinein, wäre zu diskutieren. 

Wie ist die Situation in der Bundesrepublik Deutschland zu be-
urteilen? 

Der Sachverständigenrat") betonte Ende letzten Jahres, daß im 
„Bereich der elektronischen Übertragung von Sprache, Daten und 
Bildern (Telekommunikation) . . . die Bundespost lange ihr Fern-
meldemonopol durch extensive Auslegung bestehender Vorschrif-
ten im Kontakt mit der technischen Entwicklung halten (konnte). In 
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jüngerer Zeit ist sie immer weniger in der Lage, die Vielfalt der tech-
nischen Möglichkeiten in ein rnarktgängiges Angebot umzusetzen. 
Die Anforderungen sind beträchtlich gestiegen: Neue Leitungsnetze 
müssen verlegt werden - Netze, welche die bisher bestehenden 
Spezialnetze für Telefon, Telegraphie, Datenübertragung und Bild-
übertragung unter Ausnutzung der Vorteile der Digitalisierung tech-
nisch integrieren können. Die Digitalisierung, auf der auch die auto-
matische Datenverarbeitung aufbaut, hat die Endgeräte revolutio-
niert" (Ziff. 337). „Die Deregulierung der Telekommunikation soll 
mehr Wettbewerb im Netz, bei den Endgeräten und unter den 
Dienstleistungen einer neuen Telekommunikation bringen. Die 
Reorganisation des Postwesens, auch seLner Zentralämter, die 
sicher viel Zeit erfordert, erscheint hierbei unumgänglich' (Ziff. 349). 

Allem Anschein nach hat die Deutsche Bundespost inzwischen 
erkannt, daß sie sich mit diesen Argumenten offensiv auseinander-
setzen muß: 

- Sie legte 1984 ein Konzept 12 ) zur Weiterentwicklung der Fern-
meldeinfrastruktur vor. 

- Konkretisiert wurde dieses Konzept durch das mittelfristige 
Programm 13) für den Ausbau der technischen Kommunika-
tionssysteme, in dem zeitliche Vorstellungen für die Aufnahme 
von öffentlichen ISDN-Diensten sowie den Einsatz der Glas-
faser in den Fernmeldenetzen entwickelt werden. 

- Vor dem Hintergrund der Deregulierungen im Ausland ist die 
Deutsche Bundespost als öffentliche Verwaltung gegenwärtig 
bemüht, sich als innovatives Unternehmen weiterzuentwickeln. 
Von diesen Bemühungen wird es entscheidend abhängen, ob 
und in welchem Umfang Deregulierungsmaßnahmen .ergriffen 
werden müssen, damit die Vielfalt der Nutzungsmöglichkeiten, 
die die neuen Telekommunikationsformen bieten, marktgerecht 
ausgeschöpft werden können. 
Augenblicklich ist jedenfalls zu vermuten, daß die Bundesrepu-

blik Deutschland im Bereich moderner Informations- und Kommuni-
kationsinfrastruktur deutlich in Rückstand geraten ist. Hierauf weist 
nicht nur die im Vergleich zu den USA relativ niedrige Computer-
dichte hin. Noch gravierender ist der Unterschied beim Angebot an 
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Online-Datenbanken. Hier ist die Bundesrepublik Deutschland als 
Entwicklungsland einzustufen. 

Ich leite daraus die dritte These ab. Klassische und komple-
mentäre Infrastrukturanbietung sind unabdingbare Voraussetzun-
gen für das Gedeihen einer Wachstumsregion. Sofern diese Dar-
bietung in staatlichen Händen liegt - und das ist in Europa die Re-
gel -‚ ist Vorsorge zu treffen, daß die technologische Ausstattung 
hier mit dem technischen Fortschritt im Privatsektor Schrill hält. An-
dernfalls sind Wachstumseinbußen nicht zu vermeiden. Möglicher-
weise sind Deregulierungen oder Privatisierungen Mittel, um diese 
Fortschrittsanpassung der Infrastrukturdarbietung voranzutreiben. 

Lassen Sie mich das vierte Erklärungsfeld behandeln, die In-
novationsaktivitäten der Unternehmen. Es hat den Anschein, als 
ob die deutschen Unternehmen die für die internationale Wettbe-
werbsfähigkeit letztlich entscheidenden Prozeß- und Produktinno-
vationen in unterschiedlichem Maße behandelt hätten. Dies läßt 
sich an zwei Tatbeständen ablesen. 

Einmal weist die vom Ifo-Institut laufend erhobene Frage nach 
den Investitionsmotiven der Unternehmen ein eindeutiges Urteil 
zugunsten von Rationalisierungsinvestitionen auf. Der Durchfüh-
rung von Prozeßinnovationen wird also ein absoluter Vorrang zuteil. 
Im Durchschnitt der letzten Jahre haben 50 bis 60% der repräsen-
tativ befragten Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes ange-
geben, sie tätigten Investitionen, um in erster Linie zu rationalisie-
ren. Daran hat sich im Konjunkturaufschwung wenig geändert. Er-
weiterungsinvestitionen, in erster Linie Ausdruck der Umsetzung 
von Produktinnovationen, wurden von etwa 20 bis 25% der Unter-
nehmen Priorität eingeräumt. Die in früheren Konjunkturaufschwün-
gen erlebte Verschiebung zwischen diesen beiden lnvestitionsmoti-
yen - sie hatten sich ausgetauscht, so daß 50 bis 60% der Firmen 
als lnvestitionsmotiv Erweiterung und 20 bis 25% Rationalisierung 
angaben - ist bislang nicht eingetreten. Es muß, verglichen mit frü-
heren Perioden, demnach ein Zurückbleiben der Produktinnovatio-
nen konstatiert werden. 

Zweitens ist nicht hinwegzudiskutieren, daß ganze Branchen 
wegen mangelnder Produktinnovationen der lmportkonkurrenz ent- 



weder erlegen sind - z. B. Kamera- und Motorradindustrie - oder 
sich einem wachsenden Konkurrenzdruck im In- und Ausland aus-
gesetzt sehen. In den für den technologischen Fortschritt beson-
ders relevanten Sektoren Büromaschinen und Datenverarbeitung, 
elektronische Bauelemente und Unterhaltungselektronik wurde die 
Bundesrepublik inzwischen zum Nettoimporteur. 

Die schwache deutsche Position im Sektor Büro- und Informa-
tionstechnik zeigt sich auch in der weniger dynamischen Entwick-
lung dieser Industrie in der Bundesrepublik im Vergleich zu den 
Vereinigten Staaten. In der Bundesrepublik ist die Zahl der Be-
schäftigten in dieser Wachstumsbranche sogar gesunken. Dabei 
deutet die Entwicklung der deutschen Investitionen in büro- und 
datentechnische Geräte keinesfalls einen internationalen Rückstand 
der deutschen Wirtschaft bei der Büroautomatisierung an. Am deut-
schen Arbeitsmarkt werden damit zwar die Rationalisierungseffekte 
der neuen Bürotechniken spürbar, dem stehen jedoch nicht in aus-
reichendem Umfang neu geschaffene Arbeitsplätze im Bereich der 
Herstellung und des Vertriebs der neuen Bürotechniken gegen-
über. Diese sind im wesentlichen in den USA und in Japan enstan-
den. 

In regionaler Hinsicht, also im Hinblick auf das Süd-Nord-Ge-
fälle in der Bundesrepublik Deutschland, ist zu konstatieren, daß 
keine eindeutige Entwicklung sichtbar wird. Einerseits wird deutlich, 
daß sich die große Bedeutung der Branchen Maschinenbau, 
Straßenfahrzeugbau und Elektrotechnik in Baden-Württemberg aus 
der speziellen historischen Entwicklung erklärt. Die bayerische 
Wirtschaftsentwicklung verlief in den letzten Jahren zwar rascher 
als im Bundesdurchschnitt, das (durchschnittliche) Bundesniveau 
ist aber noch nicht erreicht worden. Schließlich: Würde man die 
Dreisektorenhypothese FourastiS anwenden wollen, so wären bei-
de Südregionen weniger entwickelt als beispielsweise Schleswig-
Holstein/Hamburg und Niedersachsen/Bremen, da dort der Dienst-
leistungssektor floriert. 14) Diese Unbestimrntheit der Entwicklungs-
tendenzen bekräftigt die eingangs gewählte Vorgehensweise, nicht 
an sektoralen und regionalen Entwicklungen eine Interpretation zu 
versuchen, sondern sogenannte Essentials in den Vordergrund zu 
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stellen. Daß dabei gewisse Querverbindungen zwischen innova-
tionsträchtigen Produkten und Produktionen mit Industriebranchen 
und/oder Dienstleistungsbereichen bestehen, sei nicht geleugnet. 
Generell dürfte gelten, daß die Verflechtungen zwischen sekundä-
rem und tertiärem Bereich so eng sind (hinzuweisen ist auf die 
Feststellungen über die Tertialisierung des sekundären Sektors 
oder die Industriealisierung des Dienstleistungssektors), daß eine 
Strukturdiskussion unter Zugrundelegung der Dreisektorenhypo-
these keinen Erklärungswert besitzt. 

Ich formuliere daraus die vierte These. Innovationsaktivitäten 
der Unternehmen sind letztlich entscheidend für den Wachstums-
prozeß. Es bedarf dabei einer ausgewogenen Entwicklung von Pro-
dukt- und Prozeßinnovationen. Die eine Innovation bedingt auch oft 
die andere. Moderne Technologien umfassen in der Anwendung 
heute sowohl den sekundären als auch den tertiären Sektor. Die 
Dreisektorenhypothese ist wegen dieser Interdependenzen ohne 
Erklärungswert. Entscheidend ist das Engagement einer Region 
von der Kreierung bis zur Diffusion der neuen Technologie. Ar-
beitsteilungen zwischen den Unternehmensgröl3en sind hierbei 
durchaus üblich. Deshalb weist eine Wachstumsregion auch einen 
„gesunden" Besatz von Großunternehmen und vielen kleinen und 
mittleren Unternehmen auf. 

Politische Machbarkeit 
In einem Schlußabschnitt soll auf die Möglichkeit der politi-

schen Beeinflussung des Wachstums- und Strukturprozesses in 
Regionen eingegangen werden. 

Keine Frage ist zunächst, daß der Staat in seinen ureigensten 
Zielfeldern, wie z. B der Betreuung der Ausbildung und der 
Grundlagenforschung, durch die neuen Technologien eine Heraus-
forderung erfährt. Sind die Strukturen entsprechend verändert wor-
den? Die technologische Entwicklung im Privatsektor ist vorausge-
eilt. Das zeigt die zögernde Errichtung von neuen Informatiklehr-
stühlen; auch die Studentenzahlen lassen hier, wie erwähnt, auf die 
internationale Entwicklung bezogen, zu wünschen übrig. Wenn 
einerseits die Arbeitslosenquote bei 9% liegt, andererseits aber 
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qualifizierte Ingenieure Mangelware sind, dann deutet das auf ein 
eklatantes Ungleichgewicht auf dem Ausbildungsmarkt hin. Essen-
tiell für die Flexibilität, die zur Umsetzung des technischen Fort-
schritts in neue Produkte und neue Produktionstechniken benötigt 
wird, ist eine entsprechende Ausgestaltung der Ausbildung. Auch 
die Wirtschaft muß wesentlich stärker als bisher Qualifikationsmög-
lichkeiten für die neuen Techniken anbieten. Klagen über den Man-
gel an qualifiziertem Personal wirken merkwürdig, wenn in den 
Metallberufen nicht für die neunziger Jahre, sondern immer noch 
wie in den fünfziger Jahren ausgebildet wird. Ähnliches gilt bei der 
Grundlagenforschung. Angesichts eines zunehmenden Techno-
logieprotektionismus kann nicht mehr davon ausgegangen werden, 
daß neue Technologien aus den USA oder aus Japan „frei Haus" 
geliefert werden. Die Grundlagenforschung ist deshalb einer neu-
en, größeren Dimension zuzuführen. 15) Konsolidierungserfordernis-
se sind hier nicht angebracht. 

Zweitens ist festzustellen, daß das Umfeld für die unterneh-
merische Tätigkeit „günstig gestaltet" sein muß. Ich rede weniger 
von den globalen Rahmenbedingungen, die immer angesprochen 
sind, wie expansivere Geldpolitik und stärkere Steuerentlastung. 
Die Forderungen sind allgemeiner. So dürfte generell eine Kon-
stanz der Wirtschaftspolitik, auch ihre Glaubwürdigkeit zu einem 
gefestigten stabilen Umfeld beitragen, das kalkulierbar ist. Man sagt 
der bayerischen Wirtschaftspolitik eine solche Wirkung nach. Dazu 
gehört auch die Pflege „benachbarter" Felder. In Bayern machen 
zwei Slogans die Runde, einmal „arbeiten, wo andere Urlaub ma-
chen" 16), und „der beste Wirtschaftsminister ist der Kultusmini-
ster". Ersteres bezieht sich auf den Sympathievorsprung des Sü-
dens, die Umgebung, das Klima, auch die konsequente Verfolgung 
des Umweltschutzes, des Landschaftsschutzes, der Stadterneue-
rung und -verschönerung. Der andere deutet darauf hin, daß hoch-
qualifizierte Arbeitskräfte und Manager in erster Linie in einer Atmo-
sphäre zu gewinnen und zu halten sind, die einen hohen Freizeit-
und kulturellen Wert hat, vor allem München weist einen solchen 
Wert auf. 

Drittens geht es um die Beurteilung und die Anwendung des 
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Subsidiaritätsprinzips, das der Staat für sich in Anspruch nimmt, 
wenn er meint, ein Marktversagen feststellen zu müssen. Nicht im-
mer sind komplementäre Infrastrukturdarbietungen des Staates von 
Vorteil. Frau Breuel, Wirtschaftsrninisteriuni von Niedersachsen, hat 
soeben zur „Aufholjagd des Nordens" geblasen. 11) Das staatliche 
Sortiment ist reichhaltig. Es ist von der „Dreiphasentheorie" die 
Rede, wonach der klassischen die komplementäre Infrastrukturan-
bietung folgen müsse. Erst dann kämen lndustrieansiedlungen und 
damit Arbeitsplätze. Ob das von Dauer sein wird, wenn die anderen 
Faktoren nicht stimmen, so lautet hier die Frage. Technologieparks 
und Wagnisfinanzierungsgesellschaften, um weitere Varianten an-
zusprechen, werden vom Staat teilweise massiv gestützt. 18 ) 

Der Erfolg dieser Starthilfen ist umstritten. Im Falle der Wagnis-
finanzierung läßt sich das einfach an der Inanspruchnahme des Ri-
sikokapitals ablesen. Es dürfte augenblicklich 40 Venture-capital-
Fonds in der Bundesrepublik geben, mit einem Kapitalvolumen von 
12 Mrd DM. Nach Expertenschätzungen sind hiervon maximal 
200 Mio DM investiert worden. „Damit steht der Umfang der von 
Politikern, Journalisten, Unternehmensberatern und Wirtschaftsfüh-
rern öffentlich geführten Diskussion über die Notwendigkeit von 
Venture-capital für die Finanzierung von innovativen Unternehmen 
im umgekehrten Verhältnis zu der Zahl der bisher realisierten Pro-
jekte." 19 ). 

Im Falle der Technologieparks erleben wir augenblicklich einen 
Bpprn±njder_Bundesrepublik. Nachdem im November 1983 in Ber-
lin das erste Zentrum eröffnet wurde, sind heute etwa 65 Projekte 
bekannt. 20) Das Fraunhofer-Institut für Systemtechnik und Innova-
tionsforschung hat eine Studie über Stand und Aussichten der 
Gründung von Technologieparks erstellt. 21 ) 

Erste Anzeichen eines Subventionswettlaufs seien zu erken-
nen, so berichtet das Fraunhofer-Institut. Hektik und mangelhafte 
Planung kämen hinzu. Auch müsse sich die öffentliche Hand ihrer 
Anstoßfunktion bewußt sein: Sie müsse sich allmählich zurück-
ziehen. Daraus ist der Schluß zu ziehen, daß es sich bei der 
Wagnisfinanzierung und den Technologieparks um Subventionen 
handelt, die den üblichen Regeln unterliegen: Sie haben höchstens 



eine Anstoßfunktion und müssen degressiv gestaltet sein. Bei Er-
folg ist eine Rückzahlungsverpflichtung zu erfüllen. 

Lassen Sie mich daraus eine fünfte und letzte These ablei-
ten. Der Staat hat eine immerwährende und immense Aufgabe dort 
zu erfüllen, wo es darum geht, das Umfeld für innovatorische Aktivi-
täten zu bestellen. Hier sind die Stabilität der Wirtschafts- und Ge-
sellschaftspolitik, die Ermäglichung einer gemischten Unterneh-
mensgrößenstruktur, die günstige Gestaltung der Freizeitlandschaft 
angesprochen. Eine weitere Aufgabe war in der dauernden und zu-
nehmenden Unterstützung von Ausbildung, Weiterbildung und 
Grundlagenforschung ausgemacht worden. Bei Interventionismen 
ist Zurückhaltung geboten. Schon die Darbietung von klassischen 
und komplementären Infrastrukturen könnte wenigstens teilweise 
auf privater Basis erfolgen, um die Flexibilität und die Anpassung an 
veränderte technologische Entwicklungen zu gewährleisten. Zu-
rückhaltung ist schließlich geboten auf dem Subventionssektor. Die 
Beispiele Wagnisfinanzierung und Technologieparks haben gezeigt, 
daß hier höchstens eine Anfangsunterstützung Platz greifen sollte. 
Die weitere Entwicklung ist dem Markt zu überlassen. 
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Wandel der Wirtschaftsstruktur - 
Wandel der Finanzmärkte 

Dkfm. Dr. Franz Vranitzky 

zum Zeitpunkt des Vortrags Bundesminister für Finanzen 

Wenn man die österreichische Wirtschaftsgeschichte seit dem 
Jahr 1816 bis heute verfolgt, so kann man mit großer Deutlichkeit 
feststellen, daß die österreichische Geld- und Finanzpolitik dann 
positive Inhalte hafte, wenn das Verhältnis Zentralbank - Finanz-
ministerium geordnet war und daß es immer dann Friktionen gege-
ben hat, und zwar nicht nur im Geldsektor, sondern in der ganzen 
österreichischen Wirtschaft, wenn dieser rote Faden zwischen Ofto-
Wagner-Platz und Himmelpfortgasse wirr oder gar gerissen war. Ich 
vermelde mit Genugtuung und gar nicht ohne Stolz, daß dieser Fa-
den seit 1984 in ungetrübtern Glanz erstrahlt und bedanke mich bei 
der Nationalbank im ganzen und bei ihren Angehörigen, vor allem 
dem Präsidenten, aber auch den anderen Führungskräften, im be-
sonderen für so manche gelungene Kooperation, und wenn alles 
gut geht, dann wird wohl die wichtigste dieser Kooperationen der 
letzten Monate, nämlich ein neues Kreditwesengesetz, demnächst 
tatsächlich Wirklichkeit werden. 

Wandel in der Wirtschaftsstruktur? - Antwort: Ja, muß sein, je 
zügiger, desto besser. Wandel in den Finanzmärkten muß ebenfalls 
sein, je zügiger, desto besser. Dies natürlich mit Augenmaß, mit 
Sorgfalt, im Interesse der Gesamtwirtschaft, und das heißt wieder-
um nicht, die Statistiken zu verbessern, sondern die bestmögliche 
materielle Grundlage für die Entwicklung unserer Gesellschaft ab-
zusichern. Ich sage das deshalb, weil insbesondere die Entwick-
lung der Kapitalmärkte bei uns in der innenpolitischen Situation 



nicht zuletzt unter dem Verteilungsaspekt diskutiert wird. Sehr oft 
wird außer acht gelassen, daß etwa die verbesserte Aufbringung 
von Eigenkapital für unsere Wirtschaft nicht in erster Linie der Ziel-
kategorie „Verbesserung des Lebens der Kapitalisten unterliegt, 
sondern daß eine bessere Eigenkapitalversorgung u. a. dadurch 
gekennzeichnet ist, daß das Eigenkapital zwar gegenüber dem 
Fremdkapital nicht den Unterschied der Ertragslosigkeit aufweist, 
aber jedenfalls die angenehme Seite der Nichtrückzahlbarkeit hat. 

Meine Damen und Herren, die „Grenzen des Wachstums', 
eine der ersten Veröffentlichungen des Club of Rome, haben wir 
gelesen, hinter uns gebracht, Galbraith's „Affluent Society" eben-
falls und so manches andere.auch. Nach diesen Lehr- und Wander-
jahren, die uns durch die staubigen Wüsten der Auseinanderset-
zung mit dem Nullwachstum geführt haben, erweckt heute die Fest-
stellung keinen Widerspruch mehr, daß angemessenes Wirtschafts-
wachstum für eine positive Beschäftigungsentwicklung unabdingbar 
ist: unabdingbar, aber, wie wir auch wissen, nicht ausreichend. 
Ganz offensichtlich nicht ausreichend angesichts der Wachstumsra-
ten, die wir für die zweite Hälfte der achtziger Jahre prognostiziert 
bekommen (nämlich 21/2  bis 31/2%  real). Das ist wahrscheinlich 
überhaupt einer der wichtigsten Punkte in unserer Auseinanderset-
zung. 

Erlauben Sie, daß ich heute abend zunächst über die interna-
tionale Einbettung unserer Wirtschaft ein paar Bemerkungen ma-
che. Ich glaube, man muß einmaLdavon ausgehen, daß die in den 
letzten Jahren gestiegenen Einkommen in den westlichen Indu-
strieländern, insbesondere in Europa, nicht unerhebliche Struktur-
änderungen nach sich gezogen haben, im realen Bereich wie im 
monetären Bereich. Wir haben es mit einer großflächigen Verschie-
bung von Arbeitskosten zu tun. Die höheren Arbeitskosten in den 
westlichen Industrieländern haben durch das Aufkommen der NICs 
dazu geführt, daß viele Industriebereiche ernsthafte Konkurrenz be-
kommen haben, die teilweise sogar zu einer vollkommenen Substi-
tution des Warenangebots durch Importe geführt hat. Die Industrie-
länder ihrerseits, und das betrifft auch uns, unsere Wirtschaft, müs-
sen daraufhin mit einem Strukturwandel in Richtung höherwertiger 
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Produkte antworten: ein Strukturwandel, der natürlich weit davon 
entfernt ist, schon abgeschlossen und erledigt zu sein. Er wird auch 
aus der Natur der Sache heraus kaum jemals wirklich zu Ende 
gehen, und das Idealbild wäre eine immer stärkere Integration im 
internationalen Warenhandel, welche mit den korrespondierenden 
Finanzierungsströmungen einhergeht. 

Und jetzt bin ich bei einem weiteren wichtigen Punkt, nämlich 
der internationalen Koordination. Dabei müssen wir uns einmal in 
einer nüchternen Darstellung unseren eigenen lntegrationsstatus 
vor Augen halten, und ich glaube, daß wir hier in einer nicht ganz 
unproblematischen Situation sind; insbesondere auch im Hinblick 
darauf, daß Europa in Form der EG schon wieder ein bißchen grö-
ßer, die Rest-EFTA schon wieder etwas kleiner geworden ist und 
daß die Erklärung von Luxemburg aus dem Jahr 1984, wonach die 
Mitglieder der beiden europäischen Gruppen beschlossen haben, 
die Zusammenarbeit zwischen den beiden Organisationen zu ver-
tiefen, bisher kaum wirklich zu einem Schritt in diese Richtung ge-
führt hat. Aus unserer Sicht und aus unserer Warte müssen wir hin-
zufügen, daß die internationale Kooperation sich eigentlich immer 
höher nach oben in immer kleinere Gruppen hinaufverlagert. Auf 
der anderen Seite haben sich ziemlich machtvolle Gruppierungen 
gebildet, wo insbesondere die Interessen der Entwicklungsländer 
vertreten werden, und was man dann sieht, ist auf internationaler 
Ebene eine Konfrontation zwischen den wenigen Großen auf der 
einen Seite und den vielen Kleinen auf der anderen Seite. Irgend-
wo dazwischen sind dann die Neutralen oder, um es konkreter zu 
sagen, ein Land wie Österreich, und ich muß sagen, daß mir das 
ziemlich große Sorgen bereitet. Es bedeutet ein Nichtdabeisein bei 
der Primärinformation, und es bedeutet auch die Schwierigkeit, den 
eigenen Standpunkt, immer so ‚aus der Peripherie heraus zum 
Tragen bringen zu müssen. Das war erst vor zwei Wochen so beim 
OECD-Ministerrat, wo es meinen Kollegen Lacina und mich und 
einige andere Mitstreiter aus kleineren Ländern erstaunlicherweise 
mehrere Stunden gekostet hat, um das Thema Vollbeschäftigung 
als wirtschaftspolitisches Ziel in das Schlußkommuniquö hineinzu-
reklamieren, etwas, was uns hier ganz selbstverständlich erscheint, 
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was aber eben in dieser.  Gruppierung nicht so selbstverständ-
lich war. 

Lassen Sie mich noch einen Moment bei Integrationsangele-
genheiten verweilen: Ich meine, daß es aus weltpolitischer Sicht 
derzeit wenig Verheißungsvolles dazu gibt; ganz im Gegenteil, es 
scheint so, oder es gibt sichere Anzeichen dafür, daß die Nord-
Süd-Auseinandersetzung, die zunächst als eine friedliche Konfron-
tation zwischen Industriestaaten und Entwicklungsländern begann, 
sich dann aber in den Vereinten Nationen, der Weltbank und dem 
Währungsfonds als eine handfeste Interessensauseinandersetzung 
entpuppte, nun auf dem Weg ist, in eine Ost-West-Konfrontation 
umzuschlagen. 

Wenn wir heute, ein paar Tage vor dem nächsten Weltwirt-
schaftsgipfel oder weltpolitischen Gipfel in Tokio eine Schau unse-
rer Situation machen, so würde ich die etwa folgendermaßen um-
reißen: Es sieht so aus, als würden die großen Regionen in der 
Welt wie tektonische Platten auseinanderdriften, und ich glaube, 
daß man das mit der latenten Fragestellung „Wohin wendet sich 
Nordamerika? Zum Atlantik oder zum Pazifik?" umschreiben kann, 
ferner mit den doch sehr eigenen und eigenwilligen Entwicklungen 
im Fernen Osten und daß man auch hinzufügen kann, daß der 
„Block" der erdälproduzierenden arabischen Staaten wieder in 
eine neue Situation, die vielleicht einer alten nahe kommt, eintritt. 

Es scheint mir so zu sein, daß drei große weltwirtschaftliche 
Entwicklungen im Gange sind. In der Revue der Begriffe steht jetzt, 
was die Geldwertentwicklung betrifft, der Begriff der Desinflation im 
Vordergrund, und zwar mit sehr starker Betonung auf Geldwertsta-
bilität, erleichtert durch verschiedene weltweite Preisentwicklungen 
im Ölbereich, im Rohstoffbereich usw. 

Ein zweiter Aspekt, der sehr viel vom weltwirtschaftlichen Ge-
schehen charakterisiert, scheint mir der in vielen Industrieländern 
anzutreffende Trend zu sein, die Regierungseinflüsse auf das Wirt-
schaftsgeschehen programmatisch zurücknehmen zu wollen. Das 
ist in den einzelnen Ländern verschieden stark ausgeprägt und viel-
leicht auch in so manchen erst in einer Anfangsphase. Jedenfalls 
verbal gibt es hier mancherorts eine Hochstimmung. 
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Drittens: Internationalisierung der Finanzmärkte und der Wa-
renmärkte - und hier schließt sich der Kreis: Wir haben ja, zumin-
dest was die Industriestaaten betrifft, eigentlich kaum mehr wirklich 
nationale Grenzen hinsichtlich des Geld- und Kapitalverkehrs, und 
es gibt auch hinsichtlich des Warenverkehrs nur mehr unwesentli-
che Beschränkungen. Das heißt, daß relativ große, einheitliche, 
grenzüberschreitende Wirtschaftsräume geschaffen wurden oder 
sich herausgebildet haben, denen man mit den Instrumenten der 
nationalstaatlichen Wirtschaftspolitik zuleiberücken möchte. Ich 
glaube, daß da sehr viel an Konfliktpotential und an Problemen liegt. 

Was finden wir nun in der Realität vor? Wir finden einen ziem-
lich hohen Sockel an Arbeitslosigkeit in den Industriestaaten, einen 
Sockel, der nur zögernd auf verbesserte konjunkturelle Situationen 
nach unten zu reagieren scheint und auch reagiert; damit verbun-
den alle Befürchtungen, auch gesellschaftlicher Natur, einer „Zwei-
Drittel-Gesellschaft und etliches mehr. Ich habe vor kurzem ein-
mal mit ein paar deutschen Freunden darüber gesprochen, wieso 
eigentlich eine über einen längeren Zeitraum anhaltende zweistelli-
ge oder knapp unter 10% liegende Arbeitslosenrate keine stärke-
ren politischen Reaktionen auslöst, und die Antwort war so einfach 
wie überzeugend: In dem seit zwei, drei Jahren anhaltenden wirt-
schaftlichen Aufschwung rechnen die Leute, die einen Job haben, 
damit, daß sie ihn noch behalten werden, und ihre Kümmernis um 
die, die keinen haben, hält sich in Grenzen. Daher ist es nicht wirk-
lich ein innenpolitisches Problem, weil hier die Beschäftigten und 
die durch die Arbeitslosenversicherung Versorgten einander ge-
genüberstehen, und der eine vom anderen eigentlich nicht beson-
ders viel an Problembewußtsein übernimmt. Ob das so genau 
stimmt, weiß ich nicht, es scheint mir jedenfalls diskutierenswert zu 
sein. 

Das zweite, was wir haben, ist die internationale Verschuldung, 
die wir - also die im internationalen Bereich tätigen Kommerzban-
ken, Notenbanken, internationalen Organisationen, Währungsbe-
hörden, Finanzministerien etc. - in der einen oder anderen Form, 
über so manche technische Hilfsmittel, über neue, vielleicht recht 
unorthodoxe Konstruktionen und letztendlich eigentlich im Wege 
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der Hingabe neuen Geldes versuchen, im Griff zu behalten. Ich bin 
überzeugt davon, daß diese technischen Hilfsmittel, die natürlich 
nicht nur technisch sind, sondern auch finanzieller Natur, dazu bei-
getragen haben, Zeit zu gewinnen, dazu beigetragen haben, einen 
Kollaps da und dort zu vermeiden und teilweise so viel an Atem-
pause zu schaffen, wie es notwendig ist, um im realwirtschaftlichen 
Bereich notwendige Anpassungen vorzunehmen. Wenn Sie mich 
fragen, wie zuversichtlich ich darüber bin, habe ich keine wirklich 
sehr gute Antwort, meine aber, daß mehr oder weniger unser gan-
zes Weltwährungssystem zum Erfolg verurteilt ist und daher viele 
dieser technischen Hilfsmittel weiter eingesetzt werden. 

Man muß automatisch und selbstverständlich an diesem Punkt 
sofort über die „Baker-Initiative' sprechen. Diese hat bisher ge-
mischte Aufnahme gefunden, und ganz sicherlich sind die ver-
schiedenen Finanzminister der Welt, sofern sie, was in den meisten 
Fällen zutrifft, auch Bankenaufsichtsbehörden sind, hier mit einer 
recht gespaltenen Seele bei der Sache. Denn auf der einen Seite 
heißt es, internationale Solidarität zu zeigen und für den Bakerplan 
zu sein, auf der anderen Seite ist natürlich das Ungemach groß, 
wenn die eigenen Banken Blankokredite an Länder oder an Kredit-
nehmer vergeben sollen, bei denen es eigentlich nach den nationa-
len „Kreditwesengesetzen" gar nicht zulässig wäre. Daher ist es 
auch bisher damit nicht wirklich so recht weitergegangen. Ich meine 
dazu, und bisher hat mich noch niemand eines Besseren belehrt, 
daß wahrscheinlich der einzig wirklich gangbare Weg die Zwischen-
schaltung internationaler Organisationen wäre. Das heißt also, das 
von den Kommerzbanken zur Verfügung gestellte Geld nicht direkt 
den Schuldnerländern zu geben, sondern es über internationale 
Organisationen (z. B. Weltbank oder regionale Entwicklungsban-
ken) zur Verfügung zu stellen, und mit der Geldhingabe gleichzeitig 
auch bestimmte Anpassungsschritte zu verknüpfen. 

Wenn ich die Realität schildere, habe ich also nach Arbeitslo-
sigkeit und internationaler Verschuldung natürlich auch über die 
Frage der Wechselkurse zu sprechen. Ich kann mich da sehr kurz 
fassen. Wir haben uns immer zur sogenannten „Hartwährungspoli-
tik" bekannt, die man vielleicht akademisch zutreffender als „Wäh- 
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rungsverbund in Mitteleuropa" oder so ähnlich bezeichnen könnte. 
Ich glaube, daß wir uns damit eine ziemliche Stabilitätszone ge-
schaffen haben, zu der es aber natürlich etliche Voraussetzungen 
gibt, auf die ich dann noch zurückkommen möchte. 

Meine Damen und Herren, dieses internationale Szenario ist 
auch geprägt von der Auseinandersetzung der USA mit den Euro-
päern, insofern, als den USA die wirtschaftspolitischen Praktiken in 
Europa nicht passen, sie sind ihnen zu wenig expansiv, sie sind ih-
nen zu wenig auf Wachstumsdynamik ausgerichtet, und man kriti-
siert eigentlich amerikanischerseits recht offen die Bemühungen, 
Budgetdefizite zu korrigieren und mehr auf der restriktiven Linie zu 
sein. Das geht aber dann auch über in politische Kritik, wie etwa am 
„schlafenden Kontinent", der „Eurosklerose" etc. Ich glaube, daß 
an der Auseinandersetzung materiell sogar etwas daran ist, und ich 
meine, daß man in einer späteren Phase der internationalen Zu-
sammenarbeit auch darüber reden sollte. Relativiert werden alle 
diese Dinge, alle diese Vorstellungen und Wünsche natürlich durch 
den Trivialumstand, daß jede Regierung nicht in der internationalen 
Kooperation, sondern nur im eigenen Land wiedergewählt werden 
kann und daher eine natürliche Grenze für internationale Koopera-
tion gegeben ist. 

Soviel also zur Umwelt. Schauen wir uns unser eigenes Land 
an. Erst in den letzten Tagen hat irgend jemand gesagt oder ge-
schrieben, jetzt zeigt sich, daß dieses Land doch keine Insel der 
Seligen ist. Ich meine, daß möglicherweise eines unserer größten 
Probleme darin besteht, daß wir überhaupt je geglaubt haben, es zu 
sein. Ökonomisch gesprochen sind wir schon deshalb keine „Insel 
der Seligen", weil wir als kleine offene Volkswirtschaft selbstver-
ständlich auf Herausforderungen reagieren müssen. Abgesehen 
von der exponierten geopolitischen Lage, welche sich auch in un-
serer regionalen Handelsstruktur und in den Bankbilanzen nieder-
schlägt, sei hier natürlich auch auf den internationalen Wettlauf im 
Bereich der Technologie hingewiesen, und gerade hier schließt 
sich auch der Kreis. Was wäre die Alternative zu einem forcierten 
Ausbau der Technologie, zum Vorantreiben der Entwicklung und 
der Technologieforschung? Ganz sicherlich nur eine Vogel-Strauß- 
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Mentalität, die letztendlich sogar zu Abkoppelungseffekten von der 
industriellen Entwicklung Europas führen müßte. 

Es gibt bei uns eine latente Diskussion, ob die Förderungsin-
strumente angemessen sind oder nicht, ob sie tatsächlich struktur-
verbessernde Effekte nach sich ziehen oder nicht. Sicherlich kann 
man sich leicht darauf einigen, daß man angesichts der Begrenzt-
heit der Geldmittel vom Gießkannenprinzip weggehen muß, daß 
aber darüber hinaus zu überprüfen ist, ob in gewissen Bereichen 
wirklich immer das Förderungsziel erreicht werden konnte oder 
nicht. Ich sage das deshalb, weil hier auch andere Meinungen exi-
stieren. Es gibt etwa unter dem anfeuernden Motto „Geht hin und 
macht Fehler" auch eine Schule, die verkündet „Überprüft über-
haupt nicht den Struktureffekt von Förderungen, sondern gebt För-
derungen so freizügig wie möglich, und in der großen Zahl der Fälle 
werden dann schon welche dabei sein, bei denen positive Effekte 
erzielt werden." Ich glaube, diese Variante wäre nicht der richtige 
Weg, abgesehen davon, daß wir es uns auch gar nicht leisten kön-
nen. Daher muß angesichts der Knappheit der vorhandenen Mittel 
der strukturpolitische Effekt im Vordergrund stehen. Ob man, wie 
ich einer Berichterstattung des Österreichischen Rundfunks über 
diese Tagung entnehme, anstatt der verlorenen Zuschüsse rück-
zahlbare Kredite geben soll, ist sicher eine prüfenswerte Überle-
gung; wir werden sie anstellen. Aber ich glaube, man muß auch 
hinzufügen, daß eine befriedigende lnvestitionskonjunktur, und die 
vorliegenden Prognosen lassen ein&solche auch für die nächste 
Zukunft erwarten, budgetsparende Maßnahmen bei den Förde-
rungsaktionen setzen läßt. Eine im gewissen Sinn antizyklische 
Förderungspolitik wird es uns erlauben, die vorhandenen Mittel im 
Zeitablauf dann einzusetzen, wenn sie am dringendsten gebraucht 
werden. 

Bleibt, daß wir die klein- und mittelbetriebliche Struktur unserer 
Wirtschaft natürlich immer wieder im Zentrum unserer Überlegun-
gen haben müssen, und das wirft in manchen Bereichen Probleme 
auf. Es ist sicher richtig, daß der Klein- und Mittelbetrieb in vieler 
Hinsicht flexibler ist, daß er möglicherweise hinsichtlich der Auf-
rechterhaltung von Arbeitsplätzen in Rezessionszeiten tüchtiger ist 
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als der Großbetrieb. Aber wir haben wahrscheinlich als eine Kehr-
seite der Medaille dieser Struktur den Mangel, daß es in Österreich 
kaum nationale oder internationale Trendsetter gibt - also große, 
grenzüberschreitende Entwicklungen - wie etwa bei niederländi-
schen, schwedischen, deutschen, schweizerischen Unternehmun-
gen. 

Flexibilität wird jedoch nicht nur von den Unternehmern und 
den Arbeitnehmern gefordert, auch die finanziellen Instrumente 
müssen diesem Ziel untergeordnet werden, und wir haben, glaube 
ich, doch von der Finanzierungsseite her ein gewisses Problem 
darin, daß in so manchen Bereichen durch den steuerlich bedingt 
hohen Anteil der Innenfinanzierung ein tendenziell strukturkonser-
vierender Effekt nicht auszuschließen ist. Neugründungen von Fir-
men kommen weniger vor als in anderen Ländern, und wenn ein 
Ansteigen der lnsolvenzziffern beklagt wird, so müßte man einmal 
diese Zahl den Firmen allgemein gegenüberstellen, um hier über-
haupt eine Beurteilung zu erhalten. 

Thema „Risikokapital': Nicht zuletzt aus all den angestellten 
Überlegungen habe ich die steuerliche Benachteiligung der Aktie in 
Österreich beseitigt, auch die Diskriminierung für Ges. m. b. H.-Er-
träge, und den Erwerb junger Aktien begünstigt. Ich glaube, daß 
diese Maßnahmen, aber auch andere Faktoren zur Entfaltung des 
Aktienmarktes beigetragen haben. Es gibt ja immer wieder sehr 
hoffnungsvolle und positive Anzeichen, daß die Wiener Börse auch 
weiter für die Beschaffung von Eigenkapital herangezogen werden 
wird. Sofort die notwendige Einschränkung: Es soll niemand glau-
ben, daß es Aktienmärkte oder überhaupt Wertpapiermärkte so an 
sich haben, immer nur hochfliegend zu sein. Das heißt, wir werden 
uns auch in unserem Land und an unserer Börse darauf einstellen 
müssen, daß die Kurse wieder einmal nach unten gehen können, 
daß Gewinnminderungen erfolgen werden, daß bestimmte Han-
delstechniken, die auf Aktienbörsen eben üblich sind, angewendet 
und Kurse in die eine oder andere Richtung getrieben werden. 
Aber man kann eben nicht von allen Welten nur die beste haben, 
und ich weiß schon, daß so mancher sagt, daß mit der Förderung 
der Aktie über die Einkommensteuer nun auch der zweite notwen- 
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dige Schritt im Vermögensteuerbereich gesetzt werden soll. Hier 
muß ich uni Geduld bitten. Das ist derzeit budgetär nicht möglich, 
und ich halte es auch, ganz ehrlich gesagt, angesichts der vielen 
existierenden Freibeträge und Freigrenzen für nicht so absolut not-
wendig. 

Meine Damen und Herren, wenn Wirtschaften u. a. auch immer 
wieder das Auseinandersetzen mit Unsicherheiten bedeutet, dann 
hat der Finanzsektor im besonderen die Aufgabe, Erwartungen zu 
stabilisieren, das heißt, daß wir mit der Geld- und Währungspolitik 
trachten, zusätzliche oder vermehrte Unsicherheitsfaktoren von der 
Wirtschaft fernzuhalten. Aus diesem Grund, ich betone es mit gro-
ßem Nachdruck, muß die innere und äußere Stabilität des Schillings 
ganz oben in der Prioritätenskala rangieren. Sie stellt einen wesent-
lichen Eckpfeiler unserer Stabilität dar. Natürlich gibt es immer wie-
der Diskussionen darüber, ob dieser Wechselkurs, diese Hartwäh-
rungslinie, zu halten sei, weil wir uns maßgeblich an der Bundesre-
publik und abgeschwächt an der Schweiz orientieren und bestimm-
te gesamtwirtschaftliche Indikatoren in diesen Ländern eben besser 
sind als bei uns: das ist die Inflationsrate, das ist das Budgetdefizit, 
das sind die externen Bilanzen; und aus diesem Grund sei der 
Schillingkurs auf Dauer nicht zu halten. Nun, abgesehen davon, daß 
ich das schon seit fünf Jahren höre und es dennoch immer wieder-
um gelungen ist, muß man diese Einwände trotzdem ernstnehmen. 
Ich meine nur, wir sollten nicht sagen, weil die ‚fundamentals" es 
nicht rechtfertigen, nachhaltig den Kurs zu halten, müssen wir die 
Kurspölitik aufgeben. Sondern wir müssen eher sagen, die Kurs-
politik, so wie sie jetzt betrieben wird, ist uns so wichtig, daß wir an 
den „fundamentals' arbeiten müssen, und nicht in die andere Rich-
tung. Man muß sich ja auch einmal die Alternativen zu dieser Politik 
vor Augen halten, mit den Gefahren eines Teufelskreises von stei-
genden Inflationsraten und permanenten Abwertungen. Reale An-
passungen können nicht dadurch ersetzt werden. 

Es stellt sich die Frage, unter welchem System die Anpas-
sungskosten für die Volkswirtschaft höher sind. Und hier zeigen 
einschlägige Studien und unsere Erfahrung der letzten Jahre, daß 
für kleine Länder eine wechselkursorientierte Politik nach öster- 



reichischem Muster günstig ist, insbesondere, wenn eine Sozial-
partnerschaft die einkommenspolitische Absicherung ermöglicht, 
was unzweifelhaft auch eine Grundlage für die Fortsetzung dieser 
Währungspolitik ist. Natürlich muß man sagen, daß etwa die kürz-
lich von der Bundesrepublik ausgegangene Zinssenkungsrunde 
von uns nicht mitgemacht worden ist, nicht zuletzt aus Überlegun-
gen der Verteidigung unserer Position. 

Ich komme nun zum Abschluß dieser einleitenden Überlegun-
gen: Es zeigt sich, daß in allen Industriestaaten das Eindämmen der 
Budgetdefizite in das Zentrum der wirtschaftspolitischen Bemühun-
gen gerückt ist. Es gibt nur ganz wenige Ausnahmen, wo das nicht 
der Fall ist, aber es gibt auch nur ganz wenige Ausnahmen, wo auf 
diesem Gebiet wesentliche Fortschritte erzielt worden sind. Es geht 
dabei auch um ein ziemlich großes Erklärungsproblem. Vor kurzem 
wurde mir eine Meinungsumfrage vorgelegt, in der der Großteil der 
Bevölkerung ein hohes Budgetdefizit, auch wenn es verbal drasti-
scher als „Staatsverschuldung" definiert ist, gar nicht an die erste 
Stelle oder an die obere Stelle der Probleme, die sie bedrücken, 
setzt. 

Ich meine, daß die Zahlungen oder die Steuerrnittel, die für die 
Bedienung der Staatsschuld aufgewendet werden müssen, heute 
ansonsten anderen, besseren Zwecken zugeführt werden können. 
Ich habe mir gerade in den letzten Tagen zwei Zahlen ausgehoben 
und nenne diese Zahlen, weil ich annehme, daß sie sogar in die-
sem informierten Kreis in dieser drastischen Form gar nicht bekannt 
sind. Wenn man das Jahr 1973 gleich 100 setzt, dann sind die Zah-
lungen aus dem Budget im Jahr 1986, also heuer, für Kreditrück-
zahlungen 660 (also 1973 = 100, 1986 = 660), wenn man aber die 
Zinsen heranzieht (1973 = 100), so ist die analoge Zahl 1986 
1.230, das heißt also, das 123fache von damals. 

Das umschreibt eigentlich die Situation und die Problematik 
genau. Man wird sagen können, daß wir in der stürmischen Aufbau-
zeit nach dem Krieg unseren Staat recht geräumig für uns gestaltet 
haben und daß wir uns eben jetzt, angesichts so vieler Veränderun-
gen (neue Techniken, tiefgreifende Marktveränderungen, neue ge-
sellschaftliche Schwerpunkte, Wertewandel, Umweltbewußtsein, 
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neue Auffassungen vom nachbarschaftlichen Zusammenleben, 
neue Bildungsideale, aber sicherlich auch auf der negativen Seite 
Angst vor kriegerischen Auseinandersetzungen in der Welt), doch 
in einem recht beachtlichen Umdenk- und Umorientierungsprozeß 
befinden. Ich glaube auch und behaupte, daß die Vorstellung, die 
Zukunft durch bloße Extrapolation der Vergangenheit zu gestalten, 
nichts anderes ist, als eine andere Form von Stagnation. Wir müs-
sen uns auch darüber im klaren sein, daß in den guten siebziger 
Jahren, wahrscheinlich auch schon vorher, dem Staatsbürger ein 
recht breitflächiges Gefühl der Sicherheit, ein Gefühl der sozialen 
und materiellen Geborgenheit, vermittelt worden ist und daß das 
doch eine für die individuelle Widerstandskraft nicht gerade schär-
fende Entwicklung gewesen ist. Heute werden wir eben damit kon-
frontiert, daß, je stärker der einzelne ist, je stärker der unselbstän-
dig Erwerbstätige, die Firma, das Ausbildungssystem, umso stärker 
der ganze Staat sein wird. Und damit keine Illusionen überbleiben: 
Das Problem ist, daß diese Situation, die ich jetzt geschildert habe, 
für uns die gleiche ist wie für die meisten anderen Industriestaaten 
Europas. Im dichten Gedränge der Welt werden wir eben die eige-
nen Reihen stärken müssen und ganz sicherlich nicht auf Hilfe von 
außen rechnen können. Das heißt, um in den engeren Bereich der 
Budgetpolitik zurückzukehren, daß im Interesse des Funktionierens 
der Wirtschaft schrittweise die Ausgabenstruktur geändert werden 
muß, ich meine entschieden und klar, nicht brutal-radikal. 

Ganz zum Abschluß, meine Damen und Herren: Das derzeit in 
Beratung stehende Kreditwesengesetz ist nicht zuletzt als ein Sta-
bilitätsbeitrag für die Struktur unserer Wirtschaft gedacht. Stabili-
tätspolitik erfordert ein gesundes Bankensystem, das Banken-
system kann wiederum nur in einer stabilen bankpolitischen Um-
welt existieren, und gerade jüngste internationale Entwicklungen 
haben gezeigt, daß auf die Bankensysteme neue Anforderungen 
zukommen. Und ich möchte da jetzt auch gar nicht mehr ins Detail 
gehen, nur sagen, daß das Ziel dieses neuen Kreditwesengesetzes 
die Stärkung der Eigenkapitalausstattung der Institute und eine ra-
tionale Kontrolle und Überprüfung ist. Das ganze natürlich mit dem 
Versuch oder der Anstrengung versehen, für recht viele verschie- 
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den gewachsene Männchen ein und dasselbe Mäntelchen zu 
schneidern, das jedem gleich passen soll, obwohl der eine mehr 
schief und der andere mehr lang und der dritte mehr breit ist. Trotz-
dem soll das alles passen. Ich habe schon eingangs gesagt, daß 
die parlamentarischen Beratungen im Juni abgeschlossen werden 
sollen, so daß das Gesetz zum Jahreswechsel in Kraft treten könn-
te. Es trägt dem jüngsten Stand der Diskussion Rechnung und 
weist auch Flexibilität auf, so daß wir auf geänderte Rahmenbedin-
gungen reagieren können. 

Wir haben dann als nächsten Schritt die Absicht - womit 
eigentlich in dieser Legislaturperiode die ordnungspolitische Geset-
zesinitiative im Finanzbereich abgeschlossen wäre - noch ein Ver-
sicherungsaufsichtsgesetz unterzubringen, welches ebenfalls die 
Eigenkapitalfrage und auch bestimmte aufsichtsbehördliche Kon-
trollmaßnahmen in den Vordergrund stellt. Wenn das auch noch ge-
länge, wären wir wirklich nach Haushaltsrecht, nach Finanzstraf-
recht und dann hoffentlich nach KWG und dem Versicherungsauf-
sichtsgesetz einen sehr großen Schritt weitergekommen und hätten 
ordnungspolitisch so manches, was offen war, geregelt. 
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Österreichisches Arbeitskräfteangebot - 
Anpassung an Strukturveränderungen 

Dr. 1/an Knapp 

Geschäftsführer des 
Österreichischen Instituts für Berufsbildungsforschung 

1 Zusammenhang zwischen der aktuellen Arbeitsmarktsituation 
und dem (Berufs-)Bildungsbereich - Ist-Situation und künftige 
Anforderungen 

1.1 Problemdarstellung 

1.1.1 Bildungsexpansion 

Nicht nur in Österreich vollzog sich in den letzten 15 Jahren 
eine radikale Umstrukturierung im Bildungsniveau der Bevölkerung 
und der Qualifikationsmaßstäbe am Arbeitsmarkt. Diese Entwick-
lung konnte praktisch in allen Industrieländern beobachtet werden. 

In Österreich wurde zwischen 1970 und 1985 der Anteil der 
jungen Menschen, die unmittelbar nach Beendigung der Pflicht-
schule keinen weiteren Bildungsweg einschlagen, von fast 19% pro 
Jahrgang auf weniger als 6% pro Jahrgang reduziert (siehe Tabelle 
1 und Grafik 1 im Anhang). Allerdings schließen nicht alle Jugendli-
chen, die eine weiterführende Schule (BMS, AHS, BHS) oder Leh-
re beginnen, diesen Bildungsweg auch erfolgreich ab (siehe Tabel-
le 2 im Anhang). 

Die österreichische Bildungsrevolution, die maßgeblich von 
unserem jetzigen Bundeskanzler Dr. Fred Sinowatz, damals als 
Bundesminister für Unterricht, bestimmt wurde, veränderte grund- 



sätzlich die Bildungsstruktur der gesamten österreichischen Bevöl-
kerung: Zwischen den Jahren 1971 und 1981 stieg der Gesamtbil-
dungsstand in Österreich gewaltig (siehe Tabelle 3 im Anhang). 

1 .1 .1 .1 Qualifizierte Arbeitskräfte 
Der Anteil der Facharbeiter bzw. -angestellten (Lehre und 

Fachschule) stieg bei den Frauen von 215 auf 29*9%, bei den 
Männern von 407 auf 464%. 

Eine höhere Schule bzw. Universität hatten bei den Frauen 
im Jahr 1971 nur 56%, im Jahr 1981 schon 84% abgeschlossen. 
Bei den Männern war die gleiche Entwicklung von 110% (1971) 
auf 133% (1981) festzustellen. 

1.1.1.2 Unqualifizierte Arbeitskräfte 
Bei den Frauen sank der Anteil der unqualJfizierten Arbeitskräf-

te (nur Pflichtschulabschluß) zwischen den beiden letzten Volks-
zählungen von 730 auf 617%, bei den Männern von 484 auf 
404% ab. 

Wenn bedacht wird, daß sich dieser Trend seit 1981 noch ver-
stärkte, dann müssen wir feststellen, daß in Österreich eine bei-
spiellose Investition an Bildung getätigt wurde. 

1.1.2 Arbeitsmarktauswirkung 
Durch diese Bildungsstrukturveränderung, aber auch durch die 

demographische Entwicklung (siehe Grafik 2 im Anhang) entstand 
ein starker Druck am Arbeitsmarkt. Immer mehr Menschen (quanti-
tative Komponente) und immer besser gebildete Arbeitskräfte (qua-
litative Komponente) haben einerseits eine größere Auswahlmög-
lichkeit für die Arbeitgeber gebracht und andererseits die zuneh-
mend anspruchsvolleren Arbeiten (z. B. High-Tech-Qualifikationen) 
forciert. 

Dadurch konnte rein quantitativ der Arbeitsmarkt nicht mehr je-
der Arbeitsplatznachfrage nachkommen. Durch die höheren Quall-
fikationsansprüche und -angebote wurden ferner vor allem jene 
Personen aus dem Arbeitsprozeß verdrängt, die über keine bzw. 
mangelnde berufliche Qualifikation verfügen. 
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Arbeilskrätleüberschuß 	
minimal 	 __—? AMP x, 

mal 

	

Bildungsexpansion 	 AKP 

1975 	1980 	1985 	1990 	1995 	2000 	2005 

AKP = Arbeitskrättepolential 

AMP x, - Arbeitsmarktpolential (statistisch) 

AMT' x2  Arbeitsmarktpolential (dynamisch) 

minimal frühester Zeitpunkt des Abbaus von Arbeitsiosen 

maximal = spätester Zeitpunkt des Abbaus von Arbeitsiosen 

Vorhergehende Darstellung soll diese Entwicklung veran-
schaulichen. Etwa 1977/78 tauchte ein leichter negativer Saldo von 
Arbeitskräften auf. Dieser Negativsaldo wuchs an, genährt durch 
die demographische Expansion. Diese Entwicklung wird bei einer 
statischen Annahme (AMP x i ) am Arbeitsmarkt etwa 1998 bis 2000 
theoretisch überwunden sein und den voraussichtlichen spätesten 
Zeitpunkt des Abbaus der Arbeitslosenziffer bedeuten (quantitative 
Komponente). 

Durch eine expandierende Bildungsstruktur der Bevölkerung 
wird jedoch das Arbeitsmarktpotential (AMP) dynamisiert und ist in 
der Lage, mehr Arbeitskräfte mit besserer Bildung aufzunehmen. 
Dadurch ergibt sich eine praktische Arbeitsplatzerweiterung 
(AMP x2). Dies zeigt den frühesten Zeitpunkt des Abbaus der Ar-
beitslosenziffer. Diese Arbeitsplatzerweiterung stellt jedoch eine 
Bruttogröße dar. Das bedeutet, daß nicht alle zusätzlichen Arbeits-
kräfte auf neuen Arbeitsplätzen eingesetzt werden. Ein Teil dieser 
neuen Arbeitskräfte hat andere Arbeitskräfte verdrängt, die über 
keine oder nur mangelnde Berufsqualifikation verfügen. 

Daraus ergibt sich die gegenwärtige Situation, daß wir 
einerseits ein steigendes Arbeitsmarktpotential (AMP x2) und ande-
rerseits ein erweitertes Arbeitkräftepotential zugleich haben. Es ist 
dies eine steigende Zahl an Arbeitslosen, die vor allem unqualifi-
zierte Arbeitskräfte sind. 
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Es muß uns bewußt werden - wenn es auch schmerzlich 
ist - I daß jeder besser gebildete Mensch einen schlechter gebilde-
ten Menschen aus dem Arbeitsprozeß verdrängt: entweder auf 
eineh unqualifizierteren Arbeitsplatz oder gänzlich aus dem Arbeits-
prozeß. 

1.1.3 Wirtschaftliche und technologische Auswirkungen 
Natürlich haben auf die oben skizzierten Entwicklungen auch 

andere Kräfte einen Einfluß (intervenierende Komponenten). 

1.1.3.1 Wirtschaftliche Entwicklung 
Das Ausmaß der wirtschaftlichen Entwicklung ist z. B. eine in-

tervenierende Größe. Obige Arbeitsmarktentwicklung wird bei An-
nahme einer Wirtschaftswachstumsrate von ca. 2% zutreffen. Radi-
kale Veränderungen dieser Wachstumsrate würden die Arbeits-
marktsituation sicherlich bedeutend stören. 

Da davon ausgegangen werden kann, daß es keine dramati-
sche Steigerung des Wirtschaftswachstums in nächster Zeit geben 
wird, ist bestenfalls mit der gegenwärtigen Arbeitsmarktsituation 
auch für die Zukunft zu rechnen. 

1.1.3.2 Technologische Entwicklung 
Die Schnelligkeit, mit der die technologische Entwicklung vor 

sich geht, läßt für die Zukunft einen noch stärkeren Aufwärtstrend in 
der Qualifikationsstruktur des Arbeitskräftepotentials (AKP) erwar-
ienNeüiCdäf3iunehmend festgestellt wird, daß die Rationalisie-
rungseffekte in bezug auf Arbeitskräftenachfrage erstens nach 
Branchen und vor allem nach Arbeitsbereichen sehr unterschidlich 
sind und zweitens nicht jene Mitarbeiterreduktionen eintrafen, die 
man erwartet hat. 

Obgleich die technologische Entwicklung einen hohen Mitar-
beitereinsatz reduzieren hätte können, wird sichtbar, daß die Ar-
beitskräfte zunehmend für dispositive Tätigkeiten herangezogen 
werden. Die innerbetriebliche Kommunikation nimmt zu, der Anteil 
der Gespräche am Artbeitsplatz öxpandiert. Für die neuen Einsatz-
möglichkeiten braucht man noch mehr Bildung und Oualifikation. 
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Bei den geplanten Maßnahmen muß uns jedoch mit Nachdruck 
bewußt werden, daß wir mit der Vermittlung höherer Qualifikationen 
zugleich auch die Arbeitslosigkeit erweitern, wenn es uns nicht ge-
lingen wird, eine starke Wirtschaftsoffensive in Österreich in Gang 
zu setzten, die ein echtes Plus an Arbeitsplätzen ab sofort und min-
destens bis zum Jahr 2005 bringen kann. 

Diese Wirtschaftsoffensive muß vor allem die kleinbetriebliche 
Struktur in Österreich berücksichtigen und im Einklang mit den Auf-
gaben der verstaatlichen und privaten Großindustrie in wirtschaftli-
chen Erfolg und in die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze mün-
den. 

2 Verbesserung der regionalen Wirtschaftssituation durch verstärk-
te Berücksichtigung der Berufsqualifikation und Raumplanung - 
künftige Anforderungen 

2.1 Wirtschaft - Arbeitsmarkt - Berufsqualifikation 
Die Veränderungen der weltwirtschaftlichen Rahmenbedingun-

gen erfordern eine ständige Anpassungsstrategie der regionalen 
Wirtschaft. Der notwendige Strukturwandel und die absehbaren Ar-
beitsrnarktrisken betreffen die Wirtschafts- und Finanzpolitik sowie 
die innovatorische Strukturpolitik, die Regionalpolitik, die Arbeits-
marktpolitik und die Bildungspolitik. 

Dabei stellen sich auf seiten der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
viele Fragen: Wir sollen Rohstoffe und Energie sparen, die Umwelt 
schonen, Arbeitsplätze schaffen und die neuen Technologien nut-
zen. Wir sollen die wachstumsintensiven Branchen und die be-
schäftigungsintensiven Branchen fördern. Wir sollen neue Produkt-
paletten erfinden und neue Märkte erschließen. 

Auf seiten der Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik ist zu fragen: 
- Wie kann gesichert werden, daß die Erfordernisse des Struk-

turwandels (wie in Zeiten der Vollbeschäftigung) auf viele Er-
werbspersonen und Arbeitsplätze aufgeteilt werden? 

- Wie kann verhindert werden, daß eine große Zahl von Arbeits-
kräften aus dem Arbeitsprozeß ausgeschlossen wird bzw. gar 
nicht hineingelangen kann? 
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- Sind einzelne Ungleichgewichte zwischen Arbeitsplatzanforde-
rungen und Qualifikationsstrukturen lediglich eine Nebenfolge 
der derzeitigen Unterbeschäftigung? 

- Welche quantitativen und qualitativen Ungleichgewichte erge-
ben sich auf dem Arbeitsmarkt (kurz-, mittel- und langfristig), 
wenn die berufliche Bildung die derzeitige Unterqualifikation 
nicht beheben kann und wenn der Qualifikationsbedarf der ge-
burtenstarken Jahrgänge nicht hinreichend gedeckt wird? 

- Entstehen daraus polarisierte Gruppen mit unterschiedlichem 
Arbeitsmarktrisiko und unterschiedlichen Arbeitsmarktchan-
cen? 

2.2 Innovatorische Strukturpolitik und die Bedeutung der Berufs-
qualifikation 

Bildungsinvestitionen gehören zu den ertragreichsten Investi-
tionen und beeinflussen das Wirtschaftswachstum entscheidend. 
Das Potential an Bildungsqualifikationen (insbesondere an Fach-
kräften mittlerer und höherer Qualifikation) gilt als entscheidender 
Faktor für die ökonomische und politische Potenz und Stabilität 
eines Landes. 

Alle Ergebnisse von Unternehmensbefragungen zeigen, daß 
Wachstums- und Innovationsorientiertheit nicht nur von den vor-
handenen Kapitalressourcen, sondern wesentlich vom Einsatz qua-
lifizierter Fachkräfte abhängig sind. Eine hohe Innovationsrate im 
Unternehmen erfordert eine hohe Lern- und Anpassungsbereit-
schaft seitens der Beschäftigten, das heißt eine hohe Qualifikation 
der Beschäftigten inklusive der motivationalen Faktoren; es ist dies 
nicht die alleinige Bedingung, um die lnnovationseffizienz zu si-
chern, aber doch eine, die nicht fehlen darf. Die innovatorische Lei-
stungsfähigkeit eines Unternehmens ist mitbedingt durch die hohe 
Flexibilität der Unternehmensstruktur, eine solche hohe Flexibilität 
ist jedoch mit hohen .Qualifikationsanforderungen an die Beschäftig-
ten eng verbunden. Mit der Unbestimmtheit des Arbeitshandelns 
wachsen die motivationalen Faktoren der Produktivität; diese Ar-
beitsplätze sind vorwiegend qualifizierten Fachkräften zugeordnet. 
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2.3 Neue Technologien und Berufsqualifikation 
Technischer Fortschritt, Kapitaleinsatz und Qualifikaticnsniveau 

sind komplementäre Größen des wirtschaftlichen Wachstums. Eine 
hohe Rate des technischen Fortschritts und der Kapitalakkumula-
tion erfordert einerseits gut qualifizierte Fachkräfte; andererseits 
stellt eine hohe Qualifikation der Arbeitskräfte einen Anreiz zur Er-
höhung des Kapitaleinsatzes dar und ist wesentlicher Impuls für 
den technischen Fortschritt. 

Der technische Fortschritt stellt neue Qualifikationsanforderun-
gen an die menschliche Arbeitskraft. Alle bisherigen Erfahrungen 
zeigen, daß Automation und Rationalisierung Arbeitsplätze einspa-
ren und nur zu einem Teil neue schaffen, allerdings für qualifizierte 
Fachkräfte. Mit der breiten Einführung von modernen Technologien 
ist allgemein ein Anstieg der Anforderungen an die berufliche Qua-
lifikation der Arbeitnehmer zu erwarten. Höherqualifikation und 
Mehrfachqualifikation werden daher unerläßlich. 

2.4 Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur und Berufs-
qualifikation 
Zu den Schwerpunkten der österreichischen Wirtschaftspolitik 

zählt die Erarbeitung und Implementierung regionaler Entwicklungs-
programme. Periphere Konzeptregionen für den ländlichen Raum 
streben eine möglichst eigenständige Enwicklung und eine Minde-
rung der Benachteiligungen an, die unter anderem gegeben sind 
durch die Schwierigkeiten bei der Ansiedlung neuer Betriebe (ge-
ringes Wirtschaftswachstum, genügend vorhandene Arbeitskräfte in 
den Ballungsräumen) und durch die verstärkte Nachfrage nach Ar-
beitsplätzen (bedingt durch die große Anzahl von Jugendlichen der 
erwerbsfähigen Jahrgänge und durch die Abwanderung aus der 
Landwirtschaft). 

Verbesserungen der regionalen Wirtschaftsstruktur können 
durch 

- Betriebsneugründungen und Betriebserweiterungen, 
- Anpassung der Produktion an neue Erfordernisse (verstärkte 

Betriebsberatung), 
- Förderung von Sonderkulturen im landwirtschaftlichen Bereich, 
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- Förderung der nachgelagerten Tätigkeiten im industriellen und 
gewerblichen Bereich, 

- Schaffung neuer Arbeitsplätze im Bereich des Fremdenver-
kehrs, 

- Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur und der Verkehrsver-
bindungen, 

- verstärkte Anwendung der neuen Kommunikationstechnolo-
gien (geografische Distanzen haben abnehmende Bedeutung) 

erzielt werden. 
Basis für eine zukunftsorientierte Entwicklung ist eine gezielte 

Technologieförderung zur Lösung von internationalen Engpaßpro-
blemen (hochwertige Anlagen, Chemieprodukte, technisches 
Know-how); auf die Schaffung dauerhafter Arbeitsplätze bzw. kri-
sensicherer Arbeitsplätze (= qualitativ hochwertiger Arbeitsplätze) 
ist dabei besonderer Bedacht zu nehmen. Schließlich muß es auch 
gelingen, völlig neue Produkte (Elektronik, Biotechnologie usw.) 
durch Betriebsansiedlungen in alte Industriegebiete zu bringen, das 
Fehlen von qualifizierten Arbeitskräften erschwert jedoch innovato-
rische Produktionsmöglichkeiten. 

3 Jugendarbeitslosigkeit als Folge der strukturellen, technischen 
und arbeitsorganisatorischen Veränderungen der Wirtschaft - 
vorausschauende Maßnahmen 

3.1 Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen 
Es ist davon auszugehen, daß Jugendarbeitslosigkeit kein vor-

übergehendes Phänomen und daher nicht kurzfristig zu lösen ist. 
Jugendarbeitslosigkeit ist als Folge der strukturtellen, technischen 
und der daraus resultierenden arbeitsorganisatorischen Verände-
rungen der Wirtschaft anzusehen. Aufgabe der Wirtschafts- und Bil-
dungspolitik ist es daher, mittelfristigen Beschäftigungsdefiziten 
und den längerfristig drohenden Lücken an qualitativ hochwertigen 
Fachkräften entgegenzuwirken. Dies ist möglich durch die Berück-
sichtigung längerfristiger Qualifikationserfordernisse und einer vor-
ausschauenden Qualifizierungspolitik. 

Eines der zentralen Probleme der Wirtschaftspolitik der kom-
menden Jahre ist die Schaffung ausreichender Beschäftigungs- 

110 



möglichkeiten für Jugendliche, wobei zu beachten it, daß arbeits-
platzschaffende Investitionen seitens der Unternehmen bei spürbar 
höheren Marktrisiken nur dann getätigt werden, wenn ausreichende 
Erträge erwirtschaftet werden können. Dabei besteht das Problem 
der unzureichenden Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen. 
Es ist anzunehmen, daß eine große Anzahl an Arbeitsplätzen (samt 
zugehörigen räumlichen und technischen Kapazitäten) vorhanden 
ist, jedoch mangels Absatzmöglichkeiten nicht besetzt werden 
kann. Hierbei ist das Defizit an qualitativer Anpassung und Moderni-
sierung des Produktionsapparats sowie das Defizit an dementspre-
chend qualifizierten Fachkräften zu bedenken. 

Um das Problem der Jugendarbeitslosigkeit zu lösen, bedarf 
es neben der Herbeiführung eines höheren Wirtschaftswachstums 
zusätzlich besonderer Maßnahmen (vgl.,, AKTION 8000', Bundes-
ministerium für soziale Verwaltun). 

Weitere Vorschläge (zusätzlich zur „AKTION 8000') zur Ver- 
hinderung von und Vorbeugend gegen Jugendarbeitslosigkeit sind: 

- verstärkte Information über die Alters- und Oualifikationsstruk-
tur der Erwerbsbevölkerung sowie über die quantitative und, 
qualitative Struktur von Arbeitsplatzangebot und -nachfrage, 
insbesondere auf regionaler und lokaler Ebene; 

- regionale Wirtschaftsförderung im Einklang mit dem Arbeits-
kräfte- und Qualifikationsbedarf der Region; 

- Frühwarnsysteme (eventuell auch mittels regelmäßig durchzu-
führender Betriebsbefragungen), die anzeigen, wo Bereiche 
drohender Arbeitslosigkeit entstehen, auch auf regionaler Ebe-
ne; rechtzeitige Umschulungsmaßnahmen bzw. Anreize für 
neue wirtschaftliche Betätigungsfelder; 

- Schaffung von Beschäftigungsausschüssen auf regionaler 
Ebene (Zusammenwirken der Sozialpartner, also der Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmervertretungen, der zuständigen Ministe-
rien und regionalen politischen Instanzen sowie Projektinitiati-
yen); 

- zukünftige Vermittlungen zwischen Arbeitssuchenden und Ar-
beitsplätzen werden an Ort und Stelle des Angebots erfolgen 
müssen (Mikroebene); 
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- Jugendarbeitsmarktkonferenzen (zweimal jährlich) auf regiona-
ler und Insbesondere lokaler Ebene, bei denen alle unmittel-
bar Verantwortlichen (= Vertreter der Arbeitsmarktverwaltung, 
der politischen Parteien, der Gemeinden, der Arbeitnehmer-
und Arbeitgeberinteressenvertretungen, der Betriebe, der 
Schulen, der beruflichen Erwachsenenbildung, der Jugendor-
ganisationen, örtlicher lnitiativgruppen etc.) zusammentreffen 
und Aktivitäten betreffend die Ausweitung von qualifizierten Ju-
gendarbeitsplätzen besprechen; 

- verstärkte Finanzierung befristeter Arbeitsplätze statt Finanzie-
rung von Arbeitslosigkeit, d. h. Schaffung von Arbeitsplätzen 
im staatlichen Sektor: 

im Sozialbereich (öffentliche Beratungsstellen, Altenbetreu-
ung etc.), 
mi Gesundheitswesen, 
im Bereich Umweltschutz, 
im Bildungsbereich (berufliche Erwachsenenbildung, Lern-
hilfen für lernschwache Kinder und für ausländische Kinder), 
im Bereich Fremdenverkehr (Naherholung, Verkehrser-
schließung), 
im Bereich Stadterneuerung (Sanierungsmaßnahmen im 
Wohnbau, im Siedlungswesen); 

- verstärkte Schaffung von zumindest temporären Arbeitsplätzen 
(eine solche „Überbrückungshilfe' kann jungen Menschen Ar-
beitserfahrungen vermitteln und es erleichtern, später einen 
Dauerarbeitsplatz zu finden); 

- Maßnahmen, die das Arbeitsvolumen für alle Beschäftigten 
verringern (Verlängerung des Urlaubs, Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit etc.); 

- auf regionale Besonderheiten abgestimmte Maßnahmen, die 
die Bildungsqualifikation anheben, um die Beschäftigungs-
chancen der Jugendlichen zu erhöhen; 

- stärkere Berufsorientierung aller Bildungswege, Betonung zu-
kunftsträchtiger Qualifikationsfelder; 

- Kompromißmöglichkeit zwischen dem Problem, daß verhindert 
werden soll, Förderungen für Arbeitsplätze zu zahlen, die 
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ohnehin geschaffen oder erhalten worden wären, und dem 
Problem dirigistischer Maßnahmen, wie der Festlegung von 
Beschäftigungsquoten für Jugendliche in Betrieben; 

- verstärkte Beobachtung der Jugendarbeitslosigkeit auch für 
die Gruppe der 25- bis 30jährigen - auch diese Gruppe wird 
am Arbeitsmarkt zunehmend zur Problemgruppe (vor allem 
dann, wenn aufgrund der Bildungsdauer die erste Arbeitssuche 
nach dem 25. Lebensjahr erfolgt); 

- Verringerung der Diskrepanz zwischen der Struktrur des Bil-
dungsangebots und den späteren Einsatzmöglichkeiten. 

3.2 Bildungspolitische Maßnahmen 
In Österreich haben wir einen hohen Bildungsgrad der Bevöl-

kerung sehr forciert, und daher haben wir auch einen geringeren 
Anteil an Arbeitslosen als andere Länder. Wir müssen jedoch ak-
zeptieren, daß die Arbeitslosenrate steigen wird, solange immer 
noch minder- bzw. nichtqualifizierte Arbeitskräfte vorhanden sind. 

Diesem Phänomen ist durch eine Arbeitszeitverkürzung si-
cherlich nicht beizukommen, obwohl Arbeitszeitverkürzung unter 
bestimmten Umständen eine Hilfe zur Beschaffung neuer Arbeits-
plätze (durch Reduzierung von Überstunden anderer Arbeitskräfte) 
sein kann. 

Grundsätzlich sind folgende Abhilfen für die gegenwärtige Ar-
beitlosigkeit - und es ist diesmal keine Arbeitslosigkeit der gut 
qualifizierten, sondern der nicht bzw. nicht ausreichend qualifizier-
ten Arbeitskräfte - zu beachten: 

- Weitere Reduzierung des Anteils der Jugendlichen ohne 
Berufsbildung (J. o. B.) von derzeit ca. 6% auf mögliche 2 bis 
3% pro Jahrgang. 

- Auffangen der hohen Drop-out-Rate aus dem weiterführen-
den Bildungssystem bei den 16- bis 19jährigen. Hier müßten 
völlig neue Bildungswege ermöglicht werden. 

- Besondere Förderung der Facharbelt: Die Wirtschaft braucht 
besonders viele Facharbeiter, um unsere kleinbetrieblichen 
Grundstrukturen zu erhalten. Da der Anteil der jugendlichen, 
die sich für eine Lehre entscheiden, in den letzten Jahren stark 
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abgenommen hat, muß dringend diesbezüglich eine Trendum-
kehr erreicht werden. Insbesondere, da seit dem Jahr 1979 im-
mer schwächer werdende Geburtsjahrgänge die Pflichtschule 
verlassen. 

- Die Absolventen höherer Schulen (AHS und BHS) müssen 
über eine konkretere Berufsinformation auch in andere Rich-
tungen als auf die Universität gelenkt werden. 

- AHS-Absolventen sollten nach der Matura als berufliche 
Grundqualifikation verstärkt ein Kolleg, aber auch eine Lehre 
besuchen; derzeit nützt nur ein verschwindend geringer Pro-
zentsatz diese Qualifikationsmöglichkeit (siehe Tabelle 4 im 
Anhang). 

- BHS-Absolventen sollten, möglichst bevor sie eventuell ein 
Universitätsstudium beginnen, erst in den Arbeitsmarkt eintre-
ten, was sie auch zu einem hohen Anteil machen (siehe Tabel-
le 4 im Anhang). 

- Personen, die bereits berufstätig sind und nicht über eine ent-
sprechende berufliche Qualifikation verfügen, brauchen drin-
gend Nachschulungen zur Erlangung einer höheren Berufs-
qualifikation. 
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4 Anhang 

Verhalten der Pflichtsohulabgänger 1 ) 

Schüler, Lehrlinge, Jugendliche ohne Berufsbildung (10. Schulstufe) 
Tabelle 1 

Dur,c11- 
schnittllch 

Schüler der 
10. Schulstufe 

Lehrlinge Jugendliche ohne 

Schuljahr gleichaltrige (AHS, 8MS, BHS) 

	

1 m 1 	h 	h r 

	

. 	e 	rla eru 5 1 	Ufl9 
Wohn- 

absolut in % absolut in % absolut in % bevölkerung 

1970/71 	. . - 104.236 34.160 328 50.889 488 19.187 184 
1971/72 	. . . 108.700 38.169 351 53.403 491 17.128 158 
1972/73 	- . - 112.843 41.518 368 53.802 477 17.523 155 
1973/74 	. . . 116.104 43.684 376 55.775 481 16.645 143 
1974/75 	- . - 119.277 45.648 383 57.100 4T9 16.529 138 
1975/76 	. . - 123.105 49.472 402 58.263 473 15.370 125 
1976/77 	... 127.250 51.355 404 60.753 477 15.142 119 
1977/78 	- . - 130.281 52.138 400 64.118 492 14.025 108 
1978/79 	. . - 131.840 53.645 407 64.669 490 13.526 103 
1979/80 	. . - 132.071 54.495 412 63.086 478 14.490 110 
1980/81 	. . . 130.743 56.374 431 63.348 485 11.021 84 
1981/82 	- . . 128.658 57.647 448 58.866 458 12.145 94 
1982/83 	. . . 126.733 59.224 467 56.575 447 10.934 86 
1983/84 	. . - 124.749 60.181 482 56.520 453 8.048 65 
1984/85 	. . - 121.170 58.641 484 55.589 459 6.940 57 

Die quantitative Entwicklung der Ptlichtschulabgänger zeigt einen deutlichen Zuwachs 
der Schüler an weiterlührenden Schulen (+156 Prozentpunkte seit 1970). Einen bedeutend 
geringeren Zuwachs hatte dagegen die Gruppe der Lehrlinge bis 1977 (+04 Prozentpunkte 
seit 	1970) 	zu 	verzeichnen. 	Hier zeigte 	sich 	bis 	1983 iedoch eine deutliche 	Abnahme 
(-39 Prozentpunkte), wobei von 1960 aut 1981 der stärkste Rückgang zu verzeichnen war; 
damals begann sich die Situation aut dem Lehrstellenmarkt deutlich zu verschlechtern. 

Quellen: Österreichisches Statistisches Zentralamt, Deniogralisches Jahrbuch Österreichs 1983. 
Beiträge zur österreichischen Statistik, Hett 746, Wien 1985; Osterreichisches Statistisches 
Zentralamt, Österreichische Schulslatistik, St4-9170-80, Sf1181 -84; Bundeskanimer der 
gewerblichen Wirtschaft, Lehrlingsstatistik 1970 bis 1984. eigene Berechnungen, 
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Drop-out-Raten 1 ) 

in Prozent der Schülerzahl der 9. Schulstufe (1979/80) 	Tabelle 2 

Schulforrn Männlich Weiblich Insgesamt 

AHS 9. 	bis 	12. 	Stufe 	...... -......... 264 195 230 
390 323 361 

Zweijährige BMS 9. bis 10. Stule 579 326 351 
BE-IS 9. bis 	13. Stufe 	----------------- 

Dreijährige BMS 9. bis 11. Stufe 

- 

527 316 376 
Vierjährige BMS 9. bis 12. Stufe 338 264 300 

1)  Für die relativ hohe Drop-oul-Rate (vor allem bei den Burschen) in den zwei- und drei- 
jährigen eMS sind iene  Schüler verantwortlich, die im 9. Pflichlachuljahr keinen Polytechni- 
schen Lehrgang absolvieren, sondern die 1. Klasse einer BMS besuchen. Andererseits verrin- 
gern iene  Drop-outs aus BHS, die eine BMS weiterbesuchen, die Drop-out-Raten der BMS. 

Wohnbevölkerung über 15 Jahre in Österreich 
nach höchster abgeschlossener Bildung 
Vergleich Volkszählung 1971 und 1981 in Prozent 	Tabelle 3 

Männlich Weiblich Insgesamt 

1971 1981 1971 1981 1971 1981 

Universitäten 	--------------36 48 10 23 21 34 
Höhere Schulen 	----------74 85 46 61 59 72 

48 70 89 133 70 104 
359 394 126 166 232 271 

Fachschulen 	--------------- 
Lehre 	--------------------- 

4 404 730 617 618 519 

1000 1000 1000 1000 1000 1000 

Pflichtschule 	--------------- 

- 	 - 

Quelle: Osterreichiaches Statistiaches Zentralamt. 
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Lehranfänger in Österreich mit AHS- bzw. BHS-Matura 
Tabelle 4 

Lehrantänger Maturantenanleil 
Lehranfänger mil Matura der Lehranfänger 
insgesamt 

AHS BHS AllS 1 	BHS 

Anzahl Anteil in Prozent 

47.296 38 18 008 004 
49.339 - - - - 

1973 	....................... 51.241 27 12 005 0 02 

1971 	........................ 

53.573 56 21 010 0'04 

1972 	........................ 

56,241 82 11 015 002 
58.764 68 52 012 009 
61.581 131 28 021 005 

. 

63.703 53 22 008 003 

1974 	........................ 

62.094 62 20 010 003 

1975 	........................ 

61.909 71 41 011 007 

1976 	........................ 
1977 	........................ 

58.657 82 54 014 009 

1978 	........................ 
1979 	........................ 

56.418 85 56 015 010 

1980 	........................ 
1981 	........................ 

56.782 81 98 014 017 
1982 	........................ 
1983 	........................ 
1984 	........................ 56.241 217 195 039 035 

Quelle: Arbeiterkammer. 
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Bildungswege von Schulabgängern des Schuljahres 1984/85 
Tabelle 5 

Insgesamt Männlich Weiblich 

absolut 
Anteil 
in % absolut 

Anteil 
in  % absolut 

Anteil 
in % 

Von HS und IGS 
3.056 38 1.174 29 1.917 48 

11.901 148 4.251 105 7.626 191 
22.756 283 6.234 154 16.530 414 
13.026 162 9.797 242 3.194 80 

nach AHS 	............. 
nach BHS 	............. 

28.063 349 18.298 452 9.782 245 

nach BMS 	............. 
nach BPS 	............. 

nach Arbeitsmarkt 1.608 20 729 18 878 22 
80.410 1000 40.483 1000 39.927 1000 zusammen 

Von PTL 
30 01 19 01 10 01 

238 08 175 09 51 05 
742 25 292 15 461 45 

nach AHS 	............. 

24.991 842 17.858 918 7.098 694 

nach BHS 	............. 
nach BMS 	............. 

nach Arbeitsmarkt 3.680 124 1.109 57 2.608 255 
29.681 1000 19.453 1000 10.228 1000 

nach PTL 	.............. 

nach 8PS 	............. 

Von AMS 
nach universitäten 13.126 750 6.433 816 6.723 699 
nach Arbeitsmarkt 4.375 250 1.450 184 2.895 301 

17.501 1000 7.883 1000 9.618 1000 zusammen 

Von 8HS 
nach Universitäten 4.880 375 3.029 406 1.871 337 

zusammen 	...... 

nach Arbeitsmarkt 8.133 675 4.431 594 3.682 663 
13.013 1000 7.460 1000 5.553 1000 zusammen 

von BMS 
nach Arbeitsmarkt 22.807 1000 5.919 1000 16.888 1000 

Von BPS 
nach Arbeitsmarkt 49.754 1000 33.616 1000 16.138 1000 

213.166 114.814 98.352 1000 1000 1000 Insgesamt 	............... 
davon: weitere Schulbildung 122.809 576 67.560 598 55.263 562 

Arbeitsmarkt 	. . . . 90.357 424 47.254 412 43.084 438 
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Qualifikation arbeitsioser Jugendlicher1) 	Tabelle 6 

Aka- 
Pflicht- 
Schule Lehre BMS AHS BHS 

demien, 
Universi- 

________  täten 

15- bis 19jährige 711 217 64 07 01 - 

19- bis 25jährige 	- 518 396 44 15 21 06 

15- bis 25jährige 	- - 546 368 47 13 18 06 

l)  Fast drei Vierlel aller in Österreich vorgemerkten arbeitsiosen Jugendlichen unter 
19 Jahren und mehr als die Hälfte alter arbeitsiosen Jugendlichen von iD bis unter 25 Jahren 
haben keine über die Pflichtschule hinausgehende Berufsbifdung. Da rund drei Viertel der 
AHS-Maturanten und mehr als ieder dritte BHS-Maturant an einer universität weiterstudieren 
und ihr Studium im Durchschnitt nicht vor Erreichen des 25. Lebensjahres abschtießen. dürfen 
die niedrigen Anteile dieser beiden Gruppen nicht dahingehend falsch interpretiert werden, 
daß es keine Schwierigkeiten in der unterbringung vor allem von AHS-Absolventen gibt. Die 
Zahten in der Tabelle zeigen jedenfalls deutlich, daß es nur mit einer entsprechenden berufli- 
chen Qualifikation möQtich ist, einen Arbeitsplatz zu finden bzw, zu behalten. 

Quelle: ßundesministerium für soziale Verwaltung (Sondorabfrage 1/1986). 
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Anteilsvergleich Lehrlinge—Schüler—Jugendliche 
ohne Berufsbildung (10. Schulstufe) 1 ) 

in Prozent 	- - Grafik 1 100 
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1)  Die gesamte Zuwachsrate (Schüler und Lehrlinge) ist aut Kosten jener Gruppe erzielt worden, 
die weder in eine weitertührende Schute geht noch eine Lehre macht. Es ist dies die Gruppe jener Ju-
gendlichen, die entweder eine außerhalb dieses Bereichs liegende Ausbildung besucht (eher eine Mi-
noritär), sowie Jugendliche, die gar keinen Beruf erlernen (-127 Prozentpunkte zwischen 1970 und 
1984). Diese Ergebnisse zeigen deutlich den Erfolg der bildungs- und arbeitsmarklpolitischen Maßnah-
men der letzten Jahre. Der Anteil der Lehrlinge an der Gesamtzahl der Schüter und Lehrlinge in der 
10. Schulstufe nimmt laufend ab (-111 Prozentpunkle zwischen 1970 und 1984) und war im Schuljahr 
1984/85 zum dritten Mal seit 1970 mit 487% kleiner als der Anteil der Schüler an weiterführenden 
Schuren. Bei weiterem Anhaften dieser Abwärtsentwicklung kann durchaus in einigen Jahren mit einen 
Mangel an Facharbeitern gerechnet werden, der das Wachstum der Wirtschaft erheblich beeinträchtigen 
dürfte, 
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Geburtenzahlen in Österreich 
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Geburtenzahleri in Österreich 
Tabelle zu Grafik 2 

Männlich Weiblich Insgesamt Männlich Weiblich Insgesamt 

1900 95.930 91.164 187.094 1943 	. . .. 63.223 59.220 122.443 
1901 97.354 92.185 189.539 1944 	. . . . 65.163 61.775 126.938 

98.945 92.981 191.926 1945 	. . . . 52.288 49.081 101.369 
94.193 90.051 184.244 1946 	. . . . 57.686 53.616 111.302 
96.753 91.210 187.963 1947 	. . . . 66.774 62.179 128.953 1904 	...... 

93.401 88.284 181.685 1948 	. . . . 63.566 59.655 123.221 
94.265 90212 184.477 1949 	. . . . 58.490 54.885 113.375 
92.519 88.507 181.026 1950 	. . . . 55.605 52.249 107.854 
92.552 87.482 180.034 1951 	. . 	. . 52.711 50.053 102.764 

1905 	... ... 

92.265 87.841 180.106 1952 	. . . . 53.198 49.814 103.012 

1906 	...... 

90.668 85.920 176.588 1953 	. . . . 52.828 50.039 102.867 

1907 	...... 

1908 	...... 

86.341 82.575 168.916 1954 	. . . . 53.415 50.570 103.985 

1909 	...... 

1912 	..... 87.707 82.848 170.555 1955 	. . . . 55.766 52.809 108.575 
83.711 79.643 163.354 1956 	. . . . 59.153 56.674 115.827 
82.851 78.801 161.652 1957 	. . . . 61.257 57.455 118.712 
64.248 61.432 125.680 1958 	. . . . 61.326 58.429 119.755 

1902 	...... 
1903 	...... 

50.733 48.162 98.895 1959 	. . .. 64.162 60.215 124.377 
47.566 44.723 92.289 1960 	. . .. 64.795 61.150 125.945 
47.483 45.077 92.560 1961 	. 	. .. 67.735 63.828 131.563 
61.120 57.398 118.518 1962 	. . .. 68.336 64.917 133.253 

1910 	...... 
1911 	...... 

75.918 70.726 146.644 1963 	. . . . 68.759 66.050 134.809 
77.836 73.302 151.138 1964 	. . . . 68.366 65.475 133.841 
77.830 73.128 150.958 1965 	. . . . 66.503 63.421 129.924 
75.511 71.374 146.885 1966 	. . . . 65,786 62.791 128.577 
73.610 68.531 142.141 1967 	. . . . 65.415 61.989 127.404 

1920 	...... 
1921 	...... 

70.019 65.822 135.841 1968 	. . . . 64.961 61.154 126.115 

1922 	...... 

65.669 61.581 127.250 1969 	. . . . 62.060 59.317 121.377 
61.258 57.411 118.669 1970 	. . . . 57.878 54.423 112.301 

1913 	...... 
1914 	...... 

60.138 56.591 116.729 1971 	. . . . 55.764 52.746 108.510 

1915 	...... 
1916 	...... 

1919 	...... 

57.635 54.412 112.047 1972 	. . . . 53.412 50.621 104.033 

1917 	...... 
1918 	...... 

57.700 54.630 112.330 1973 	. . . . 50.404 47.637 98.041 
54.709 51.615 106.324 1974 	. . . . 50.011 47.419 97.430 
52.837 49.440 102.277 1975 	. . . . 48.165 45.592 93.757 

1923 	...... 
1924 	...... 

49.631 46.738 96.369 1976 	. . .. 45.012 42.434 87.446 

1925 	...... 
1926 	...... 

1929 	...... 
1930 	...... 

46.893 44.674 91.567 1977 	. . . . 43.978 41.617 85.595 

1927 	...... 

1928 	- ...... 

1931 	...... 
1932 	...... 

45.485 43.204 88.689 1978 	. . .. 43.866 41.536 85.402 
45.459 42.805 88.264 1979 	. . .. 44.475 41.913 86.388 
44.541 41.810 86.351 1980 	. . . . 46.874 43.998 90.872 

1933 	...... 
1934 	...... 

48.410 45.402 91812 1981 	. 	. . . 48.122 45.820 93.942 

1935 	...... 
1936 	...... 

71.189 66.636 137.825 1982 	. . . . 48.199 46.641 94.840 

1937 	...... 
1938 	...... 

75.318 70.608 145.926 1983 	. . . . 46.129 41989 90.118 
1939 	...... 
1940 	...... 

69.605 65.793 135298 1984 	. . . . 45.524 43.710 89.234 1941 	...... 
1942 	...... 59.779 56.393 116.172 
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Wie soll die Umstrukturierung der Unternehmen 
vor sich gehen? 

Dkfm. Dr. Jörg Schram 

Geschäftsführer der Finanzierungsgarantie-Gesellschaft m. b. H. 

1. 
viele Jahre hat sich die Diskussion über den Strukturwandel 

um die Analyse und die wirtschaftspolitische Argumentation ge-
dreht, welche Anteile bestimmte Wirtschaftssektoren, Branchen 
und Produkte an verschiedenen makroökonomischen Größen auf-
weisen und welche Anteile wünschenswert wären. In diesem Gei-
ste wurden Wachstumsbranchen, Wachstumsprodukte, später dann 
intelligente Produkte und High-Tech-Erzeugnisse zu klassifizieren 
versucht und diese auch• ins Zentrum der wirtschaftspolitischen 
Erörterung gerückt. 

Für die übrigen Produktionen wurden etwas krampfhaft ver-
schiedene Alterungstheorien bemüht, aber wenig brauchbare Re-
zepte vorgelegt, wie die notwendige Redimensionierung von über-
reifen Branchen mit geriatrischen Zügen ohne schwerwiegende 
Schäden für die heimische Wirtschaft vor sich gehen sollte. Das ko-
stete einiges Subventionsgeld zur Erhaltung von Arbeitsplätzen und 
löste Enttäuschung und Resignation bei vielen aus, die eine große 
Kluft zwischen wirtschaftspolitischer Realität und strukturpolitischer 
Argumentation feststellten. 

Erst im Zuge der intensiveren Befassung mit Strukturproble-
men seit Beginn der achtziger Jahre wurde die Betrachtungsweise 
erweitert und die strukturpolitische Aufgabe als permanenter Such-, 
Selektions- und Allokationsprozeß verstanden, der alle industriellen 
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Bereiche erfaßt und auch die wirtschaftspolitischen Entscheidungs-
träger involviert. 

Der Suchprozeß ist Ausgangspunkt der unternehmerischen In-
novation, die im Schumpeterschen Sinn neben den Produkt- und 
Prozeßinnovationen auch die Öffnung neuer Märkte, die Erschlies-
sung neuer Beschaffungsquellen und die Anwendung neuer Orga-
nisationsformen umfaßt und den Strukturwandel der Unternehmen 
bestimmt. 

11. 
Für die erfolgreiche Weiterentwicklung und zur Realisierung 

des Gewinnpotentials hat jedes Unternehmen die strategische Po-
sition innerhalb seines wirtschaftlichen Umfeldes zu definieren, in-
dem es erstens den Multipack der unternehmensinternen personel-
len, technischen, organisatorischen und kapitalmäßigen Fähigkei-
ten, zweitens die Beziehungen zu Lieferanten und Abnehmern und 
die Wettbewerbslage zu bestehenden und potentiellen Konkurren-
ten sowie drittens die für die Zukunft erwarteten unternehmens-
externen Entwicklungen und Einflußfaktoren als Stärken und 
Schwächen und als Chancen und Bedrohungen ermittelt. 

Aus dem Kräftefeld dieser Fähigkeiten, Beziehungen und Ein-
flußfaktoren kann der Wettbewerbsvorteil des Unternehmens und 
damit Inhalt und Zeithorizont strategischer Maßnahmen abgeleitet 
werden. 

III. 
Formaler Ausdruck dieser strategischen Positionierung ist die 

unternehmerische Planung und Planungskontrolle. Aufgrund der 
Angaben im Strukturbericht des WIFO für das Jahr 1984 muß in 
diesem Bereich ein erhebliches Defizit österreichischer Industrie-
unternehmen diagnostiziert werden. Nur rund ein Viertel der Betrie-
be hat eine schriftliche Mehrjahresplanung, und höchstens ein 
Zehntel dürfte über eine integrierte strategische Gesamtplanung 
verfügen. Diese Angaben bestätigen die Erfahrungen aus der be- 
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rufsmäßigen Beurteilung von Unternehmen, die auf der Grundlage 
mehrjähriger finanzieller Vorschauen erfolgt. Auch kann vielfach 
festgestellt werden, daß vorhandene Planungen für einzelne Berei-
che und Funktionen nicht in den Entscheidungsprozeß eingehen 
und daß beschlossene Planungen nicht kontrolliert oder überhaupt 
nicht effektuiert werden. Oft zeigen sich auch Unsicherheiten dar-
über, was und wie geplant werden soll, was das Problem der Pla-
nung deutlich macht. 

Dieses Defizit an unternehmerischer Planung bedeutet eine 
schwerwiegende Strukturschwäche, der Fehleinschätzungen über 
die Kernfähigkeit des Unternehmens und Fehlentscheidungen be-
treffend die Spannweite des Unternehmens sowie die Tatsache zu-
geordnet werden können, daß bei vielen Unternehmen heute eine 
zwingende Vision der Manager von ihrer Arbeit und von dem, was 
sie für ihr Unternehmen längerfristig erreichen wollen, fehlt und in 
wichtigen Fragen Unentschlossenheit vorherrscht. Schwere Unter-
nehmenskrisen, wie sie Österreich in den letzten Jahren erfahren 
mußte, sind die Folge. 

IV. 
Wie der bekannte strategische Denker der modernen amerika-

nischen Betriebswirtschaft, M. Porter, heuer beim Management-
symposion in Davos und schon früher der gleichfalls amerikanische 
Ökonom Sabel bei einem Symposion des WIFO erklärten, lassen 
sich die aus einer strategischen Positionierung ermittelten Optionen 
für den unternehmerischen Strukturwandel auf zwei Hauptstrate-
gien reduzieren: die Strategie der umfassenden Kostenführerschaft 
und der Standardisierung einerseits und die Strategie der Produkt-
differenzierung und der flexiblen Spezialisierung andererseits. 

Firmen, die sich zur ersten Strategie bekennen, müssen da-
nach trachten, Erzeugnisse, die über keine produktspezifischen 
Vorteile am Absatzmarkt verfügen, zu den günstigsten Bedingun-
gen herzustellen. Das bedeutet, laufend Kosteneinsparungspoten-
tiale durch Rationalisierung und Standardisierung aufzudecken, ver-
altete Anlagen rücksichtslos stillzulegen, Bereiche auf ihre Gewinn- 
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orientierung zu durchforsten und gegebenenfalls abzustoßen oder 
Produktionsverlagerungen in Niedriglohnländer vorzunehmen. Es 
versteht sich von selbst, daß eine aussagekräftige Kostenrechnung 
eine wichtige, in Österreich leider nicht immer gegebene Voraus-
setzung für Erfolge im Rahmen dieser Strategie darstellt. 

Bei der anderen Hauptstrategie zielen die Unternehmen darauf 
ab, für sich durch eine Produktionsspezialisierung, durch neue Pro-
dukte oder durch Produktdifferenzierungen eine Sonderstellung am 
Markt zu schaffen. Allfällige höhere Kosten, die daraus resultieren, 
verlangen aber, am Markt einen höheren Preis realisieren zu kön-
nen. Daraus leitet sich der Zwang ab, mit dem Kunden in engen 
Kontakt zu treten, um auf Kundenwünsche schnell reagieren oder 
diese sogar vorwegnehmen zu können, und laufend eine Wertana-
lyse vorzunehmen, die sich auf die gewählte Produktdifferenzierung 
ausrichtet. 

v. 
Die erste Alternative ist ihrem Wesen nach passiv. Laut den Er-

gebnissen einer Unternehmensbefragung des WIFO aus dem Jahr 
1984 können ihr aber fast ebenso viele von der österreichischen In-
dustrie verfolgte Unternehmensstrategien zugeordnet werden wie 
der flexiblen Spezialisierung. Dennoch erscheint sie viel risikorei-
cher, weil die Spielräume hiezu immer kleiner werden. Einerseits 
muß damit gerechnet werden, daß neue Konkurrenten aus den 
halb- oder unterindustrialisierten Ländern gerade überall dort Ko-
stenvorteile erzielen werden, wo die Produkte im Produktlebens-
zyklus weit fortgeschritten sind und sich Produkt- und Prozeßmerk-
male in einer Spätphase der Standardisierung befinden. Anderer-
seits werden die Vorteile der Massenproduktion im Wege der „eco-
nomies of scale" durch die neuen Fertigungstechnologien der com-
putergesteuerten flexiblen Automation, mit denen auch Kleinserien 
mit denselben Kosten wie Großserien hergestellt werden können, 
zunehmend in Frage gestellt. Außerdem erfordert das Ausschöpfen 
von Rationalisierungspotentialen Prozeßinnovationen mit immer ka-
pitalintensiveren Produktionsverfahren, die zu Finanzierungseng- 
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pässen und zu einer finanziellen Labilität der Unternehmen führen 
können. 

Immerhin kann diese Strategie der Kostenminimierung für viele 
Bereiche unserer reifen Industrie, vor allem für Unternehmen, die 
durch hohe Austrittsbarrieren in der Branche festgehalten werden, 
einen Zeitgewinn zur Vorbereitung anderer Strategien und in man-
chen Fällen auch Chancen für eine nachhaltige Erfolgsentwicklung 
bieten, wie Beispiele aus der Textil-, Papier-, Metafiwaren- und 
Holzindustrie belegen. Allerdings darf nicht übersehen werden, daß 
bei diesen positiven Fällen andere Kernfähigkeiten, wie solche in 
der betrieblichen Organisation oder im Verkauf, sehr ausgeprägt 
vorhanden sind. 

VI. 
Diese Aussagen sollten aber keinen Zweifel offen lassen, daß 

die Strategie der flexiblen Spezialisierung und der Produktdifferen-
zierung die strukturpolitische Herausforderung für die österreichi-
sche Industrie darstellt. Diese Strategie deckt die Entwicklungs-
und Einführungs- sowie die Wachstumsphase im Produktlebens-
zyklus ab. Sie ist marktorientiert und hat die Wachstumspotentiale 
im Visier, die durch eine Dezentralisierung der Produktionsstruktu-
ren und durch ein breites Spektrum von Produktinnovationen und 
-differenzierungen geschaffen werden und durch neue, flexible Fer-
tigungstechnologien realisierbar geworden sind. Kreativität, hoch-
stehendes Produktengineering, gutes Marketing, enge Kooperation 
mit Beschaffungs- und Vertriebskanälen sind gewöhnlich die erfor-
derlichen Fähigkeiten zur erfolgreichen Umsetzung dieser Stra-
tegie. 

Eine Vielzahl von Handlungsvarianten steht zur Wahl. In Öster-
reich dürfte die Ausrichtung auf eine Nischenpolitik mit Produkt-
differenzierungen durch Styling und Typenerweiterungen beson-
ders stark vertreten sein. Diese Ausrichtung ist typisch für eine Rei-
he von Branchen, vor allem im Bereich langlebiger Konsumgüter, 
und wird dann von den einzelnen Unternehmen offensichtlich er- 
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folgreich realisiert, wenn der Unit-value der Firmenprodukte über 
dem Durchschnittswert der jeweiligen Produktgruppe liegt. Häufig 
hört man allerdings Klagen, daß alle Nischen bereits besetzt, die 
hochpreisigen sogar überbesetzt sind. Diese Klagen machen deut-
lich, daß die konventionelle Marktnischenpolitik durch einen zeitlich 
und sachlich stark begrenzten lmitationsschutz gefährdet wird. 

Bei zunehmender Branchenreife wird es auch häufig immer 
schwieriger, teurer und riskanter, den Produktwandel fortzusetzen. 
Daraus folgt, daß längerfristig Marktvorteile nur verteidigt werden 
können, wenn zu den Differenzierungsinnovationen andere Fähig-
keiten, wie Termintreue, Serviceleistungen, Beratung und andere 
Softwareelemente, zu schwerer imitierbaren Leistungspaketen ge-
schnürt werden. Dem Imitationswettlauf könnte auch dadurch aus-
gewichen werden, indem Produktdifferenzierungen mit revolutionä-
reren Innovationen verknüpft werden. Die Verwendung neuer 
Werkstoffe oder der Einbau neuer Technologien in die Erzeugnisse 
bieten derartige Möglichkeiten. Dies war auch eines der Ziele der 
neuangelaufenen Technologieförderung. 

Die anspruchsvollste Variante ist es jedoch, durch Intuition 
oder systematische Suchprozesse Kundenwünsche vorwegzuneh-
men und Produkte für neue Märkte zu entwickeln und in die Ferti-
gung überzuleiten. Für derartige Suchprozesse bieten sich u. a. 
Engpaßanalysen an, mit denen durch eine zunehmende Detaillie-
rung und unter Nutzung der Kenntnisse über neue Technologien 
erfolgversprechende Marktfelder abgeleitet werden können. Echte 
Produktinnovationen bringen fast immer wesentliche Änderungen in 
den Produktions-, Materialbeschaffungs- und Vermarktungssyste-
men mit sich. Es sollte auch nicht übersehen werden, daß sich die 
Markterschließung oft reichlich verzögert. Der Erfolg mit neuen Pro-
dukten wird maßgeblich davon abhängen, welchen Nutzen 
potentielle Abnehmer der mit der Innovation verbundenen Lei-
stungsverbesserung und/oder Kostenreduzierung beimessen und 
welche Risken durch die technologische Unsicherheit, die Gefahr 
des Produktversagens, die Wahrscheinlichkeit der raschen Veralte-
rung der ersten Produktgeneration diesem Nutzen gegenüberste-
hen. 
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VII. 
Den Hintergrund für die aufgezeigten Möglichkeiten der strate-

gischen Positionierung eines lndustrieunternehmenS stellen die 
weltweiten Veränderungen im Bereich der FabriksautomatiOn dar. 
Obwohl zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur wenige anspruchsvolle 
Automationskonzepte zur Zufriedenheit der Investoren realisiert 
werden konnten, zeichnet sich doch mehr und mehr ab, daß eine 
Nichtbeachtung der technologischen Entwicklungen langfristig so-
wohl zu einem Scheitern einer Strategie der Kostensenkung als 
auch zu einem Mißlingen des Versuchs der flexiblen Spezialisie-
rung führen muß. 

Während man mit dieser Feststellung für die erstgenannte Op-
tion wahrscheinlich ungeteilte Zustimmung finden wird, ist die Not-
wendigkeit der Fabriksautomatisierung als begleitende Maßnahme 
bei der flexiblen Spezialisierung nicht a priori selbstverständlich. 
Daher seien nur zwei Gründe genannt, weswegen sich auch die 
Wettbewerbsposition eines solchen Unternehmens entscheidend 
aus der Beherrschung der modernen Fertigungstechnologien er-
gibt: Ziel der Spezialisierungsstrategie ist es, eine Preisprämie am 
Markt zu erzielen, die die zusätzlichen Kosten für die Forschung. 
Entwicklung und Quatitätssicherung abdecken soll. Veraltete Ferti-
gungsstrukturen führen jedoch zu Kostennachteilen gegenüber den 
Mitbewerbern, die zunächst durch die erzielbare Preisprämie kom-
pensiert werden können. Dadurch werden aber genau jene Mittel 
gebunden, die für eine erfolgreiche Fortsetzung des Spezialisie-
rungskurses laufend in Forschung und Entwicklung reinvestiert 
werden müßten. 

Die Automationsunterstützung hat im Bereich der Konstruktion 
und Fertigungsplanung bereits weitgehend Einzug gehalten und 
wird gerade bei der flexiblen Gestaltung der Schnittstelle zum Kun-
den, beispielsweise bei der Erstellung von Anbotszeichnungen, 
eingesetzt. Ein Verzicht auf die Automationsunterstützung bedeutet 
hier eine langsamere und meist schlechter dokumentierte Kommu-
nikation mit dem Abnehmer. Es zeigt sich nun, daß derartige Unter-
schiede in dem Erscheinungsbild der Unternehmen nicht selten zu 
einem Vertrauensverlust des Marktes nicht nur in die Leistungsfä- 
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higkeit des anbietenden Unternehmens, sondern auch in die Lei-
stungsfähigkeit seiner Produkte führen. 

Welche Aussagen lassen sich nun über den Stand der Auto-
mationsbemühungen in der österreichischen Industrie machen? 
Viele Analysen über den Automationsgrad von Fabriken orientieren 
sich häufig am Grad des Einsatzes von computergesteuerten Werk-
zeugmaschinen oder an der Altersstruktur des Kapitalstocks im 
Fertigungsbereich, an Einsatzzahlen von CAD-Systemen und auf 
einem höheren technischen Anspruchsniveau an lnstallationszah-
len von integrierten Konstruktions-, Fertigungs- und Produktions-
planungslösungen. 

Während der erstgenannte Bereich, die computergesteuerten 
Werkzeugmaschinen und die CAD-Zeichensysteme, heute auch in 
Österreich jedenfalls als selbstverständlicher Stand der Technik an-
zusehen ist und Unternehmen, die eine Einführung dieser Techno-
logien bis zum heutigen Tag noch nicht einmal überlegt haben, je-
denfalls klar als rückständig bezeichnet werden müssen, ist die In-
tegration von Zeichen- und Konstruktionssystemen, die Verbindung 
derartiger Anlagen mit Fertigungsmaschinen oder gar die Einbet-
tung derartiger Konzepte in ein umfassendes Produktionsplanungs-
system noch äußerst selten anzutreffen. Dieser Umstand erscheint 
auf den ersten Blick erstaunlich, wenn man berücksichtigt, welche 
außergewöhnlichen Chancen in vielen Analysen österreichischer 
und internationaler Forschungsinstitute und Unternehmensberater 
in der Fabriksautornation festgestellt wurden. - - 
	Bei der Suche nach den Gründen für die vergleichsweise lang- 

same Einführung der Automationssysteme werden die geringe In-
novations- und Risikobereitschaft der Unternehmer oft an erster 
Stelle genannt. Demgegenüber scheint jedoch die Problematik der 
Fabriksautomation eine umfassendere zu sein. Viele Anzeichen 
sprechen dafür, daß die Fabriksautomation eine Investition darstellt, 
die ihrem wesenshaften Charakter nach eine Veränderung der ge-
samten Unternehmensstruktur mit sich bringt und daher vor die er-
folgreiche Einführung von Automatisierungskonzepten eine Verän-
derung der Sicht des Unternehmens zu stellen ist. Zum Unter-
schied von der traditionellen betrieblichen Datenverarbeitung, in der 
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Betriebsdaten zum Zweck der Erleichterung unternehmerischer 
Entscheidungen erhoben wurden und die automatische Datenverar-
beitung im wesentlichen den Charakter einer Rationalisierungsinve-
stition hatte, stellen in einer „Fabrik der Zukunft  die Daten- und 
Programrnstrukturen in Verbindung mit den verschiedenen mitein-
ander vernetzten Computerebenen einen selbständigen Produk-
tionsfaktor neben den eigentlichen Fertigungseinrichtungen und 
den Beschäftigten dar, dessen mangelnde Verfügbarkeit unmittel-
bar die Leistungserstellung beeinträchtigt. 

Erst unter einer derart umfassenden Betrachtung eines Auto-
mationskonzepts wird es verständlich, daß in internationalen Analy-
sen dem Bereich der Software (Strukturierung und Erfassung von 
Daten, Erstellung von Programmen etc.) an den lnstallationskosten 
eines Automationssystems ein etwa doppelt so hoher Anteil wie 
dem Bereich der Hardware (Computer, Steuerungen etc.) zuge-
messen wird. 

Der klassische lnvestitionsbegriff, der seit ‚Jahrzehnten das 
Denken der Investoren und der Financiers prägt, richtet demgegen-
über das Augenmerk auf die HardwareinvestiUon. Dies führt not-
wendigerweise zu den heute in vielen Betrieben anzutreffenden 
Auton,ationsinseln, in denen beispielsweise bestimmte Arbeitsgän-
ge von Robotern durchgeführt oder Qualitätsdaten in der Serienfer-
tigung laufend erhoben werden. Der Rationalisierungseffekt dieser 
Insellösungen ist vergleichsweise gering. Darüber hinaus ist das 
Fehlinvestitionsrisiko allein schon durch den Umstand erhöht, daß 
jede einzelne Investition die zukünftige Vorgangsweise bei der Un-
ternehmensautomation präjudiziert. 

Im überragenden Anteil der Software sollte jedoch gerade vom 
Klein- und Mittelbetrieb eine außerordentliche Chance für eine Um-
strukturierung der gesamten Leistungserstellung erkannt und ge-
nutzt werden. Die Vorbereitung der Fabriksautornation erfordert 
eine meist monatelange Vorphase der Analyse von innerbetriebli-
chen Zusammenhängen, der Erstellung von geeigneten Daten-
strukturen und der Erarbeitung langfristiger Konzepte für die Unter-
nehmensautomation. Diese Phase ist allenfalls mit zusätzlichem 
Personal- und Schulungsaufwand verbunden und kann darüber hin- 
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aus in Abhängigkeit vom aktuellen Auslastungsstand des Unterneh-
mens vorangetrieben werden. Sie ist damit sowohl vom Investi-
tionsumfang als auch vom Risiko einer Fehlinvestition her wesent-
lich günstiger zu beurteilen als jeder einzelne Schritt in die Hard-
wareinvestition, da davon ausgegangen werden kann, daß seriös 
analysierte Sachverhalte auch dann für die weitere Unternehmens-
gestaltung von Nutzen sein werden, wenn sich ein umfassendes 
Automationskonzept zum gegenwärtigen Zeitpunkt als noch nicht 
opportun erweist. 

Der schrittweise zu verwirklichende Prozeß der Automation in 
Klein-, Mittel- und Großbetrieben steht in Österreich jedenfalls am 
Anfang. Das erklärt, warum der Strukturwandel vor allem in allen 
fertigungsintensiven Produktionszweigen noch mit einem enormen 
lnvestitionsvolumen verbunden sein wird. Dieses lnvestitionsvolu-
men sollte auch interessante Absatzchancen für die heimische In-
dustrie begründen. Unter dem Aspekt der Finanzierung darf nicht 
übersehen werden, daß diese Investitionen zum größeren Teil aus 
Softwarekomponenten bestehen, die sich kaum für Kreditbesiche-
rungen eignen und neben Kosteneinsparungen auch Potentiale zu 
Kapitalfreisetzungen schaffen: Durch die intensivere Ausnützung 
der Maschinen ist für die gleiche Produktionsmenge nur eine we-
sentlich geringere Anzahl von Maschinen erforderlich, die Lagerbe-
stände können drastisch gesenkt werden, der Platz- und Raumbe-
darf wird sich dadurch ebenfalls stark verringern. Die hochautomati-
sierten Fabriken werden sich daher nicht nur im äußeren Erschei-
nungsbild, sondern auch in den Bilanzen wesentlich verändert prä-
sentieren. 

VIII. 
Ähnlich zurückhaltend wie gegenüber den modernen Informa-

tionstechnologien und Fertigungsmethoden begegnet die öster-
reichische Industrie dem Phänomen der Internationalisierung der 
Produktion; dies, obwohl die Internationalisierung ebenso als Ele-
ment einer integrierten Gesamtstrategie anzusehen ist und bereits 
in den siebziger Jahren spezielle Förderungsinstrumente entwickelt 
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wurden, um Direktinvestitionen österreichischer Firmen durch 
Gründung eigener Gesellschaften oder durch Beteiligungen an Ver-
triebs- und Produktionsgesellschaften im Ausland zu forcieren. Ge-
messen an der Anzahl der Beteiligungen und am Anteil der ge-
scheiterten und sehr verlustreichen Engagements war diesen Be-
mühungen wenig Erfolg beschieden. 

Angesichts der weitwirtschaftlichen Verflechtung anderer Indu-
strieländer und protektionistischer Tendenzen auf vielen Export-
märkten, die die Möglichkeiten des direkten Absatzes zunehmend 
einengen, muß dieser Rückstand als Bedrohung der Wettbewerbs-
lage weiter Bereiche unserer Exportwirtschaft angesehen werden. 
Wie Borner und Wehrle in ihrem Buch „Die sechste Schweiz' ein-
drucksvoll auch anhand von Fallbeispielen nachgewiesen haben, 
darf sich diese Internationalisierung nicht auf Groß- und Multiunter-
nehmen beschränken. 

Auch kleine und mittlere Unternehmen müssen ihre Wettbe-
werbslage durch Präsenz im Ausland sichern und danach trachten, 
ihr firmenspezifisches Know-how in verschieden zusammengestell-
ten Leistungspaketen mehrfach zu verwerten. Dafür bietet sich ein 
breites Spektrum von Operationen an, wie z. B. Lizenzverträge, 
Auftragsfertigungen, Koproduktionen, technische Beratungs- und 
Managementverträge, die verschiedenen Arten von Joint-ventures 
sowie die Gründung eigener Vertriebs-, Service-, Montage- und 
Produktionsgesellschaften im Ausland. Die Wahl wird weniger 
durch irgendeine zeitliche Reihenfolge - man spricht manchmal 
vom Lebenszyklus der Absatzwege und Absatzorganisationen - 
bestimmt, sondern richtet sich eher danach, welche Kernfähigkei-
ten international verwertet werden sollen, welche Risikoaufteilung 
zwischen den Beteiligten angestrebt wird und welche Kontrolle vor-
genommen werden muß. 

IX. 
Seit den Erfolgen junger innovativer Unternehmen im Silicon 

Valley und in anderen, auf die modernen Technologien ausgerichte-
ten Industriezentren dürfte Einmütigkeit darüber herrschen, daß der 
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gesamtwirtschaftliche Strukturanpassungsprozeß ohne diese Un-
ternehmen nicht erfolgreich verlaufen kann. Die Kreativität, mit der 
neue Technologieanwendungen entwickelt, und die Spontaneität, 
mit der die Entwicklungsergebnisse in die Fertigung und in den 
Markt übergeleitet werden, geben nachhaltige Impulse für den 
technischen Fortschritt eines Landes. Kleine und miftlere junge Un-
ternehmen können deshalb leichter zu Innovationen kommen, weil 
der Unternehmer in der Regel kein Spezialist ist und aus uninittel-
barer Anschauung marktmäßige und technische Entwicklungen und 
Bedürfnisse gedanklich miteinander kombinieren kann. Junge Un-
ternehmen stellen den fruchtbaren Boden im Bereich der Entwick-
lungs- und Einführungsphase des Produktlebenszyklus dar. Diese 
Phase ist gekennzeichnet durch große Ungewißheit, durch das Vor-
herrschen von Versuch-Irrtum-Verfahren, von Pilot- und Kleinse-
rienproduktionen und wird abgelöst von der Wachstumsphase, in 
der die Unsicherheiten sinken, die Betriebsgröße zunimmt, Innova-
tionsvarianten entwickelt werden und die Marketingfunktion an Be-
deutung gewinnt. Auch in dieser zweiten Phase dominieren in der 
Regel mittlere Betriebe. 

Nicht zuletzt aufgrund der offensiven Förderunsmaßnahmen 
hat die Anzahl derartiger innovativer Unternehmen auch in Öster-
reich zugenommen. Aus der Abwicklung dieser Projekte wird deut-
lich, welchen Bedarf an Informationen diese jungen Unternehmen 
haben und in welcher Isolation sie sich meistens befinden. Es feh-
len Kontakte zu anderen jungen Unternehmen, aus denen sich ein 
fruchtbarer Erfahrungüustaüsch über gemeinsame Probleme erge-
ben könnte, es mangelt an Kontakten zu etablierten Unternehmen, 
die Hilfestellung in organisatorischen, technischen und vertriebspo-
litischen Fragen bieten könnten. Die Beziehungen zur universitären 
Forschung und auch zu staatlichen Förderungsstellen sind höchst 
unbefriedigend. Es überrascht deshalb auch nicht, wenn diese jun-
gen Unternehmen ihre Kernfähigkeiten noch nicht derart gebündelt 
haben, daß sie sich auch gegenüber normalen Risken sicher fühlen 
könnten. So brechen denn auch nach wenigen Jahren viele Innova-
tionsaktivitäten, die mit großen Erfolgsaussichten gestartet und für 
die auch erste Erfolge nachgewiesen werden konnten, wieder in 
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sich zusammen: Kredit- und Förderungsmittel müssen abgeschrie-
ben werden, die innovatorischen Leistungen lösen sich im Insol-
venzverfahren auf, und der Jungunternehmer, dessen Existenz 
durch übernommene Bürgschaften auf Dauer ruiniert ist, und seine 
Kreativität gehen meistens für immer für die heimische Wirtschaft 
verloren. Diese Schwierigkeiten junger Unternehmen, die häufig als 
Schnittstellenprobleme bezeichnet werden, müssen angesichts der 
Bedeutung dieser Unternehmen entscheidend vermindert werden. 
Es müssen Instrumente entwickelt werden, mit denen wirtschaftli-
che Rückschläge vermieden oder aufgefangen und Unternehmen 
durch eine Krise durchgezogen oder allenfalls in neue Strukturen 
eingebettet werden können. In dieser Hinsicht zeigen sich positive 
Aspekte bei den im Ausland gegründeten Technologieparks und 
Gründerzentren, bei denen durch die räumliche Konzentration von 
gleichartigen Jungunternehmen sowie durch die bereitgestellte ln 
frastruktur und Beratung Technologie-, Finanzierungs- und Ver-
marktungsrisken eingeschränkt werden. In einigen österreichischen 
Bundesländern kommt ein Betreuungsprogramm zur Anwendung, 
bei dem Jungunternehmer, in kleine Gruppen zusammengefaßt, 
von Experten kollektiv und individuell beim Aufbau von Planungs-, 
Kostenrechnungs- und Marketingsystemen beraten werden und 
sich gegenseitig bei diesen Aufgaben kontrollieren. Venture-capital-
Gesellschaften übernehmen ähnliche Funktionen, indem sie die 
von ihnen finanzierten Unternehmen vor allem in strategischen Ge-
schäftsbelangen aktiv betreuen. Grundlage für diese Betreuung 
stellen nicht nur die Erfahrungen der einzelnen Fondsmanager dar, 
sondern auch die bestehenden engen Beziehungen zwischen den 
weltweit vernetzten Venture-capital-Gesellschaften. 

x. 
Von besonderer Bedeutung für die erfolgreiche Entwicklung 

technologieorientierter junger Unternehmen ist das gute Zusam-
menspiel zwischen diesen Betrieben und etablierten, reifen Unter-
nehmen, deren eigenes Kreativitäts- und Innovationspotential viel- 
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fach gering ist, die jedoch neben einer finanziellen Potenz auch 
über verschiedene Stärken in organisatorischen, produktionstechni-
schen und Marketingbelangen verfügen. Zum einen könnten diese 
reifen Unternehmen Nachfrageimpulse für Innovationen auslösen, 
indem sie die technischen Anforderungsprofile für ihre Zulieferun-
gen anheben und in transparenter Form festlegen und damit ähnli-
che Demand-pull-Effekte für die Innovation auslösen, wie sie von 
der Beschaffungspolitik der öffentlichen Hand ausgehen sollten. 
Zum anderen könnten die etablierten Gesellschaften ein Auffangla-
ger bieten, wenn junge Unternehmen mit großen Wachstumschan-
cen, aber nicht behebbaren Mängeln in der Organisation, im Marke-
ting oder in der Finanzierung in neue Unternehmensstrukturen ein-
gebettet werden müssen. Die Erfahrungen der Finanzierungsgaran-
tie-Gesellschaft (FGG) sind in dieser Hinsicht wenig erfreulich. Nur 
selten gelingt es, zur Existenzerhaltung von jungen Betrieben durch 
Beteiligungen das Potential der reifen Unternehmen zu erschließen. 

Die zu diesem Zweck bei der FGG 1977 eingeführte Beteili-
gungsgarantie wurde bisher auch nur in wenigen Fällen von Indu-
strieunternehmen nachgefragt, so daß es kaum am Risiko liegen 
kann, wenn das Instrument der Diversifikation und der vertikalen 
und horizontalen Integration durch Akquisition nur selten einge-
setzt wird. 

Der Grund für diese Zurückhaltung dürfte vor allem in der feh-
lenden Tradition der Beteiligungsinvestition zu suchen sein. Wegen 
der steuerlichen Förderungen wurden und werden Investitionen in 
Gebäiidö ünd Maschinen in deFRegl auch dann Beteiligungsinve-
stitionen vorgezogen, wenn durch diese Beteiligungsinvestitionen 
größere Marktchancen und eine stärkere Riskendiversifizierung er-
reicht werden könnten. Dieses Verhalten hat noch eine zweite 
strukturpolitische Relevanz, da es auch die Reorganisationsbemü-
hungen um gescheiterte reife Unternehmen erheblich erschwert. 
Diese Unternehmen haben meistens einen erhaltungswürdigen 
Kern. Auch dann, wenn dieser Kern im Rahmen von Sanierungs-
maßnahmen herausgeschält wird, können Kaufinteressen oft nur 
unter erheblichem Zeit- und Arbeitsaufwand sowie mit stark über-
höhten Preisabschlägen mobilisiert werden. 
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Xl. 
Die Kosten des Suchprozesses nach neuen Produkten und 

Produktionsverfahren, nach neuen Märkten und Absatzwegen, nach 
betrieblichen Informationstechniken und nach neuen Planungs- und 
Organisationssystemen faßt man gewöhnlich als immaterielle Inve-
stitionen zusammen. 

Der Umfang dieser immateriellen Investitionen ist in den letz-
ten Jahren gestiegen und wird auch in Zukunft zunehmen. Immate-
rielle Investitionen unterscheiden sich u. a. dadurch von materiellen 
Investitionen, daß sie in der Regel nicht aktiviert werden, sondern 
nur die betriebliche Aufwandsrechnung belasten und nicht zur Be-
lehnung und Absicherung von Finanzierungen herangezogen wer-
den können. Die Gefahr, daß diese Suchprozesse mit erheblichen 
zeitlichen Verzögerungen oder überhaupt nicht erfolgreich abge-
schlossen werden oder zu Fehlentscheidungen führen, ergibt die 
besonderen Risken, die mit diesen immateriellen Investitionen ver-
bunden sind. Auch wenn der Suchprozeß als permanente Aufgabe 
verstanden werden muß, sind für die Unternehmen durch die dis-
kontinuierliche Realisierung von Innovationen Schwankungen der 
betrieblichen Ertragskraft typisch, die umso stärker sind, je stärker 
die Innovation die Unternehmensstrukturen verändert und je aus-
geprägter der Produktlebenszyklus die Entwicklung eines Unter-
nehmens bestimmt. Aus diesen Faktoren ergibt sich das Anforde-
rungsprofil für die Finanzierung des unternehmerischen Innova-
tio n sp rozesses. 

Die für die immateriellen Investitionen bereitzustellenden Mittel 
müssen langfristig sein, und die Belastungen aus dem Entgelt und 
den Rückübertragungsverpflichtungen der Finanzierungsmittel 
müssen der erwarteten Ertragskurve angepaßt werden. Den erhöh-
ten Risken und den fehlenden dinglichen Besicherungen muß da-
durch entsprochen werden, daß dem Unternehmen entweder im 
bloßen Vertrauen auf zukünftigen Erfolg haftende und risikotragen-
de Mittel zugeführt oder Finanzierungen bereitgestellt werden, bei 
denen sich der Kreditgeber oder Haftungsträger durch intensive 
Prüfung des Vorhabens in bezug auf Zielsetzung und erwartete 
Auswirkungen der geplanten Investition und durch permanente 
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Kontrolle der tatsächlichen Entwicklung und des Risikoverlaufs 
quasi als Partner versteht und sich laufend Rechenschaft über die 
Rückzahlungsrnöglichkeiten gibt. Im Rahmen dieser Betreuungs-
funktion wird der Kreditgeber oft zwangsweise in den Entschei-
dungsprozeß des Unternehmens involviert werden. 

Für diese anspruchsvolle Aufgabe der Prüfung, Kontrolle und 
Betreuung mangelt es in Österreich an personellen Ressourcen, 
und teilweise fehlt leider auch das Know-how. Dies gilt vor allem für 
kleinere regionale Universalbanken, die aufgrund persönlicher Be-
ziehungen häufig mit Kreditmitteln die Start-up-Phase von Unter-
nehmen finanzieren, dann aber vielfach scheitern, weil sie von 
einem schlagend gewordenen Risiko überrascht werden, das sie 
nicht mehr absorbieren können. 

Auch wenn die personellen Voraussetzungen vorhanden wä-
ren, sind der dynamischen Kreditkontrolle und Unternehmens-
betreuung im Hinblick auf die daraus entstehenden erheblichen 
Kosten angesichts der relativ schmalen Zinsenmarge bei den 
Kreditinstituten enge Grenzen gesetzt. Trotz dieser Einschränkun-
gen sei darauf hingewiesen, daß jede effiziente dynamische Finan-
zierungsbesicherung und Unternehmensbetreuung auf einer län-
gerfristigen integrierten Gesamtplanung für das finanzierte Unter-
nehmen aufbauen muß. Das hat zur Folge, daß eine solide Unter-
nehmensplanung eine wesentliche Mobilisierungskraft für die Fi-
nanzierung aufweist. Die Beurteilungskompetenz und Betreuungs-
intensität korrelierten auch nicht mit dem Finanzierungsvolumen; 

- - die Betreuung kann, wie dies gerade das Beispiel der Venture-
capital-Gesellschaften zeigt, mit relativ kleinen Beträgen in ein Un-
ternehmen eingeschleust werden und kommt dann allen an der Fi-
nanzierung Beteiligten zugute. 

Da die Möglichkeiten und Fähigkeiten für eine sachverständige 
Projektbeurteilung und Unternehmensbetreuung im Bereich der Fi-
nanzierungsinstitutionen sehr unterschiedlich sind, unterscheidet 
sich auch die Qualität der bereitgestellten Finanzierungsmittel, un-
abhängig von der rechtlichen Konstruktion, der Laufzeit und dem 
Entgelt. Gerade bei innovativen dynamischen Unternehmen darf 
deshalb die Finanzierungsstruktur nichf nur mit globalen Beurtei- 
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Iungskriterien, etwa anhand von Finanzierungskennzahlen, einge-
schätzt werden. Für die Finanzierungsbeurteilung ist die Verhal-
tensstruktur, die Beurteilungskompetenz und das Betreuungs-
potential der an einer Unternehmensfinanzierung beteiligten Institu-
tionen nicht weniger relevant. 

XII. 
Mit dem Ausbau der Österreichischen Investitionskredit AG 

und der institutionellen Beteiligungsfinanzierung, mit der Gründung 
von Venture-capital-Gesellschaften, mit der Verstärkung der 
Fristentransformation im Bereich der Universalbanken, mit den 
Fortschritten bei der Leasingfinanzierung, mit der Einführung neuer 
Finanzierungstechniken - wie z. B. des nachrangigen Kredits - 
und mit den positiven Aspekten für die Aktienfinanzierung haben 
sich die Voraussetzungen für die Finanzierung der unternehmeri-
schen Strukturanpassung wesentlich gebessert. 

Die Entwicklung der Finanzierungsformen und -techniken 
scheint aber noch nicht so weit gediehen, daß die Finanzierung des 
Strukturwandels ohne öffentliche Förderung auskommen könnte. 
Ähnlich wie in anderen Ländern wurden in Österreich in der Ver-
gangenheit primär Investitionen in Gebäude und maschinelle Anla-
gen, in den letzten Jahren aber auch Sanierungen und Betriebsan-
siedlungen ausländischer Konzerne und - mit relativ kleinen Beträ-
gen - Forschungs- und Entwicklungsprojekte durch Haftungen, 
Zinsenzuschüsse, verbilligte Kredite und Barzuschüsse gefördert. 
Die Tatsache, daß Hauptanknüpfungspunkt sowohl der steuerlichen 
als auch der direkten Förderung die materiellen Investitionen bzw. 
die Investitionskredite waren, führte dazu, daß kapitalintensive Pro-
duktionen bevorzugt und daher Maßnahmen zur Verfolgung der 
Strategie der Kostenreduktion tendenziell begünstigt wurden. Auf-
grund zunehmender Kritik wurde dann in den achtziger Jahren das 
System der direkten Förderung auf die Erfordernisse der Umstruk-
turierung der Unternehmen zielgerichteter eingestellt. 

In einem ersten Schritt wurden die für den Strukturwandel rele-
vanten Kriterien gesammelt und auf ihre Eignung für eine objekti- 
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vierte Förderungsentscheidung geprüft. Ein fein abgestimmter Ka-
talog von über 30 Kriterien wurde sodann der Projektselektion im 
Rahmen des TOP-Kreditverfahrens zugrundegelegt, einem Verfah-
ren, das den marktwirtschaftlichen Allokationsprozeß verstärken 
sollte. Bemerkenswert ist, daß anhand dieses Kriterienkatalogs 
auch bewertet wird, ob und inwieweit die für den Strukturwandel 
notwendigen Such- und Informationsprozesse bei dem zu finanzie-
renden Unternehmen gegeben sind. Diese Such- und Informa-
tionsprozesse wurden dann in einem Ausbau des TOP-Verfahrens 
selbst Gegenstand der Förderung. Im Rahmen der TOP-2-Aktion 
werden Kosten der Beratung, der Anschluß an Datenbanken, die 
Einführung einer integrierten Planung und einer sparten- oder pro-
duktbezogenen Kostenrechnung, die Entwicklung von anwender-
spezifischer Software mit verbilligten langfristigen Kreditmitteln fi-
nanziert. Auch mit der neuen Technologieförderung, die Impulse zu 
einer stärkeren Innovation auf Basis der neuen Schlüsseltechnolo-
gien geben sollte, wurde die Schwerpunktbildung auf immaterielle 
Investitionen fortgesetzt. Bei der FGG wurde in dieser Richtung 
durch die Möglichkeit der Kostenübernahme von Konsulentenlei-
stungen bei der Erstellung von Reorganisationskonzepten und 
durch die Garantie für Fertigungsüberleitungskredite, mit denen 
auch Entwicklungsaufwendungen und Aufwendungen für die Markt-
erschließung finanziert werden können, ebenfalls Instrumente der 
Förderung immaterieller Investitionen geschaffen. 

Diese stärkere Berücksichtigung von immateriellen Investitio-
nen wird vor allem von jenen begrüßt werden, die vermuten, daß 
sich aus der Beschleunigung von Suchprozessen stärkere Anstöße 
für den Strukturwandel ergeben als aus der undifferenzierten För-
derung von Investitionen ins Realkapital. 

Die Technologieförderung markiert noch in einer zweiten Hin-
sicht einen wesentlichen Fortschritt in der direkten Wirtschaftsför-
derung. Da gemäß den Richtlinien jedes Projekt neben der be-
triebswirtschaftlichen Prüfung durch die FGG auch von einem Uni-
versitätsinstitut bezüglich der technologischen Förderungswürdig-
keit beurteilt wird, stellt diese Aktion eine Verbindung zwischen be-
trieblicher Forschung und Entwicklung und universitärer Forschung 
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dar. Die Bedeutung dieser Maßnahme kann erfaßt werden, wenn 
man an die enge Liaison zwischen Wirtschaft und Wissenschaft in 
den USA und in verschiedenen europäischen Ländern denkt und 
sich die daraus resultierenden eindrucksvollen positiven Auswir-
kungen auf aUen Stufen des Innovationsprozesses vor Augen hält. 
Es wäre zu wünschen und war das Ziel dieser Einbeziehung der 
Universitäten, daß durch diese Kontakte das gegenseitige Ver-
ständnis und Interesse an den Forschungs- und Entwicklungsarbei-
ten schnell zunimmt. 

Mit dem Hinweis auf die verstärkte Koordinierung sei auf ein 
drittes Element der Entwicklung des Förderungswesens hingewie-
sen. Diese Koordinierung bringt nicht nur durch die federführende 
Prüfung eines Förderungsträgers einen Abbau von Bürokratie, son-
dern auch eine verbesserte lnformationsbasis für Förderungsaktio-
nen, die nicht über einen entsprechenden Prüfungsstab verfügen. 
Im Rahmen dieser Koordinierung können auch Überförderungen 
eher verhindert werden; durch eine Barwertberechnung aller För-
derungsbeiträge kann die Gesamthöhe der Förderung ermittelt und 
vergleichbar gemacht werden. Als weitere Schritte wäre es denk-
bar, dieses Gesamtförderungsvolumen entsprechend der struktur-
politischen Relevanz des Projekts zu variieren und die Förderung 
so weit wie möglich als Barzuschüsse bereitzustellen, um den För-
derungseffekt zu verstärken. Die Förderung könnte auf diese Weise 
als Finanzierungsbestandteil für die Proektrealisierung herangezo-
gen werden, was vor allem jungen Unternehmen mit risikoreichen 
Innovationsprojekten zugute käme. 

An eine derartige Vorgehensweise könnte die weitere, von 
Prof. Haschek zur Diskussion gestellte Überlegung geknüpft wer-
den, den Finanzierungsbeitrag der öffentlichen Hand auch am Er-
folg der geförderten Unternehmung partizipieren zu 'lassen. Dies 
könnte gemäß seinem Vorschlag dadurch erfolgen, daß der Barwert 
der Differenz zwischen gestütztem Satz und Marktsatz anstatt in 
Form von Zinsenzuschüssen in Form von dauerhaft gewidmeten Fi-
nanzierungsmitteln mit bedingter Verzinsung mit der ausdrückli-
chen Bedingung zur Verfügung gestellt wird, die auf diese Weise 
erworbenen Rechte wieder über den Markt zu verwerten. 
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XIII. 
Bei der Mehrzahl der Reorganisationsprojekte größerer Firmen, 

welche die FGG zusammen mit international tätigen Konsulenten 
bearbeitet hat, wurde von diesen Experten auf die Notwendigkeit 
der Änderung der Unternehmensorganisation hingewiesen. Für 
diese Firmen, und wohl nicht nur für diese, war kennzeichnend, daß 
bei einer starken Zentralisierung und Hierarchisierung eine geringe 
lnnovationsbereitschaft, ein geringer Leistungswille und eine hohe 
Rate von „internen Kündigungen" im mittleren Management vor-
handen waren. Auch im Zusammenhang mit den Problemen der 
verstaatlichten Industrie finden organisatorische Fragen nunmehr 
besondere Aufmerksamkeit. Es scheint, daß die österreichische In-
dustrie in den vergangenen Perioden starken Wachstums organisa-
torische Fragen nur wenig beachtet hat und sich die Unterneh-
mensleiter nur schwer von überkommenen Strategien und Ent-
scheidungsstrukturen trennen können. 

Die Änderung der Organisationsform bildet eine wichtige 
}-iandlungsvariable im Rahmen der strukturellen Anpassung. Die 
Unternehmen stehen angesichts des technologischen Wandels vor 
dem zentralen Problem, den angemessenen Ausgleich zwischen 
Initiative, Flexibilität und Risikobereitschaft einerseits und Kontinui-
tät, Stabilität und Durchhaltewillen anderseits im Rahmen der geeig-
neten Organisationsstruktur herzustellen. Obwohl die wissenschaft-
liche Behandlung der Organisationsformen noch keine eindeutigen 
Ergebnisse über die Zweckmäßigkeit verschiedener Organisations-
strukturen gebracht hat, spricht sehr viel dafür, daß vor allem für in-
novationsorientierte Unternehmen kleine operative Einheiten, gerin-
ge Hierarchisierung und dezentrale Entscheidungsstrukturen gün-
stigere Voraussetzungen bilden. Die komplexe Natur von vielen 
Produktinnovationen verlangt kurze Informationswege und eine in-
tensive Kommunikation sowie eine strenge Koordination von Tätig-
keiten in den Bereichen Forschung, Produktentwicklung und Mar-
keting. Aus diesen Gründen werden der Einführungs- und Wachs-
tumsphase im Produktlebenszyklus und der Strategie der flexiblen 
Spezialisierung eher eine divisionale Organisation mit Profit-centers 
und eine Dezentralisation von Entscheidungen zugeordnet. Dies 

142 



gilt insbesondere für Firmen mit einer Diversifikation der Produktion 
und einer geographischen Expansion. Demgegenüber dürfte in der 
Reite- und Rückgangsphase im Produktlebenszyklus zur Durchset-
zung der Strategie der Kostenminimierung ein institutionelles 
Machtpotential und damit mehr Hierarchie und Zentralisierung und 
eine funktionale Managementgliederung von Vorteil sein. 

Welche Organisationsstruktur auch immer gewählt wird, das 
Management hat besonderes Augenmerk darauf zu richten, daß der 
Blick in die Zukunft nicht vernagelt ist. Je stärker die „Lobby für die 
Zukunft" in einem Unternehmen ist, desto klarer und zwingender 
ist die Vision und der Gestaltungswille zur Bewältigung des not-
wendigen strukturellen Anpassungsprozesses. 
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Beschäftigungspotitik bei restriktivem Budget 

Nationairatsab geordneter Dr. Ewald Nowotny 

Ordentlicher Professor für Volkswirtschaftslehre 
an der Wirtschaftsuniversität Wien 

1. Zum Zusammenhang von Budget- und Beschäftigungspolitik - 
theoretische Aspekte 

Dieser Beitrag ist überwiegend empirisch orientiert. Es ist aber 
nötig, zumindest kurz auf einige theoretische Grundlagen einzuge-
hen, da gerade hinsichtlich der Zusammenhänge zwischen Budget-
und Beschäftigungspolitik eine besonders hohe Konkurrenzintensi-
tät unterschiedlicher wissenschaftlicher Positionen besteht, die sich 
selbstverständlich auch auf die Interpretation empirischer Aussagen 
erstreckt. Dabei sind zwei zentrale Fragestellungen hervorzuheben: 

Ursachen der Arbeitslosigkeit - und damit Ansatzpunkte einer 
Beschäftig ungspoliti k; 
Zusammenhänge zwischen öffentlichem Sektor und Beschäfti-
gu ngsentwicklu ng. 
Im folgenden sollen diese Fragestellungen - in notwendiger-

weise nur kursorischer Form - unter dem speziellen Aspekt einer 
restriktiven Budgetpolitik diskutiert werden. Als wichtigste Verursa-
chungsfaktoren von Arbeitslosigkeit werden dabei unterschieden: 

- Demographische Einflüsse, 
- Nachfragewirkungen, 
- Strukturprobleme. 
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1.1 Demographische Einflüsse 
Demographische Effekte und Veränderungen im Erwerbsver-

halten, insbesondere steigende Erwerbsquoten der Frauen, haben 
im letzten Jahrzehnt in den meisten Industriestaaten zu einer mas-
siven Erhöhung des Arbeitskräfteangebots geführt. 1 ) Selbst wo 
- wie in Österreich - das Arbeitsplatzangebot ausgeweitet werden 
konnte, konnte diese Ausweitung nicht mit dem Arbeitskräfteange-
bot Schrift halten, so daß gleichzeitig steigende Beschäftigten- und 
steigende Arbeitslosenzahlen zu beobachten sind. Die Entwicklung 
der demographischen Arbeitsmarkteinflüsse wird sich freilich in ab-
sehbarer Zeit deutlich verändern. Ab Mitte der neunziger Jahre ist 
aufgrund der Altersstruktureffekte mit einer stagnierenden und 
dann sinkenden Bevölkerungszahl im Erwerbsalter (und der Ge-
samtbevölkerung) zu rechnen. Auch ein weiteres Ansteigen der Er-
werbsquote ist nicht mehr sehr wahrscheinlich. 

Was bedeuten diese Entwicklungen für den beschäftigungs-
politischen Einsatz des Budgets? Hier sind sehr unterschiedliche 
Antworten möglich. Eine Strategie kann davon ausgehen, daß 
direkte budgetpolitische Einflußnahmen auf die demographische 
Entwicklung ohnehin nicht möglich sind, jede fiskalpolitische Be-
schäftigungspolitik daher relativ bedeutungslos bleiben muß. Es 
spräche daher viel dafür, eher auf Restriktionspolitik zu setzen, als 
eine hohe öffentliche Verschuldung einzugehen, die (jedenfalls 
monetär) von späteren Generationen getragen werden müßte, die 
ohnedies hohe Belastungen aus der Finanzierung des Sozialver-
sicherungystems zu tragen haben werden. 

Eine andere Position geht dagegen davon aus, daß es nicht zu-
mutbar sei, viele Jahrgänge ihrem „demographischen" Schicksal 
zu überlassen. Der öffentliche Sektor müsse daher aktiv beschäfti-
gungspolitisch eingreifen. Es sei daher günstiger, notfalls auch eine 
höhere Neuverschuldung durch längere Zeit fortzuführen und erst 
später, in Zeiten einer grundlegend besseren Arbeitsmarktlage, zu 

1) Eine bemerkenswerte Ausnahme ist die Schweiz, die als einziger OEcD-
Staat seit 1975 eine schrumpfende Aktivbevölkerung aufweist, was nicht unwesent-
lich zu den geringen Arbeitslosenraten dieses Landes beigetragen hat, 
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konsolidieren. Der Hinweis auf Finanzierungsprobleme der Sozial-
versicherung sei dabei kein Gegenargument - hier wären in jedem 
Fall grundlegende Systemumstellungen nötig. Im Hinterkopf be-
steht hier unter Umständen auch die Überlegung, daß kommende 
Perioden tendenzieller Arbeitskräfteknappheit auch Perioden ver-
stärkter inflationärer Tendenzen sein können, was zu Entlastungen 
hinsichtlich der „Altschulden" führen würde. 

1.2 Nachfragewirkungen 
Arbeitslosigkeit wird unter diesem Aspekt als Folge vorüberge-

hender oder langfristiger (säkulärer) Nachfrageschwäche gesehen. 
Dies entspricht dem Typus „keynesianischer" Arbeitslosigkeit bzw. 
verschiedenen stagnationstheoretischen Konzepten. Der Umstand, 
daß der Anstieg der Arbeitslosenraten nicht trendmäßig, sondern 
schubweise vor sich ging, spricht dafür, daß jedenfalls die unmittel-
bare Verursachung wesentlich in Nachfrageeinbrüchen zu sehen 
ist, da ja weder von demographischen noch - in der Regel - von 
strukturellen Faktoren schubweise, sondern eher längerfristig ten-
denzielle Wirkungen zu erwarten sind (siehe Grafiken 1 und 2). Der 
nachfrageseitigen Sicht der Arbeitslosigkeit entspricht ein beson-
ders enger Zusammenhang zwischen Budget- und Beschäftigungs-
politik. Zum einen geht es dabei um die Rolle des öffentlichen 
Sektors als Instrument der aktiven Nachfragebeeinflussung. Dabei 
ist freilich darauf hinzuweisen, daß die unmittelbare Nachfragewir-
kung des öffentlichen Sektors in einer modernen, stark außenhan-
delsverbundenen Volkswirtschaft relativ beschränkt ist. 1 ) 

Dies gilt insbesondere hinsichtlich der direkten Nachfrage des 
öffentlichen Sektors nach Gütern und Dienstleistungen, dem tradi-
tionellen Ansatzpunkt der Budgetpolitik. Selbstverständlich sind 
auch indirekte Wirkungen über andere Nachfrageaggregate mög-
lich, insgesamt darf aber die Stärke der Hebel, die dem öffentlichen 

1) volkswirtschaftliche Nachfragegrößen 1985: privater Konsum 760 Mrd 5; 
private Bruttoinvestitionen 297 Mrd 5; Exporte 541 Mrd 5; öffentlicher Konsum, 
Bund 94 Mrd 5; Investitionen, Bund 14 Mrd 5; öffentlicher Konsum, über öffentl. 
Sektor 161 Mrd 5; Investitionen, über öffentl. Sektor 28 Mrd S. 
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Sektor beschäftigungspolitisch zur Verfügung stehen, nicht über-
schätzt werden. Das heißt nicht, auf den Einsatz dieser Hebel zu 
verzichten, da der Budgetpolitik, wie die später besprochenen em-
pirischen Untersuchungen zeigen, insgesamt ganz erhebliche be-
schäftigungspolitische Bedeutung zukommt. Wohl aber heißt es, 
daß ein völliges Kompensieren massiver Nachfrageveränderungen, 
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Vergleich Arbeitslosenrate und öffentl. Verschuldung 1 ) 
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etwa im Bereich der Exporte, durch den öffentlichen Sektor allein 
schon von den Größenordnungen her als nicht möglich erscheint. 

Wichtiger noch als die direkte Nachfragewirkung des öffentli- 
chen Sektors erscheint der umgekehrte Zusammenhang, nämlich 
die Rückwirkung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrageentwicklung 
auf die Budgetentwicklung. Dies läßt sich am besten anhand der 
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saldenmechanischen Zusammenhänge der volkswirtschaftlichen 
Finanzierungsrechnung darstellen. Diese Form der Erfassung der 
Zusammenhänge zwischen Budgetdefiziten und privater Nachfrage 
zielt ab auf die „saldenmechanischen" Beziehungen, die sich nach 
der Volkseinkommensrechnung bzw. der Finanzierungsrechnung 
ergeben. Dabei werden die Finanzierungsüberschüsse bzw. -defizi-
te der einzelnen Sektoren einer Volkswirtschaft (typischerweise un-
terteilt nach: private Haushalte, Unternehmen, öffentlicher Sektor 
und Ausland) einander gegenübergestellt. Grundlage ist dabei die 
„saldenmechanische' Identität, wonach in einer Volkswirtschaft 
den Veränderungen der finanziellen Passiva (wie Kredite, Anleihen 
etc.) insgesamt gleich große Veränderungen der finanziellen Aktiva 
(Geldhaltung, Einlagen etc.) gegenüberstehen müssen. Ebenso gilt, 
daß die Summe der Finanzierungssalden der einzelnen Sektoren 
(Differenz zwischen Einnahmen und Ausgaben) Null ergeben muß. 

Diese dargestellte Finanzierungsidentität kann nun auch als 
Ansatzpunkt für die Analyse der Zusammenhänge zwischen der 
konjunkturellen Entwicklung der Budgetsalden und den übrigen 
volkswirtschaftlichen Finanzierungsströmen herangezogen werden, 
wobei freilich je nach theoretischer Position unterschiedliche Inter-
pretationen erfolgen. Eine keynesianische Position geht davon aus, 
daß ein Konjunktureinbruch mit einem Rückgang der Investitions-
und damit der Kreditnachfrage des Unternehmenssektors verbun-
den (bzw. dadurch bewirkt) ist. Demgegenüber bleibt der Finanzie-
rungsüberschuß der privaten Haushalte unverändert oder ist auf-
grund pessimistischer Erwartungen sogar steigend. „Saldenmecha-
nisch ergibt sich damit für den öffentlichen Sektor die Funktion, 
durch steigende Verschuldung die gesunkene Kreditnachfrage des 
Unternehmensbereichs zu „substituieren. Dies geschieht durch 
steigende Budgetdefizite, die teils auf das Wirken „automatischer 
Stabilisatoren (wie in der Rezession sinkendes Steueraufkommen, 
steigende Arbeitslosenunterstützung), teils auf diskretionäre Maß-
nahmen der Stabilisierungspolitik zurückzuführen sind. Jedenfalls 
sind Budgetdefizite in diesem Fall im wesentlichen als „Reflex  der 
konjunkturellen Entwicklung zu sehen. Aus neoklassischer bzw. 
monetaristischer Sicht wird die dargestellte Identität dagegen an- 
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ders interpretiert: Hohe öffentliche Neuverschuldung, allenfalls 
auch als Folge einer diskretionären Stabilisierungspolitik, bewirkt 
über verschiedene (vor allem Zins-)Mechanismen einen Rückgang 
der privaten Investitionen („crowding-out"-Problem) und damit die 
entsprechende Anpassung des Finanzierungssaldos der Unterneh-
men. 

Eine Beurteilung der verschiedenen Konzeptionen kann nur 
auf der Basis empirischer Analysen erfolgen. In jedem Fall ergibt 
sich aus der saldenmechanischen Betrachtung, daß eine Politik zur 
Reduzierung von aufgetretenen Budgetdefiziten („Budgetkonsoli-
dierung') nur dann erfolgreich sein kann, wenn es gelingt, den 
Finanzierungsüberschuß der privaten Haushalte zu reduzieren 
(z. B. durch erhöhten privaten Konsum) und/oder die Verschul-
dungsbereitschaft der Unternehmen zu erhöhen (z. B. durch Inve-
stitionen) und/oder eine Verbesserung der Leistungsbilanz (z. B. 
durch zusätzliche Exporte) zu erreichen. 

Die Darstellung der sektoralen Finanzierungssalden in Tabel-
le 1 zeigt jedenfalls sehr deutlich die oben angeführten konjunktu-
rellen Zusammenhänge. So ist im Vergleich des Hochkonjunktur-
jahres 1973 mit dem Depressionsjahr 1975 deutlich zu erkennen, 
daß die negativen Finanzierungssalden des Unternehmensbereichs 
drastisch abgenommen haben, während die öffentlichen Haushalte 
dagegen deutlich negative Finanzierungssalden entwickelt haben. 
In der Bundesrepublik Deutschland und in Österreich zeigen sich 
darüber hinaus noch (depressionsverschärfende) Erhöhungen der 
Finanzierungssalden der privaten Haushalte. Im längerfristigen Ver-
gleich 1973/83 zeigen sich vor allem für den Unternehmensbereich 
weiterhin sinkende negative Finanzierungssalden, bei anhaltenden 
relativ hohen negativen Finanzierungssalden des öffentlichen 
Sektors. 

Die Entwicklung der Finanzierungssalden ist nicht nur für die 
Analyse konjunktureller, sondern auch für die Analyse langfristiger 
Entwicklungstendenzen der öffentlichen Verschuldung von Interes-
se. Wenn eine längerfristige Tendenz zu wachsenden Finanzie-
rungsüberschüssen der privaten Haushalte bestehen sollte, würde 
sich dies insbesondere bei Zusammenfallen mit längerfristigen 
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Sektorale Finanzierungssalden 
Überschuß bzw. Defizit in % des BIP 	 Tabelle 1 

1973 1975 1983 

Bundesrepublik Deutschland 
79 94 65 

Unternehmen 	........ ............. -78 —27 —25 
12 —57 —31 

private 	Haushalte 	.................... 

Ausland 1 ) 	 ............ 	............ -13 —10 —08 
öffentliche Haushalte 	.................. 

Österreich 

.. 

47 62 66 
Unternehmen 	. .................... -63 —38 —07 

13 —25 —39 
03 01 —20 

private Haushalte 	.................. 

Schweiz 

öffentliche Haushalte 	................ 
Auslan&) 	......................... 

103 

. 

98 75 
Unternehmen 	... .................. -81 —34 —27 
private Haushalte 	.................. 

-16 —17 —15 öffentliche Haushalte 	................ 
Ausland 1 ) 	......................... -07 

. 

—48 —33 

saldo des Auslandsseklors = (bereinigle) Leistungsbilanz nil umgekehrtem vorzei- 
chen. 

Quelle: OECD (1983), E. Walterskirchen (1984, Seite 12). 

„realwirtschaftlichen" Tendenzen einer WacIistumsverlangsamung 
(z. B. demographische Faktoren, Sättigungstendenzen etc.) und 
einer. damit verbundenen geringeren lnvestitionsneigung in wach-
senden negativen Finanzierungssalden des öffentlichen Sektors 
niederschlagen. Solche Tendenzen wurden von Keynes, vor allem 
aber von nachkeynesianischen „Stagnations-Theoretikemn" erwar-
tet (vgl. auch J. Steindl, 1979) und liegen auch (aber nicht aus-
schließlich) dem Konzept der „funktionalen Finanzpolitik  zu-
grunde. 

1.3 Strukturaspekte 
Strukturprobleme als Vemursachungsfaktoren von Arbeitslosig-

keit können sowohl für die Arbeits- als auch für die Gütermärkte 
aufgezeigt werden. Auf den Arbeitsmärkten betrifft dies Probleme 
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mangelnder Qualifikation, mangelnder Mobilität etc. Auf den Güter-
märkten geht es um Fragen langfristiger Verschiebungen von An-
gebots- und Nachfrageverhältnissen auf einzelnen Märkten durch 
Auftreten neuer Konkurrenten (Schwellenländer etc.), neuer Tech-
nologien, Substitutionskonkurrenz und ähnlicher, nicht mit der Ent-
wicklung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage verbundener Fakto-
ren. Einen besonderen „strukturellen' Aspekt stellt schließlich das 
‚klassische", heute z. B. vom deutschen Sachverständigenrat in 
einigen Mehrheitsvoten vertretene, Konzept der „Mindestlohn-Ar-
beitslosigkeit" dar, wonach Arbeitslosigkeit die Folge zu hoher Löh-
ne bei gegebener produktivitäts- und Nachfragestruktur sei. 

Wirtschaftspolitisch von Bedeutung ist zunächst die Frage, in 
welchem Ausmaß die gegenwärtig und für die absehbare Zukunft 
zu erwartende hohe Arbeitslosigkeit auf strukturelle Faktoren und 
wie weit sie auf makroökonomische Nachfragedefizite zurückzufüh-
ren sei. Ohne diese vieldiskutierte Frage hier näher erörtern zu 
können, kann wohl davon ausgegangen werden, daß die Arbeits-
marktprobleme sowohl auf strukturelle als auch auf nachfrageseitige 
Faktoren zurückzuführen sind. Es kann jedenfalls angenommen 
werden, daß ein - nach meiner Einschätzung - nicht unerhebli-
cher Anteil der Arbeitslosigkeit auf makroökonomische Nachfrage-
defizite zurückgeht. Die bedeutet wieder, daß eine nachfragebeein-
flussende Fiskalpolitik in diesem Sinn von beschäftigungspolitischer 
Bedeutung ist. 

Aber auch hinsichtlich des, zweifellos vorhandenen, strukturel-
len Aspekts der Arbeitslosigkeit ergeben sich vielfältige Bezüge 
zum öffentlichen Sektor. Zunächst gilt dies hinsichtlich der Frage 
nach den Zusammenhängen zwischen makroökonomischer Nach-
frageentwicklung und Strukturwandel. Vielfältige theoretische und 
empirische Anhaltspunkte sprechen dafür, daß entgegen der Vor-
stellung der „Reinigungskrise" das Tempo des Strukturwandels 
positiv mit der Stärke der gesamtwirtschaftlichen Nachfrageentwick-
lung verbunden sein kann. Unter diesem Aspekt ist daher eine 
nachfrageunterstützende Fiskalpolitik nicht nur mit positiven Effek-
ten in bezug auf „keynesianische", sondern auch in bezug auf 
„strukturelle" Arbeitslosigkeit verbunden. 
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In einem engeren Zusammenhang können aus der Berück-
sichtigung von Strukturaspekten weitere Anforderungen an den öf-
fentlichen Sektor entstehen, die nun nicht im Sinne einer globalen 
Nachfragepolitik, sondern einer differenzierten, „post-keynesiani-
schen" Fiskalpolitik konzipiert sind. Dies gilt etwa für Maßnahmen 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik, spezielle Maßnahmen der Techno-
logiepolitik und der Investitionsförderung. Auch unter diesem 
Aspekt gehen demnach von der Budgetpolitik - und damit auch 
einer restriktiven Budgetpolitik - Wirkungen auf die Beschäfti-
gungsentwicklung aus. 

Etwas anders sieht dieser Zusammenhang aus, wenn man ihn 
unter Gesichtspunkten der „Angebotsökonomie" betrachtet. Hier 
liegt der Ansatzpunkt vor allem in den Wirkungen der öffentlichen 
Hand in bezug auf Anreiz- bzw. Abschreckungseffekte hinsichtlich 
der unternehmerischen Dynamik und Einsatzbereitschaft in einer 
Volkswirtschaft. Unter dem Aspekt der Budgetpolitik geht es dabei 
vor allem um eine Reduzierung der Steuerquote, also des Anteils 
der Zwangsabgaben in einer Volkswirtschaft (im Gegensatz auch 
zum freiwilligen Ankauf öffentlicher Schuldtitel), wobei wieder die 
Rolle der direkten Besteuerung im Vordergrund steht. Eine restrikti-
ve Budgetpolitik im Sinn einer Reduzierung von Nettodefiziten 
durch Steuererhöhungen hätte demnach auch nach dieser „ange-
botsorientierten" Position negative struktur-, wachstums- und be-
schäftigungspolitische Effekte. Kein Zusammenhang zwischen Be-
schäftigungsentwicklung und Budgetpolitik ergibt sich nur bei 
neoklassischen und insbesondere monetaristischen Positionen. 
Eine Extremposition in dieser Richtung findet sich in Form der 
Theorie rationaler Erwartungen und der daraus abgeleiteten These 
der „Neutralität der Wirtschaftspolitik.  Hier wird davon ausgegan-
gen, daß eine langfristige, realwirtschaftlich bestimmte „natürliche' 
Gleichgewichtsarbeitslosigkeit besteht, die weder durch spezifische 
Maßnahmen der Fiskal- noch der Geldpolitik nachhaltig beeinfluß-
bar ist. Weder eine expansive noch eine restriktive Budgetpolitik 
sind hier von nachhaltiger beschäftigungspolitischer Bedeutung. 
Beschäftigungsprobleme sind vielmehr eine Folge falscher, ge-
meint ist überhöhter, Lohnniveaus, hervorgerufen durch Geld- 
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illusion oder Unvollkommenheiten des Arbeitsmarkts, wie Mindest-
löhne, Arbeiterschutzbestirnmungen und andere, von Gewerk-
schaften und Staat vorgegebene Regelungen. 

Es ist zu beachten, daß es sich hier um aus Konzepten der all-
gemeinen Gleichgewichtstheorie abgeleitete Theorien der langen 
Sicht handelt. Der wirtschaftspolitische Aussagewert solcher lang-
fristiger Gleichgewichtskonzepte ist freilich höchst umstritten, wo-
bei in der Regel ja auch nie angegeben wird, wie lang denn die 
„lange Frist ist, innerhalb derer die Früchte marktwirtschaftlichen 
Wohlverhaltens reifen bzw. wie hoch die erforderlichen (Lohn-)An-
passungen konkret sind. Dort aber, wo - wie z. B. von Milton 
Friedman - solche überprüfbaren Aussagen gemacht wurden, wur-
den diese jeweils von der Empirie widerlegt. Dies hat ja auch we-
sentlich zum Niedergang der Reputation des Monetarismus geführt, 
dem in den USA derzeit in Wissenschaft und Publizistik zahlreiche, 
mehr oder weniger schadenfrohe Nekrologe gewidmet werden. 

Insgesamt ergibt sich aus dem hier vorgenommenen Überblick 
über theoretische Aspekte des Zusammenhangs zwischen Budget-
und Beschäftigungspolitik, daß eine Vielzahl wirtschaftswissen-
schaftlicher Positionen die Existenz solcher Zusammenhänge sieht, 
wenn auch erhebliche Meinungsunterschiede bezüglich der Form 
dieser Zusammenhänge bestehen. Was im speziellen die Bedeu-
tung der Entwicklung - und Beeinflussung - der volkswirtschaftli-
chen Nachfrage für die Beschäftigungsentwicklung betrifft, so wer-
den hier sowohl von keynesianischen als auch „angebotsorientier-
ten" Positionen positive Zusammenhänge gesehen, wenn auch auf 
verschiedene Aspekte der volkswirtschaftlichen Nachfrage und de-
ren Dynamik abgestellt wird. 

Insgesamt ergibt sich aus dieser Diskussion, daß jedenfalls un-
ter Aspekten der praktischen Wirtschaftspolitik davon auszugehen 
ist, daß eine restriktive Budgetpolitik von Einfluß auf die Beschäfti-
gungspolitik ist, wobei überwiegend ein negativer, beschäftigungs-
dämpfender Effekt einer solchen Budgetpolitik erwartet wird. Im fol-
genden soll nun versucht werden, einige Anhaltspunkte hinsichtlich 
der empirischen Relevanz der bis jetzt diskutierten theoretischen 
Positionen zu gewinnen. 
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2. Zum Zusammenhang von Budget- und Beschäftigungspolitik - 
empirische Aspekte 

2.1 Einkommens- und Beschäftigungsmultiplikatoren 
Ausgangspunkt für die Erfassung der kurz- und mittelfristigen 

Zusammenhänge zwischen Budget und Beschäftigung ist das Mul-
tiplikatorkonzept. In einer offenen Volkswirtschaft wird die Höhe der 
Multiplikatorwirkungen abhängen von den marginalen Konsum-, 
Steuer- und lmportquoten sowie bei einkommens- und zinsabhän-
gigen Investitionen auch von den marginalen lnvestitionsquoten 
und der jeweils begleitenden geldpolitischen Strategie. Die große 
Bedeutung gerade der letztgenannten Faktoren zeigen sehr deut-
lich die in Tabelle 2 dargestellten ökonometrischen Ergebnisse 
einer OECD-tJntersuchung. Die ausgewiesenen Multiplikatorwerte 
sind hier relativ niedrig; für Österreich können als realistische Werte 
des kurzfristigen Einkommensmultiplikators Größenordnungen von 
etwa 14 bis 16 angenommen werden. 

Multiplikatoreffekte 1 ) staatlicher Ausgabenänderungen bei 
akkommodierender' (bzw. nichtakkommodierender) Geldpolitik 

Tabelle 2 

Mulliplikatoreflekte im 

1. Jahr 2. Jahr Jahr 

Ländermultiplikatoren 2) 

13 15 15 
13 14 14 
10 093 093 

Akkommodierende Geldpolitik3)................ 

‚Globale 	Multiplikatoren 

Nichtakkommodierende Geldpolitik 	.............. 
(2) 	; 	 (1) 	................................... 

19 27 29 
19 25 25 

Akkommodierende Geldpolitik 	.................. 
Nichtakkommodierende Geldpolitik 	.............. 
(2) 	(1) 	................................... 10 093 086 

') Staatsausgabenausweitung um 1% des realen BIP bewirkt im 1. Jahr einen BIP-Zu- 
wachs um 13%, - 2) Fiskalpolitischer ‚‚Alleingang, ohne internationale Rückwirkungen; 
‚globale' 	Multiplikatoren; 	internationale Parallelpolitik 	n allen OECD-Ländern werden die 
Staatsausgaben um 1% des realen BtP ausgeweitet). - ) Das Geldangebot wird der steigen- 
den Geldnachlrage angepaßt; das Zinsniveau bleibt konstant. 

Quelle; F. Larsen, J. Uewellyn und S. Porler: „International Economic Linkages", OECD Economic Stu-
dies, wo. 1, Autumn 1983, Table A 2, Seite 74. 
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Für beschäftigungspolitische Fragestellungen ist jedoch nicht 
der Einkommens-, sondern der Beschäftigungsrnultiplikator öffentli-
cher Ausgaben und Einnahmen von Interesse. Die Überleitung von 
Einkommens- zu Beschäftigungsmultiplikatoren ist nicht ohne Pro-
bleme. Sie erfordert insbesondere Annahmen bzw. Informationen 
hinsichtlich der Aufteilung des nominellen Einkommenszuwachses 
in reale und Preiskomponenten sowie Annahmen über Beschäfti-
gungs- und Produktivitätsreserven, d. h. darüber, ob zusätzliche 
Nachfrage nur zu besserer Auslastung bereits eingesetzter Arbeits-
kräfte und damit zu Produktivitätssteigerungen führt oder ob bzw. in 
welchem Maß auf zusätzliche Nachfrage mit der Aufnahme neuer 
Arbeitskräfte reagiert wird. Im Restriktionsfall gelten diese Fragen 
im Prinzip quasi spiegelverkehrt, wobei es freilich als empirisch 
zweifelhaft erscheinen muß, ob hier von symmetrischen Arbeits-
marktreaktionen in bezug auf expansive und restriktive Nachfrage-
entwicklungen ausgegangen werden kann. Die Tabelle 3 zeigt em- 

Beschäftigungseffekte von 1 Mrd 5 öffentlicher Ausgaben 
Tabelle 3 

Richter/Schwarzl (1983, Wirkung im 1. Jahr) 
3.260 
3.540 

Frisch/Wärgötter (1982, Wirkung im 1. Jahr) 

Sachaufwendungen 	................................... 

Bauinvestitionen 	...................................... 

4.460 Hochbauinvestitionen 	.................................. 

Munduch/Schmoranz (IHS, 1982, Gesamtettekt) 
Hochbauinvestitionen 	.................................. 1.840 

Breuss/Walterskirchen (WIFO, 1982, Wirkung im 1. Jahr) 
-2.000 

1.890 
1.380 

Hochbau 	........ 	............................ 	........ 

direkte Investitionsförderung, Wohnbauprogramme 	......... 

chdstl/Maurer (CA. 1984) 

Bau ................................................. 

2.200 

Maschinen 	.......................................... 

2..000 

3.900 
6.000 

Bau: 	nach 	dem 	1. 	Jahr 	................................ 
nach 	dem 	2. 	Jahr 	................................ 
nach 	dem 	5. 	Jahr 	................................ 

Transfers: 	nach dem 	1. 	Jahr 	...........................600 ..

1.260 nach 	dem 	2. 	Jahr 	........................... 

nach 	dem 	5. 	Jahr 	........................... 2.600 
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pirische Schätzungen von Beschäftigungsmultiplikatoren für Öster-
reich, verdeutlicht durch den bei zusätzlichen öffentlichen Ausga-
ben von 1 Mrd 5 ausgelösten Beschäftigungseffekt. Die einzelnen 
angeführten Studien sind freilich hinsichtlich Methodik und Annah-
me vielfach nicht vergleichbar, worauf hier nicht näher eingegangen 
werden kann. Insgesamt ergibt sich aber doch ein Kernbereich von 
Aussagen, die als gesicherter empirischer Bestand für Österreich 
angesehen werden können: Es zeigt sich, daß die Beschäftigungs-
wirkungen zusätzlicher öffentlicher Ausgaben bzw. Ausgabenkür-
zungen im Sachgüterbereich nicht unerheblich sind und - bezogen 
jeweils auf 1 Mrd S - kurzfristig bei etwa 2.000, mittelfristig ( 3 bis 
4 Jahre) bei etwa 4.000 Beschäftigten anzusetzen sind. Innerhalb 
des Sachgüterbereichs sind die Unterschiede zwischen einzelnen 
Ausgabearten dabei nicht sehr gravierend. Das heißt - bezogen 
auf eine restriktive Budgetpolitik -‚ daß die Möglichkeiten, durch 
Strukturdifferenzierungen negative Beschäftigungseffekte zu mil-
dern, relativ gering sind. 

Sehr erhebliche Unterschiede ergeben sich dagegen im Ver-
gleich von Sachausgaben zu Transferausgaben an private Haushal-
te (Familienbeihilfen, Arbeitslosenunterstützung etc.). Dabei ist 
auch hervorzuheben, daß die entsprechenden Nachfrage- und Be-
schäftigungswirkungen als weitgehend ident mit jenen einer 
Steuersenkung für niedrige Einkommensgruppen angesehen wer-
den können, während bei Steuersenkungen, die auch höhere Ein-
kommensgruppen umfassen, wegen der höheren Spar- und Im-
portquote noch geringere Effekte zu erwarten sind. Die ausgeprägt 
niedrigeren Multiplikatorgrößen der Transfer- bzw. Steuerseite hän-
gen vor allem mit der - speziell im Vergleich zu Bauinvestitionen - 
deutlich höheren Importkomponente zusammen und sind damit 
wirtschaftspolitisch vor allem in zweierlei Hinsicht von Interesse: 
Zum einen wird illustriert, daß Steuersenkungen bezüglich ihrer 
Nachfrage- und Beschäftigungswirkungen deutlich geringere Effek-
te haben als Ausgabenerhöhungen bzw. das Unterlassen von Aus-
gabenkürzungen. Zum anderen zeigt sich, daß eine, aus welchen 
Gründen immer betriebene, Konsolidierungspolitik dann mit den 
vergleichsweise geringsten negativen Beschäftigungswirkungen 
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verbunden ist, wenn sie vor allem bei Kürzungen auf der Transfer-
seite und bei Steuererhöhungen ansetzt. Es ist freilich vielfach er-
sichtlich, daß in der wirtschaftspolitischen Praxis in der Regel Re-
striktionen auf der lnvestitionsseite aus rechtlichen und politischen 
Gründen leichter durchzuführen sind als auf der Transfer- und 
Steuerseite. 

2.2 „Selbstfinanzierungseffekte" budgetpolitischer Strategien 
Angesichts der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung moderner 

öffentlicher Haushalte genügt es freilich nicht, isoliert die Wirkung 
der Variation einzelner öffentlicher Ausgaben auf Einkommen und 
Beschäftigung zu betrachten. Vielmehr ist es notwendig, auch die 
Rückwirkungen zu analysieren, die sich von Einkommens- und Be-
schäftigungseffekten über Änderungen des Steueraufkommens, 
Änderungen in der Finanzierungslage der Sozial- und Arbeitslosen-
versicherung etc. wieder für den öffentlichen Sektor ergeben. Die 
Analyse dieser Zusammenhänge führt dann zu Schätzungen hin-
sichtlich der „Selbstfinanzierungseffekte" unterschiedlicher bud-
getpolitischer Strategien. Konkret geht es dabei um die Frage, in-
wieweit sich etwa eine expansive Budgetpolitik über einen be-
stimmten Zeitraum hin 'selbst finanziert" bzw. Wie weit sich eine 
Politik der Budgetkonsolidierung über entsprechende Kreislauf-
effekte selbst konterkariert. In letzter Zeit hat diese Frage in der 
Finanzwissenschaft als „Verschuldungsparadox" erhebliche Auf-
merksamkeit gefunden. So kommt etwa 0. Gandenberger (1983) 
zum Schluß: „Bei durchschnittlichen Staatsabgabenquoten von fast 
42% (einschließlich Sozialversicherungsbeiträgen) und einem ein-
gesparten Betrag für jeden vermiedenen Arbeitslosen von derzeit 
rund 14.000 DM im Jahr führen zusätzliche Defizite infolge ihres 
expansiven Effektes über ihre Beschäftigungswirkungen zu Haus-
haltsverbesserungen in ihrer eigenen Größenordnung." 

Es ist allerdings zu beachten, daß eine „Selbstkonsolidie-
rungswirkung' für den öffentlichen Sektor insgesamt nicht gleich-
zusetzen ist mit einer entsprechenden Wirkung für jeden einzelnen 
öffentlichen Haushalt. Je stärker sich der „Schuldenparadox-
Effekt" einer Politik der Rezessionsbekämpfung nicht bei dem ex- 
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pandierenden öffentlichen Haushalt selbst, sondern als ‚positiver 
externer Effekt" bei anderen öffentlichen Haushalten niederschlägt, 
umso größer wird die Gefahr sein, daß eine gesamtwirtschaftlich 
sinnvolle Expansionspolitik aus fiskalischen Gründen unterbleibt 
(unterbleiben muß). 

Umgekehrt gilt, daß die fiskalische Last einer Politik der Bud-
getkonsolidierung in zum Teil nicht unerheblichem Ausmaß etwa 
vom Zentralstaat auf nachgeordnete Gebietskörperschaften und 
Parafisci - insbesondere Sozialversicherungsträger - überwälzt 
werden kann. Konkret zeigt sich dies z. B. in der deutlichen Ver-
schlechterung der finanziellen Lage der Gemeinden in der Bundes-
republik Deutschland und in Großbritannien. Um dieser „Gefange-
nendilemmasituation" zu entsprechen, entwickelte z. B. A. Ober-
hauser (1985 S. 346 f.) den Vorschlag eines alle Gebietskörper-
schaften und die Arbeitslosenversicherung, eventuell auch die So-
zialversicherung einbeziehenden „Schuldenfonds". 

Auch für Österreich liegen verschiedene Berechnungen hin-
sichtlich des Selbstfinanzierungseffekts von Budgetdefiziten vor. 
Wie die nach der Studie von ChristI/Maurer erstellte Tabelle 4 zeigt, 
variieren diese Selbstfinanzierungseffekte sehr stark, je nachdem, 
ob man sie nur für den Bund oder den gesamten öffentlichen 
Sektör, für die kurze oder die mittlere Periode und vor allem für 

Selbstfinanzierungsquoten öffentlicher Ausgaben 
in Prozent 	 Tabelle 4 

1. Jahr 5, Jahr 

Bauinvestitionen 
Bund .................. 	 ................... 33 62 

83 80 

Transferzah lungen 

. 

gesamter öffentlicher Sektor 	.................... 

18 40 Bund 	...................................... 

gesamter öffentlicher Sektor 	.................... 23 60 

Quelle: J. ChristI, J. Maurer (1984). 
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Bau- oder Transferausgaben betrachtet. Insgesamt aber ergeben 
sich quantitativ nicht zu unterschätzende Effekte von erheblicher 
wirtschafts- und finanzpolitischer Bedeutung. Denn für die Strategie 
einer Konsolidierungspolitik bedeutet etwa eine nur 50%ige Selbst-
finanzierungsquote, daß z. B. Ausgabenkürzungen um 10 Mrd 5 
zwar den entsprechenden vollen negativen Beschäftigungseffekt, 
per saldo aber nur einen budgetären Entlastungseffekt von 5 Mrd 5 
bringen. 

2.3 Simulationsstudien konsolidierungspolitischer Strategien 
Die Bedeutung der Kreislauf- und Finanzierungszusammen-

hänge zeigt sich auch in den Ergebnissen von Simulationsstudien 
einzelner konsolidierungspolitischer Strategien. Als Beispiel sei das 
Ergebnis einer Modellsimulation vorgeführt, die vom Institut für 
Höhere Studien (IHS) im Auftrag der Bundeskammer der gewerbli-
chen Wirtschaft durchgeführt wurde. Neben anderen wirtschafts-
politischen Strategien wurden dabei auch die Wirkungen des fol-
genden Szenarios untersucht: Stabilisierung des Nettodefizits des 
Bundes bei 60 Mrd 5 in den Jahren 1985 bis 1988 (tatsächliches 
Nettodefizit 1985: 60 Mrd 5, 1986: 65 Mrd 5) durch Ausgabenkür-
zungen. Die Ausgabenkürzungen sollen dabei im Bereich des öf-
fentlichen Konsums, der Transfers und der öffentlichen Investitio-
nen erfolgen. Die makroökonomische Betrachtung zeigt auch nach 
diesem Modell eine erhebliche Refinanzierungsquote der Budget-
ausgaben von rund 60%, woraus sich die Notwendigkeit sehr mas- 

lHS-Simulation: Reduktion des Nettodefizits des Bundes 1 ) 
Tabelle 5 

-25% 
-64.000 

BIP real 	..................... ....... .... 

Arbeitsplätze 	....... ................... .. 

+15% (absolut: 68%) Arbeitsiosenrate 	....................... .. 

Zusätzlicher Einnahmeausfall 15 Mrd 5 

Auf jeweils 60 Mrd 5 in den Jahren 1985 bis 1988 durch aus9abenseitige Maßnahmen. 
Ergebnisse 1988 im Vergleich zur Oasislösung. 
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siver Ausgabenreduktionen ergibt, die im Jahr 1988 rund 39 Mrd S 
ausmachen müßten (Tabelle 5). 

Nach den Annahmen des IHS würde das im Jahr 1988 etwa 
bei den Pensionen und Renten Kürzungen von 14 Mrd 5, bei den 
Sozialtransfers um 67 Mrd 5 bedeuten. Der reale öffentliche Kon-
sum müßte 1985 bis 1988 stagnieren, die nominellen Investitions-
ausgaben würden unverändert bleiben. Ähnliche, im einzelnen 
(z. B. hinsichtlich der Arbeitslosenentwicklung) noch ausgeprägtere 
Ergebnisse zeigen sich auch bei einer Simulationsstudie der Wir-
kungen eines real konstanten Nettodefizits von Mosburger/Rainer 
(1984). 

Versucht man in Hinblick auf die Fragestellung „Budgetkonso-
lidierung und Beschäftigung" ein Resümee der vorliegenden empi-
rischen Ergebnisse zu ziehen, so ist - entgegen dem heutigen 
„Image" der Nationalökonomie - die Antwort doch von überwie-
gender Eindeutigkeit: Unter Berücksichtigung der Ceteris-paribus-
Klausel wird eine restriktive Budgetpolitik jedenfalls negative be-
schäftigungspolitische „Nebeneffekte" erwarten lassen, wobei die-
se Effekte umso ausgeprägter sein werden, je stärker sich die Re-
striktionspolitik im investiven oder investitionsnahen Bereich aus-
wirkt. 

2.4 Längerfristige Aspekte 

Diesen empirischen Schlußfolgerungen kann nun unter Um-
ständen entgegengehalten werden, daß sie nur kurz- und mittelfri-
stig orientiert sind und wichtige langfristige Aspekte übersehen. Da-
bei werden insbesondere zwei solcher langfristiger Aspekte hervor-
gehoben: 
a) Die Berücksichtigung von Sättigungseffekten bei öffentlichen In-

vestitionen, die z. B. bei Argumentationen des deutschen Sach-
verständigenrats eine Rolle spielt. Die Argumentation beruht da-
bei auf der Meinung, daß der Bedarf an öffentlichen Einrichtun-
gen bei Schulen, Straßen etc. bereits gedeckt sei. Auch wenn 
es richtig ist, daß entsprechende Investitionen mit positiven Ein-
kommens- und Beschäftigungseffekten verbunden sind, seien 
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sie im Hinblick auf fehlende realwirtschaftliche Kapazitätseffekte 
dennoch unproduktiv und zu unterlassen. 

Prinzipiell ist diese Argumentation zweifellos nicht ohne Re-
levanz und deckt sich teilweise mit der Kritik des Post-
Keynesianismus an bloß am Einkommenseffekt orientierten 
„vulgär-keynesianischen" Ansätzen. Unter dem Aspekt des be-
schäftigungspolitischen Einsatzes der Budgetpolitik ist freilich 
die Frage zu stellen, ob die These von Sättigungsgrenzen für 
den öffentlichen Sektor tatsächlich gilt oder ob es sich eher um 
Aspekte eines Strukturwandels innerhalb der öffentlichen Aufga-
benstruktur handelt, also etwa von Schul- zu Umweltschutzinve-
stitionen und generell von lnvestitions- zu Instandhaltungsauf-
wand. Wie gezeigt, sind die Beschäftigungsmultiplikatoren der 
einzelnen Sachgüterbereiche dabei nicht wesentlich verschie-
den, so daß aus dieser Sicht die Zusammenhänge zwischen Be-
schäftigung und Budgetpolitik von ungeschmälerter Bedeutung 
sind. 

b) Ein zweiter, langfristig orientierter Einwand bezieht sich auf Er-
wartungen, Anreiz- und Abschreckwirkungen, die mit Budgetde-
fiziten verbunden sind. Bei entsprechender Erwartungs- und 
Motivationsstruktur der Wirtschaftssubjekte würde demnach 
eine Reduktion von Budgetdefiziten zu erhöhter wirtschaftlicher 
Dynamik und damit zu günstigerer Beschäftigung führen. Ent-
sprechende theoretische Modelle lassen sich, wenn auch nicht 
ohne Probleme, konstruieren, ihre empirische Bestätigung ist 
freilich kaum möglich. Nicht zuletzt deshalb, weil auch Fälle 
einer längerfristigen, deutlich restriktiven Budgetpolitik in den 
letzten Jahren nicht sehr häufig sind. Die Bundesrepublik 
Deutschland ist kein eindeutiges Beispiel, da ein nicht unerheb-
licher Teil der Defizitreduzierung ja durch zusätzliche Noten-
bankfinanzierung in Form von Gewinnüberweisungen erreicht 
werden konnte. Eindeutige Beispiele wären eher die Schweiz 
und Großbritannien. In diesen beiden Staaten war die restriktive 
Budgetpolitik freilich auch mit massiven und langfristigen Be-
schäftigungseinbrüchen bzw. Erhöhungen der Arbeitslosigkeit 
verbunden. 
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3. Wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen 
Insgesamt zeigt sich, daß alle konkret nachvollziehbaren ernpi-

rischen Untersuchungen zum Ergebnis kommen, daß eine „Bud-
getkonsolidierung ohne Kosten, d. h. in diesem Fall ohne negative 
Beschäftigungseffekte, nicht zu erwarten ist. Die Wirtschaftspolitik 
ist damit vor einen Zielkonflikt gestellt, aus dem es keinen leichten 
Ausweg gibt. Eine Budgetkonsolidierung ohne negative Beschäfti-
gungseffekte läßt sich nur erwarten bei deutlich höherem realen 
- unter Umständen auch nur nominellen - Wachstum. 

Zu dieser Aussage sind freilich einige Qualifizierungen mög-
lich. So würde bzw. wird bei entsprechender demographischer Ent-
wicklung (sinkende Aktivbevölkerung) der prinzipielle Zusammen-
hang zwar nicht aufgehoben, in seiner praktischen Bedeutung aber 
wesentlich abgeschwächt werden. Solche Abschwächungseffekte 
sind auch von Maßnahmen der Arbeitszeitverkürzung zu erwarten, 
wobei freilich die Rückkoppelungseffekte auf den öffentlichen 
Sektor wesentlich von der jeweiligen institutionellen Ausgestaltung 
abhängen. 

Eine andere Qualifizierung geht dahin, daß es natürlich theore-
tisch möglich ist, restriktive Einflüsse der Budgetpolitik durch ex-
pansive Einflüsse der Geld- und unter Umständen auch der Wech-
selkurs- und der Lohnpolitik zu kompensieren. Die praktische 
Situation für Österreich ist dagegen freilich die, daß für alle genann-
ten Politikbereiche kein oder nur ein sehr enger autonomer Spiel-
raum besteht oder erwünscht ist, so daß die Rolle der makroökono-
mischen Beschäftigungspolitik primär von der Fiskalpolitik zu 
tragen ist. 

Eine gewisse Abschwächung des Zielkonflikts zwischen Re-
striktions- und Beschäftigungspolitik ist freilich durch Berücksichti-
gung der unterschiedlichen Beschäftigungswirkungen einzelner 
Ausgaben- und Einnahmenkategorien möglich, was - wie ge-
zeigt - vor allem zu einer stärkeren Betonung der Transfer- und 
Steuerseite führen müßte. Einen weiteren Ansatz stellt die Berück-
sichtigung unterschiedlicher Grade der Ausgabenintensität der öf-
fentlichen Aufgabenerfüllung dar. Das heißt, daß bestimmte öffentli-
che Aufgaben nicht mehr direkt vom öffentlichen Sektor, sondern 
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bei gleicher Nachfragewirkung durch andere Sektoren zu erfüllen 
sind. Ein Beispiel wäre etwa eine Strategie, Limweltschutzaufgaben 
nicht beim öffentlichen Sektor durch Subventionen, Eigeninvestitio-
nen etc. kostenwirksam werden zu lassen, sondern z. B. nach dem 
Verursacherprinzip die Kosten voll dem privaten Bereich zuzuwei-
sen. Der Kreis der Aufgabenstellungen, wo eine solche Reduzie-
rung der öffentlichen Ausgabenintensität ohne negative Nachfrage-
und Effizienzeffekte möglich ist, dürfte freilich nur beschränkt sein. 

Es verbleibt somit für die praktische Wirtschaftspolitik in erheb-
lichem Ausmaß das Dilemma eines Zielkonflikts zwischen Beschäf-
tigungspolitik und Budgetkonsolidierung, wobei ich mir als öster-
reichischer Nationalökonorn die Bemerkung erlauben möchte, daß 
Zielkonflikte ja nicht stets so gelöst werden müssen, daß man sich 
für das eine oder das andere Ziel entscheidet, sondern, daß es ja 
auch Abstufungen und Nuancierungen gibt: das, was Karl Popper 
als „muddelling-through" zur hohen Ebene wissenschaftlicher 
Weisheit befördert hat. 
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Pensionsfinanzierung und Beschäftigungslage 

Nationairatsab geordneter Dr. Walter Schwimmer 

Generaldirektor-Stellvertreter der Wiener Gebietskrankenkasse 

In bildhaften Vergleichen wird das Funktionieren unserer im 
wesentlichen im sogenannten Umlageverfahren finanzierten Pen-
sionsfinanzierung oft mit der vielzitierten „Großfamilie" von anno 
dazumal dargestellt. Die Allgemeinheit habe, so dieses Bild, in 
Form der Pensionsversicherung die Aufgaben der Großfamilie in 
der Altersversorgung übernommen, ein Teil der Einkommen der 
Aktiven werde (in Form von Beiträgen, zum Teil auch Steuern) für 
den Unterhalt der Älteren, nicht mehr Arbeitsfähigen verwendet. In 
der Großfamilie konnte dies unter drei Voraussetzungen gesche-
hen: Erstens mußten genügend arbeitsfähige, im aktiven Alter Ste-
hende in der Familie vorhanden sein, um die Alten erhalten zu kön-
nen, zweitens war auch die reale Erwerbsmöglichkeit für diese Akti-
ven notwendig, und drittens mußte innerhalb der Familie die Vertei-
Iungsfrage und die Prioritätensetzung bei den Ausgaben richtig ge-
löst werden. Auf unsere Verhältnisse übertragen, bedeutet dies das 
Vorliegen entsprechender bevölkerungspolitischer, beschäftigungs-
politischer und budgetpolitischer Voraussetzungen für das Funktio-
nieren der Pensionsversicherung. Die Fragen der Bevölkerungspo-
litik, also die Zahl der arbeitsfähigen Aktiven, die die Pensionisten 
erhalten sollten, der Budgetpolitik, also für unser Thema die Vertei-
lung zwischen den Generationen, und der Setzung sozialpolitischer 
Prioritäten sollen in diesem Vortrag grundsätzlich außer acht blei-
ben, wenngleich bei der sozialpolitischen Entscheidung, insbeson-
dere der Festlegung des Leistungsumfangs, sich das eine nicht so 
genau vom anderen trennen läßt. Insbesondere kann die Budget- 
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politik in einem sehr hohen Ausmaß unter den Druck demographi-
scher und arbeitsmarktpolitischer Situationen geraten, wiewohl si-
cherlich auch bis zu einem gewissen Grad, einen bestehenden 
Spielraum vorausgesetzt, budgetäre Korrekturen der Auswirkungen 
solcher Gegebenheiten auf die finanzielle Lage der Pensionsversi-
cherung denkbar sind. 

Ein gravierender Unterschied der Pensionsversicherung zur 
Großfamilie wird allerdings wenig beachtet: Auch die Großfamilie 
stellte noch einen überschaubaren, rasch und selbstverständlich 
anpassungsfähigen Bereich dar. Günstige Umstände ermöglichten 
im Rahmen der gegebenen Verteilungsabmachungen oder -festle-
gungen allen, den Aktiven und den Alten, einen besseren Lebens-
standard, schlechtere zwangen alle zum Gürtel-enger-schnallen. 
Nun hat der gesellschaftliche Riskenausgleich der Pensionsversi-
cherung zweifelsohne Vorteile für eine weniger den Zufällen ausge-
setzte Altersversorgung gebracht, insbesondere was das Vorhan-
densein genügend Aktiver in einer Familie betrifft, die gegebene 
Anpassungsfähigkeit an geänderte wirtschaftliche Voraussetzungen 
blieb aber in der vergesellschafteten Pensionsversicherung nicht in 
vollem, oder noch ehrlicher gesagt, nur in sehr kleinem Ausmaß 
vorhanden. 

So wird die österreichische Pensionsversicherung im wesentli-
chen im sogenannten Umlageverfahren durchaus in ähnlicher Wei-
se wie die Altersversorgung in der Großfamilie finanziert, nämlich 
durch die in Form von Beiträgen und Steuern geleisteten Anteile 
von den Einkömmen der Aktiven die unmittelbare Einsicht für die 
Betroffenen, sowohl Zahler wie Zahlungsempfänger, in diesem Zu-
sammenhang ist aber nicht mehr gegeben. Die (gewünschte, kriti-
sierte, akzeptierte) Höhe der Leistungen wird nicht an den Lei-
stungsfähigkeiten der Summe der Aktiven gemessen, sondern an 
den jeweils eigenen, oft subjektiv gesehenen, zum Teil nur ver-
meintlichen, vorausgegangenen Beitragsleistungen und an den ak-
tuellen Bedürfnissen. Ein aus der mangelnden Einsicht in die Vor-
aussetzungen des Funktionierens des nicht mehr voll anpassungs-
fähigen Systems entstehender Mangel besteht darin, daß natürlich 
trotzdem jeweils Anpassungen, sei es in Form von Veränderungen 
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der Beiträge oder der Leistungen vorgenommen werden und vor-
genommen werden müssen, dabei aber die langfristigen Auswir-
kungen wenig beachtet werden. 

So hat die Hochkonjunktur in der ersten Hälfte der siebziger 
Jahre mit der damit verbundenen Vollbeschäftigung jene wirtschaft-
lichen Voraussetzungen gebracht, die scheinbar im Sinne des Bil-
des von der Großfamilie eine überdurchschnittliche Verbesserung 
des Leistungsumfangs der Pensionsversicherung ermöglichte; ver-
nachlässigt wurde aber in einer nicht wiedergutzumachenden Wei-
se die Frage, wie dieser Leistungsumfang bei einer Verschlechte-
rung vor allem der Beschäftigungslage zu finanzieren sei. Dazu 
kommt, daß bestimmte Daten des Beschäftigungszuwachses gar 
nicht auf die wirtschaftliche Entwicklung, sondern nur auf rechtliche 
Änderungen zurückzuführen waren. So nahm die Zahl der unselb-
ständig Beschäftigten um rund 100.000, das sind immerhin rund 
35%, nur durch die Einbeziehung mittätiger Ehegattinen selbstän-
dig Erwerbstätiger in die Sozialversicherung der Unselbständigen 
infolge Änderungen im Sozialversicherungs- und Steuerrecht zu. 
Dies führte wohl ebenso wie die echte Beschäftigungszunahme zu 
einem Mehr an Sozialversicherungsbeiträgen, während die Pen-
sionslast aus einer Zeit geringer sozialversicherungspflichtiger Er-
werbstätigkeit stammte und für den Augenblick damit Verbesserun-
gen der Leistungen erlaubte; die Vorsorge für jene Zeit, in der Wirt-
schaftswachstum und Beschäftigungszuwachs nicht mehr in glei-
cher Weise gegeben sein würden, ja vielleicht Arbeitslosigkeit zu-
nehmen könnte, gleichzeitig aber die seinerzeit zusätzlich Beschäf-
tigten zu zusätzlichen Pensionisten würden, unterblieb. Die 
Schwierigkeiten blieben daher auch nicht aus, wenn sie auch nicht 
sofort voll sichtbar wurden. Nach dem Ende der erwähnten „guten' 
Jahre für die Pensionsversicherung bestand vorerst die Möglich-
keit, mit Beitragserhöhungen den Anteil der Aktiven zu erhöhen, ja 
vor Einsetzen der Zunahme der Arbeitslosigkeit war es dadurch so-
gar auch möglich, den aus dem Budget zu leistenden Bundeszu-
schuß durch Beitragserhöhungen (und andere, allerdings nur sehr 
kurzfristig wirksamen Maßnahmen) vorübergehend zu reduzieren, 
so daß der Anteil des Bundes an der Pensionsversicherungsfinan- 
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zierung in den späten siebziger Jahren nur mehr rund 18% gegen-
über 33% zu Beginn der Dekade betrug. Grundsätzlich und von der 
Themenstellung her betrachtet ist aber auch der Bundeszuschuß, 
über Steuern aufgebracht, ein Anteil der Aktiven an der Altersver-
sorgung; auch er muß erarbeitet werden. 

Beiträge von Dienstgebern und Dienstnehmern zur Pensions-
versicherung sind, das ist unmittelbar erkennbar, von der Beschäfti-
gungslage ebenso abhängig wie der Anteil der Pensionsversiche-
rungsfinanzierung, der über den Bundeszuschul3 aus Steuermitteln 
aufgebracht wird. So wie ein Mehr an Beschäftigten eine erhöhte fi-
nanzielle Leistungsfähigkeit der Pensionsversicherung zur Folge 
hafte (und wie oben erwähnt zur Ausweitung der scheinbar leicht fi-
nanzierbaren Leistungen verlockte), so bedeutet ein Weniger an 
Beschäftigten ein Weniger an Beiträgen, und zwar meist nicht nur 
nach Köpfen, sondern auch an der Pro-Kopf-Höhe einen geringe-
ren nominellen Zuwachs, da steigende Arbeitslosigkeit oder auch 
nur stagnierende Beschäftigung oft mit geringeren Lohnzuwächsen 
Hand in Hand gehen. Die die volle Pensionsfinanzierung scheinbar 
garantierende Ausfallshaftung des Bundes wird aber gerade in sol-
chen Situationen aus naheliegenden Gründen ebenfalls schwerer 
erfüllbar. Erstens wird zugleich - eben aus der Situation heraus - 
die Ausweitung änderer Ausgaben aus dem Budget als notwendig 
erachtet („Beschäftigungspolitik"), zweitens gilt das für die Beiträge 
Gesagte in ähnlicher, wenn auch - aufgrund der progressiven 
Lohn und Einkommensbesteuerung - nicht in gleicher Weise für 
die Steuereinnahmen des Staates. Eine weitere Abhängigkeit der 
Pensionsversicherung von der Beschäftigungslage besteht aber in 
einer solchen Situation, und das läßt sich in Österreich gerade in 
den letzten Jahren sehr leicht nachweisen, auf der Leistungsseite. 
Unsere Pensionsversicherung kennt kein zwingendes Pensions-
alter und räumt dem Versicherten grundsätzlich nur das Recht ein, 
ab einem bestimmten Alter in den Ruhestand überzutreten. Das da-
für ursprünglich als Normalpensionsanfallsalter gedachte Alter von 
65 (Männer) bzw. 60 (Frauen) ist aber, durch großzügige Möglich-
keiten eine vorzeitige Pension ab 60 bzw. 55 in Anspruch zu neh-
men, weitgehend obsolet geworden. Soweit das Recht auf vorzeiti- 
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ge Pension nicht wegen langer Versicherungsdauer erworben wur-
de (35 Versicherungsjahre), ist diese Möglichkeit sogar ausdrück-
lich als vorzeitige Alterspension bei Arbeitslosigkeit mit der Be-
schäftigungssituation in Zusammenhang gebracht. Die vorzeitige 
Alterspension, egal ob bei langer Versicherungsdauer oder wegen 
Arbeitslosigkeit, ist damit fast zur Regelpension geworden. Mit dem 
steigenden Druck auf dem Arbeitsmarkt steigt damit auch aus ver-
schiedenen verständlichen Gründen der Andrang zur Frühpension. 
Dies bedeutet zugleich ein Weniger an Beiträgen und Steuern aus 
Aktiveinkommen (allerdings werden die Pensionen selbst auch be-
steuert) und ein Mehr an Pensionsausgaben. Der Zahl nach noch 
nicht ganz ein Zehntel der Pensionen beträgt die Summe der aus-
gezahlten Frühpensionen bereits mehr als ein Zehntel der Pen-
sionslast. 

Wenn auch die Entwicklung der Beschäftigungslage etwa seit 
dem Jahre 1980 den Verantwortlichen diese Zusammenhänge dra-
stisch vor Augen führte, stellten sie doch grundsätzlich nichts Neu-
es dar. 

Die wahrscheinlich letzte große Leistung der großen Koalition 
war die Beschlußfassung des Pensionsanpassungsgesetzes im 
Jahr 1965. Dieses Gesetz regelte, ausgehend von einem längerfri-
stigen Finanzierungskonzept, die jährliche Anpassung der Pensio-
nen an die Einkommensentwicklung der Aktiven in Form der soge-
nannten Pensionsdynamik anstelle der bis dahin üblichen gesetz-
geberischen Ad-hoc-Entscheidungen. Ausgehend von einer Be-
rechnung der vorangegangenen Entwicklung der Beitragsgrundla-
gen der Aktiven zur Pensionsversicherung, die in der Zwischenzeit 
zwar mehrmals geändert wurde, wobei aber am Prinzip nicht gerüt-
telt wurde, wird letztendlich in einem kombinierten Verfahren aus 
sozialpartnerschaftlicher und wissenschaftlicher Beratung, politi-
scher Entscheidung des zuständigen Ministers und der Bundesre-
gierung sowie Zustimmung des Hauptausschusses des Nationalrats 
der Faktor der Pensionsanpassung festgelegt. Grundlage ist die 
nach einer gesetzlichen Formel errechnete Einkommens- bzw. Bei-
tragsgrundlagenentwicklung. Dann jedoch befindet ein aus Vertre-
tern der Sozialpartner und der Wissenschaft zusammengesetzter 
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Beirat in einem Gutachten, ob für die Pensionsanpassung der ma-
thematisch errechnete Faktor oder welcher andere Faktor herange-
zogen werden soll. Bei Erstellung seines Gutachtens hat der Beirat 
auf die volkswirtschaftliche Lage und deren Entwicklung sowie auf 
die Änderungen des Verhältnisses der Zahl der in der Pensionsver-
sicherung Pflichtversicherten zur Zahl der aus dieser Versicherung 
Leistungsberechtigten Bedacht zu nehmen. Die Berücksichtigung 
der Beschäftigungslage auch auf der Ausgabenseite ist daher seit 
der Einführung der Pensionsanpassung gesetzlich aufgetragen. 
Darüber hinaus ist seit der 40. Novelle zum ASVG (sogenannte 
„Pensionsreform") automatisch ein Abschlag vom Pensionsanpas-
sungsfaktor für die Arbeitslosenrate vorgesehen, und zwar über 
den Daumen gerechnet für 1 Prozentpunkt Arbeitslosenrate 
1/10 Prozentpunkt Abschlag von dem ansonsten errechneten, soge-
nannten Richtwert. 1986 ergab dies bei einer Bezieherrate von Ar-
beitslosengeld und Notstandshilfe von 41% einen Pensionsanpas-
sungsfaktor von 35% anstelle von sonst 39%. Diese Automatik 
wird allerdings von einem Teil der Sozialpolitiker, einschließlich mir, 
als zu schematisch und eigentlich auch willkürlich angesehen, 
wenn auch gleichzeitig kritisiert werden muß, daß der gesetzliche 
Auftrag zur Berücksichtigung der Beschäftigungslage vom Pen-
sionsanpassungsbeirat in seiner 20jährigen Praxis praktisch igno-
riert worden war. Angesichts der Tatsache, daß jeder Prozentpunkt 
Arbeitslosigkeit soziale Kosten (entfallende Beiträge, entfallende 
Steuern, notwendige Unterstützungsleistungen) zwischen 5 und 
6 MrdS jährlich hervorruft und dabei die Kosten der in einer zuneh-
menden Frühpensionierung versteckten Arbeitslosigkeit noch gar 
nicht berücksichtigt sein können, der von der 40. ASVG-Novelle 
vorgesehene Abschlag von der Pensionsanpassung bei der derzei-
tigen Arbeitsiosenrate etwa ganze 2/ioo  der sozialen Kosten der Ar-
beitslosigkeit wieder einspart, wird damit zugleich aber auch aufge-
zeigt, daß gerade die Auswirkungen der Beschäftigungslage auf die 
Pensionsversicherung mit sozialpolitischen Instrumentarien allein 
nicht korrigiert werden können. Es ist auf die Dauer sicher nicht 
möglich, den verbleibenden Aktiven zugleich die Beitragslasten der 
als Zahler ausfallenden Arbeitslosen und die Pensionslasten der 
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sowohl durch die Alterspyramide als auch durch den Arbeitsmarkt-
druck hinzukommenden Pensionisten aufzuerlegen. Die Ausfalls-
haftung des Bundes, die rein nach den Buchstaben des Gesetzes 
mangels Beitragserhöhung dann sowohl für entfallende Beiträge als 
auch für vermehrte Pensionszahlungen aufkommen müßte, ist da-
bei eine Scheingarantie. Was für das Beitragsaufkommen und für 
vermehrte Ausgaben gilt, gilt dann mit gleichem Recht für den Bun-
deshaushalt und seine Quellen und Ausgaben. Es wird damit deut-
lich, daß für eine funktionierende Sozialpolitik, insbesondere eine 
gesicherte Altersvorsorge, eine auf Vollbeschäftigung orientierte 
Wirtschaftspolitik unverzichtbar ist. Der Beitrag der Sozialpolitik 
selbst wird im wesentlichen in der rechtzeitigen Berücksichtigung 
sowohl sicherer als auch möglicher kommender Entwicklungen und 
einer daraus resultierenden Vorsicht in den Versprechungen liegen 
müssen. 
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Schlußwort 

Dkfm. Dr. Heinz Kienzl 

Generaldirektor der Gesterreichischen Nationalbank 

Wenn eine Klasse oder eine andere gesellschaftliche Gruppie-
rung an die Macht will, muß sie den Nachweis führen, daß die herr-
schende Klasse oder die dominierende Gruppe funktionslos, be-
deutungslos oder wenigstens entbehrlich geworden ist. Engels hat 
das so formuliert: „So sehen wir, daß gerade die Entwicklung des 
kapitalistischen Produktionssystems den Kapitalisten ebenso über-
flüssig macht wie den Handweber." 1 ) 

Wir erleben gegenwärtig ein solches Ringen zwischen den 
Vertretern der literarischen und der technischen Kultur, den Litera-
ten und den Technokraten. 

Wie in jeder Gesellschaft, so ringen auch in der österreichi-
schen die verschiedensten Gruppierungen um Macht, Anerken-
nung und nicht zuletzt um den Anteil am Sozialprodukt. In dem Ma-
ße, als der primäre und der sekundäre Sektor relativ an Gewicht 
verlieren, der Dienstleistungssektor, insbesondere sein mehr oder 
weniger am Luxusbedürfnis dienender Teil an Gewicht gewinnt, übt 
er einen verstärkten gesellschaftlichen Druck aus, schafft er sich 
Rechtfertigungsideologien und entwickelt Strategien zur Durchset-
zung seiner Ansprüche. Jene, die kulturelle Werte schaffen, was 
immer dies auch sein mag, treten gegen jene an, die materielle 
Werte schaffen. Konkreter gesagt, Journalisten, Lehrer, Geistliche, 
Musiker, Dichter und deren Entourage, in ihrem Gefolge Studenten 

Friedrich Engels: ‚‚Notwendige und überflüssige Gesellschaftsklasseo in Marx/Engels ‚Ge-
sammelte Werke, Band 19, Seite 289. 

175 



und breite Angestelltenschichten, wiederum überwiegend aus dem 
Dienstleistungssektor und aus der Verwaltung, treten gegen Land-
wirte, Arbeiter, Ingenieure, Manager, gegen Polizei und das Trans-
portgewerbe an. Wir wissen um die Rechtfertigungsideologien für 
dieses Ringen um Anerkennung, Macht, Einfluß und Geld und kön-
nen sie auch in Schlagworten skizzieren, so zum Beispiel das von 
der Kirche vorgetragene Bekenntnis von der Hybris des „Glau-
bens, das alles machbar sei'; vom Lob der Bedürfnislosigkeit, das 
wiederum von Geistlichen bis zu Aussteigern getragen wird; von 
der Behauptung, daß die Arbeiter immer weniger werden, woraus 
sich erklärt, daß ihre Bedeutung sinken wird, bis zu der Vorhersage, 
daß der Arbeiter immer mehr vom Roboter verdrängt werden wird. 
Behauptet wird, daß wir in einer Zeitenwende stehen, wobei natür-
lich übersehen wird, daß wir es nur mit einer besonderen Form des 
Rationalisierungsprozesses zu tun haben, der schon seit 200 Jah-
ren in den Industriestaaten unterwegs ist. Das Schlagwort von der 
Informationsgesellschaft, die die Produktionsgesellschaft in Kürze 
ablösen wird, dient ebenso diesem gesellschaftlichen Ringen wie 
die Behauptung, daß die Industrie erstens unnützes Zeug produzie-
re, zweitens die Umwelt zerstöre, drittens den Planeten ausplünde-
re, viertens die Erde unbewohnbar mache und fünftens die in ihr 
Tätigen ihrer Menschenwürde beraube. Da den Vertretern dieser 
Auffassung das Innenleben eines moderen Industriebetriebs unbe-
kannt ist und sie aus der Literatur eher die Zustände in den Indu-
striebetrieben, wie sie vor fünfzig oder hundert Jahren herrschten, 
kennen und ihr Leserpublikum auch nicht besser informiert ist, kön-
nen solche Behauptungen leicht transportiert werden und werden 
auch gerne aufgenommen. 

Im Zuge dieser Abwertung der materiellen Produktion und der 
Überbewertung der kulturellen Produkte wird auch die ganz natür- 
lich geringer werdende Bedeutung von Arbeit und Beruf für den 
Menschen der Gegenwart überbetont, die sich ja ganz einfach aus 
der Verkürzung der Zeit ergibt, in der ein Mensch berufstätig ist. 

Alles, was mit der Arbeitswelt zusammenhängt, wird abgewer- 
tet. Nicht zuletzt gilt dies für die Vollbeschäftigung, die ja einer der 
wichtigsten Pfeiler des Wohlfahrtsstaates ist. Wer wichtiger als der 
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Facharbeiter, als der Ingenieur sein will, muß nachweisen, daß die 
Bedeutung des Facharbeiters, die Bedeutung des lngenieurs ge-
sunken ist, ja daß ihre Tätigkeit die Gesellschaft schädigt, die Zu-
kunft gefährdet und daß daher auch die Anliegen dieser Bevölke-
rungsgruppe geringwertiger als die der literarischen Kultur und ihrer 
Träger sind. 

Eine Jugend, die niemals materielle Not kennengelernt hat und 
deren natürliche Zukunftsängste auf einen Krieg projiziert werden, 
der um so unwahrscheinlicher ist, je technisierter die Welt der Indu-
striestaaten wird, je mehr Kernkraftwerke und Conipurtersysteme 
einen Krieg nicht machbar erscheinen lassen, und der damit die 
Angst um die materielle Existenz in der Zukunft vernebelt und weg-
diskutiert wird, eine solche Jugend folgt derartigen Parolen gerne 
und ist auch bereit, die Vollbeschäftigung für ein recht bedeutungs-
loses, gesellschaftliches Ziel zu halten. Es kann daher nicht ver-
wundern, daß das Vollbeschäftigungsziel gerade in den hochent-
wickelten westeuropäischen Industriestaaten zumindest vorüberge-
hend stark in den Hintergrund gedrängt wurde, wahrscheinlich so 
lange, bis ein wirtschaftlicher Rückschlag von größerer Dauer die 
Jugend- aus ihrem grünen Wolkenkuckucksheim auf den harten 
Boden der Realität herunterholt und sie die nötigen Erfahrungen 
macht, die man ja tatsächlich nicht aus Büchern lernen kann. So 
mag es sein, daß wir mit dem Thema dieser Volkswirtschaftlichen 
Tagung um ein paar Jahre zu früh dran sind, eine „Wende" disku-
tieren, die vielleicht noch gar nicht in Sicht ist, und Wege für sie 
aufzeigen wollen, die manchen vielleicht gar nicht wert erscheinen, 
gezeigt oder gar begangen zu werden. 

Unsere Tagung hat keine &nfache Antwort auf die gestellte 
Frage gegeben, zumindest nicht in der Form, der seinerzeit so viel 
kritisierten Kurzfassung, „lieber 5% mehr Schulden des Staates als 
5% mehr Arbeitslose". Obwohl anerkannt wurde, daß das austro-
keynesianische Instrumentarium, nämlich Lohn- und Preiskontrol-
len in lockerer Form, Hartwährungspolitik, Stützung der Nachfrage 
durch die öffentliche Hand, von der öffentlichen Hand gestützte 
Kreditinstrumentarien usw., hervorragende Dienste geleistet und 
die Arbeitslosenrate in Österreich etwa um 50% unter dem westeu- 
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ropäischen Niveau gehalten hat, ist das Instrumentarium hinsicht-
lich globaler Nachfragestützung ausgeschöpft. Die Anwendung des 
austrokeynesianischen Modells hat ein Zurückkrebsen mit den 
Reallöhnen, wie es in manchen westeuropäischen Staaten unver-
meidbar wurde, überflüssig gemacht. Wir sind gar nie so hoch hin-
aufgeschossen. Es genügte, um das Gleichgewicht wiederzugewin-
nen, die Reallöhne über einige Jahre zu stabilisieren. Das ist für die 
Arbeitnehmer natürlich wesentlich leichter zu verkraften als Real-
lohnsenkungen. 

Die Durchsicht der gängigen nationalökonomischen Theorien, 
also der monetaristischen, der angebotsseitigen, der Arbeitskosten-
senkung als Allheilmittel, aber auch die Durchsicht älterer Theorien 
hat gezeigt, daß die nationalökonomische Theorie doch nur das in 
ein wissenschaftliches Gewand kleidet, was vorher die Praktiker, 
sich vorwärtstastend, erarbeitet und erprobt haben. So war es bei 
der nachfragegestützten Vollbeschäftigungspolitik der siebziger 
Jahre und so wird es auch diesmal gehen müssen. Sehr deutlich 
wurde aber herausgestellt, daß eine der wichtigsten Voraussetzun-
gen der Vollbeschäftigungspolitik der Wille zu ihrer Durchsetzung 
ist. Ferner muß die Bevölkerung, bereit sein, bewährte Instrumente 
der Vergangenheit, so sie nicht mehr tauglich sind, beiseite zu le-
gen und nach neuen zu suchen. Konkret: Wenn der Staatsapparat 
keine neuen Arbeitsplätze zu vergeben hat, dann muß die junge In-
telligenz eben selber anpacken und sich selbst die Arbeitsplätze 
schaffen, die sie benötigt, d. h. neue Firmen gründen, selbständig 
werden. Wer übrigens weniger Staat, mehr Selbstbestimmung 
wünscht, muß auch mehr Risiko übernehmen und mehr Eigen-
initiative entfalten. 

Unsere Lage wird dadurch nicht gerade erleichtert, daß in den 
westeuropäischen Staaten Vollbeschäftigung eigentlich kein wirt-
schaftspolitisches Thema mehr ist. Die USA haben ein Ausmaß der 
Beschäftigung, das ihren Bedürfnissen einigermaßen entspricht, in 
Großbritannien ist die schlechte Beschäftigungslage ein willkomme-
nes Instrument, um die Gewerkschaften zu entmachten. Deutsch-
land und Frankreich haben Preisstabilität und Schuldenabbau in den 
Vordergrund gestellt und die Vollbeschäftigung hintangestellt. Die 
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ökonomischen Satelliten der großen Wirtschaftsstaaten akkomnio- 
dieren sich so gut es geht, einige streben sogar darüber hinaus. 

Die internationale Zusammenarbeit, die ja für die Gestaltung 
der Wirtschaftspolitik seit Ende des Zweiten Weltkriegs von außer-
ordentlich großer Bedeutung war, ist schwächer geworden. Es fehlt 
ihr weitgehend jede Inspiration, sie bewegt sich zum Teil auf Ne-
bengeleisen, wie Liberalisierung der Kapitalmärkte, und es beküm-
mert sie zu Recht das Schuldenproblem. Vollbeschäftigungspolitik 
steht nicht auf der Tagesordnung, nur einige wenige kleine europäi-
sche Industriestaaten halten noch diese Fahne hoch. Seitdem die 
Regierungen erkannt haben, daß man auch bei hoher Arbeitslosig-
keit Wahlen gewinnen kann, ist der politische Faktor in den Hinter-
grund getreten. 

Nun haben wir es mit dem Phänomen zu tun, daß man in einer 
allgemein sehr ungünstigen Beschäftigungssituation in Europa, 
ganz zu schweigen von den Entwicklungsländern, in einigen Regio-
nen eine ausgezeichnete Beschäftigungssituation vorfindet, z. B. in 
der Südwestecke der Bundesrepublik. Die Frage war daher legitim: 
Was hat zu dieser Entwicklung geführt? Ist es die geopolitische Si-
tuation, ist es die Verkehrslage, sind es Förderungsmaßnahmen, ist 
es eine zufällig günstige industrielle Struktur? Die Antwort, die wir 
bekameb, war: Einiges von alldem, plus einer engen Verbindung 
von Unternehmungslust der Schwaben und Bayern, verbunden mit 
dem Einsatz von Forschungsergebnissen, die vor allem die Univer-
sitäten geliefert haben. Eine wahrhaft Schumpetersche Antwort auf 
das Beschäftigungsproblem. Natürlich soll nicht übersehen werden, 
daß man im südwestdeutschen Raum die modernen Industrien hat. 
Aber daß man sie dort hat, ist eben die Folge des Unternehmungs-
geistes der Schwaben und der Bayern. 

Eines war am Abend, bevor der Finanzminister sprach, jeden-
falls klar: Die industrielle Struktur der europäischen Staaten befin-
det sich im Umbruch. Dieser Umbruch bedeutet den Verlust zahl-
reicher bisher für sicher gehaltener Arbeitsplätze, schafft aber Be-
schäftigungsmöglichkeiten in anderen Bereichen der Wirtschaft. 
Dieser Umbruch im realwirtschaftlichen Bereich bedarf auch einer 
Umstellung im finanziellen Bereich, bedarf vieler Anpassungsschrit- 

179 



te der Banken und verlangt auch eine Umgestaltung des ordnungs-
politischen Rahmens für dieses wichtige Gewerbe, das über das 
Organisationsinstrument Geld verfügt oder, genauer gesagt, es ver-
waltet. 

Der zweite Tag stand im Zeichen der Anpassung des Arbeits-
marktes, des Kapitalstocks, der Staatsfinanzen und des Pensions-
systems an geänderte Nachfrageströme, die vom internationalen 
Bereich auf Österreich einwirken. Während in den vergangenen 
Jahren, insbesondere in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre, 
alles daran gesetzt wurde, um die Arbeitsplätze für die vorhande-
nen Arbeitskräfte zu sichern, wobei man auch in Kauf nahm, daß 
mancher Weg ins Leere führte oder, konkret gesagt, Betriebe ge-
stützt wurden, von denen man ziemlich genau wußte, daß sie das 
nächste Jahrzehnt nicht überstehen werden, muß sich nun die Ar-
beitsmarktpolitik umstellen. Freilich wäre es falsch zu sagen, daß 
sie nicht schon viele Schritte in die richtige Richtung gemacht hat. 
Jetzt geht es aber um eine „Ouantitätsveränderung", die eine 
„Qualitätsveränderung" bedeutet. 

Einer unserer Vortragenden hat auf die engen Zusammenhän-
ge zwischen den öffentlichen Finanzen und der Vollbeschäftigung 
hingewiesen. Zusammenhänge, die wechselseitig sind. Die Vollbe-
schäftigung hängt in einem hohen Maße von produktiven Staats-
ausgaben, genauer gesagt von Investitionen, ab und umgekehrt 
wiederum sind gesunde Staatsfinanzen nur möglich, wenn Massen-
arbeitslosigkeit verhindert wird. Auf der anderen Seite aber ist die 
Vollbeschäftigung einer Volkswirtschaft unentbehrlich, will sie den 
Lebensstandard der Nichtberufstätigen, insbesondere der alten 
Menschen sichern. Wir stehen in Österreich darüber hinaus vor der 
Tatsache, daß auf eine immer geringer werdende Zahl von Berufs-
tätigen eine steigende Zahl von Pensionisten kommt, und dies aus 
demographischen Gründen. Soll die Bürde für die Berufstätigen 
nicht zu groß werden, muß ihre Zahl möglichst hoch, also am Voll-
beschäftigungsstand gehalten werden. 

In diesem Zusammenhang muß aber auch darauf hingewiesen 
werden, daß es nicht nur auf die Zahl der Beschäftigten, sondern 
auch auf ihren Arbeitseinsatz und ihre Leistung ankommt. Es muß 
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das Konsumvolumen, das durch die zunehmende Zahl der Pensio-
nisten, hervorgerufen durch die längere Lebensdauer und die im-
mer teurer werdende medizinische Versorgung, belastet wird, von 
einem entsprechenden Arbeitsvolumen begleitet sein. Arbeitszeit-
verkürzung kann also im Zusammenhang mit der Vollbeschäftigung 
nur als eine Kunst des Möglichen, also als sozialpolitisches Instru-
ment zur Erreichung höherer Lebensqualität angesehen werden. Ihr 
Beitrag zur Erreichung der Vollbeschäftigung kann höchstens mar-
ginal sein. 

Damit bin ich aber schon dabei, das Instrumentarium, das uns 
bei der Tagung vorgeführt wurde, Revue passieren zu lassen. Es ist 
sicher richtig, daß wir versuchen müssen, das Zinsniveau niedrig zu 
halten, damit Renteneinkommen nicht so hoch steigen, daß es für 
einen Unternehmer sinnvoller ist, sein Geld in Wertpapieren anzu-
legen, als zu investieren. Sicherlich sollen wir festhalten, daß ein 
Deficit-spending nach dem Gießkannenprinzip wenig zur Wieder-
erreichung der Vollbeschäftigung beitragen kann, daß aber Staats-
ausgaben, die richtig gesteuert sind, die Leistungsfähigkeit der 
Wirtschaft erhöhen, zur Umweltverbesserung beitragen und auf 
diesem Wege Beschäftigungsmöglichkeiten und Einkommen schaf-
fen, die die gesamtwirtschaftliche Situation verbessern. Bedenklich 
sind natürlich nur Staatsausgaben, die in den konsumtiven Sektor 
fließen und dann in einem hohen Grad ins Ausland überschwappen 
oder einer Strukturkonservierung dienen, die in eine Sackgasse 
führt. Aber allein eine Umweltverbesserung in dem Ausmaß, wie es 
von allen Osterreichern für richtig gehalten wird, würde ja die Voll-
beschäftigung auf ein Jahrzehnt sichern, wie Studien der Volkswirt-
schaftlichen Abteilung der Nationalbank bewiesen haben. 

In der gegenwärtigen Situation, in der eine große Umstruk-
turierung der europäischen Volkswirtschaften stattfindet, die soge-
nannten Schornsteinindustrien an Bedeutung verlieren, neue Indu-
strien - beginnend beim lnformationssektor über die Medizintech-
nik bis zur Umwelttechnik - Bedeutung gewinnen, ist auch die 
Umstrukturierung des Arbeitsmarktes, getragen von einer laufen-
den Verbesserung der Ausbildung der Arbeitskräfte von überragen-
der Bedeutung. Berufsausbildung wird in steigendem Ausmaß ein 
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Mittel der Arbeitsmarktpolitik werden und damit ein tragendes In-
strument der Vollbeschäftigungspolitik. Das wichtigste aber ist eine 
Veränderung der politischen Zielsetzung, aufbauend auf einer Ver-
änderung der Einstellung zu wirtschaftlichen Möglichkeiten und 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten. 

Die Vollbeschäftigung erreicht man nur, wenn man sie auch 
entschieden erreichen will. Wenn sie selbst im Sprachgebrauch von 
der Tagesordnung abgesetzt wird, indem man nur mehr vom Errei-
chen einer möglichst hohen Beschäftigung spricht, dann ist sie 
schon verlorengegangen. Wir haben auch als Nationalbank gezeigt, 
daß eine massive Förderung der Forschung Bedeutendes zur Ver-
besserung der Konkurrenzfähigkeit der österreichischen Wirtschaft 
und damit zur Verbesserung der Beschäftigungssituation beitragen 
kann, denn nur auf eigener Forschung und ihrer Anwendung kann 
ein moderner, an der Weltspitze marschierender Industriestaat sei-
ne Position erhalten und sinnvolle Beschäftigungsmöglichkeiten 
schaffen. 

Wir sind damit ans Ende der Volkswirtschaftlichen Tagung ge-
langt. Vielleicht wird uns mancher vorwerfen, daß wir versuchen, 
gegen den Strom zu schwimmen, daß wir Signale in eine Richtung 
setzen, wo doch der Zug der Zeit in eine andere Richtung gehen 
möchte, aber dies ist notwendig, will man nicht - wer weiß, 
wohin - abgetrieben werden. 
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